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Einleitung.

Ilachdem auf AllerhöchstenBefehl die Zusammenbernfung des sechzehnten Rheinischen

Provinzial-Landtags angeordnet war, wurde derselbe nach vorangegangenem feierlichen Gottes¬

dienste am 16. November 1862 von dem Königlichen Landtags-Commissarius, Ober-Prä¬

sidenten der Rheinprovinz, Wirklichen Geheimen-Rath von Pommer-Esche eröffnet, dessen

Rede von dem Landtags-Marschall Freihcrrn von Waldbutt-Basse n heim-Born heim,

mit einem dreimaligen Lebehochauf Seine Majestät den König, in das die Versammlung

begeistert einstimmte, erwidert wurde.

Am 5. Dezember 1862 wurde der Laudtag von dem Königlichen Landtags - Com¬

missarius geschlossen.
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Allerhöchster Landtags-Abschied
für die zum 14. und 15. Provinzial-Landtageversammelt gewesenen Stände der Rheinprovinz.

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen:c.
entbietenUnserm getreuen Stünden der NhcinprovinzUnseren gnädigsten Gruß, und ertheilen hier¬
mit auf die Uns vorgelegtenGutachten und Anträge der in den Jahren 1860 und 1861 versammelt
gewesenen Provinzial-Landtageden nachstehenden Bescheid:

I. Auf die gutachtlichen Erklärungen über die Präpositionen:

i. Promn,ial-Land. Dem Antrage Unserer getreuenStände in der Erllürung vom 12. November 1860 gemäß
mgs.Wahlen im haben Wir genehmigt,daß von dem Erlasse der Verordnung,

^'"'^meindem'"^' betreffend die Ausführn»« der in den Art. IX. und XIII. der Verordnung vom 13. Juli
1827 enthaltenen Bestimmungen über die Provinzial-Landtags-Wahlen im Stande der
Landgemeindender Rhcinprovinz,

bis auf Weiteres Abstand genommenwerde.
2. Regelung der Pm' Der von beiden Hänsern des allgemeinenLandtags in der Session von 1861 bereits cmge-
simis Äcrechtiglmgdcr kommene, «ber bis jetzt nicht zur Publikation gelaugte Gesetzentwurf,betreffend die Pcnsionsbcrcch-

"'""""ntten tignng der Gcmcindc-Forstbecimtcn in der Nhcinprovinz,wird voraussichtlich dadurch feine Erledigung
finden, daß in die vorzulegendenEntwürfe einer neuen Städte-Ordnung und einer Rheinischen Land-
gcmciuden-Ordnnnggleichartige Bestimmungen aufgcnommm werden.

:!. Einzugs'undLl!i> N^ den Verhandlungen über die dem allgemeinenLandtag vorzulegenden Entwürfe einer
der Gc!minde"Öid-ucucu Städtc-Ordnung und einer neuen Rheinischen Landgemeinde-Ordnungwird dieser Gegenstand
nnng vom M, Juli sci„e Erledigung finden.
1845 verwaltetenOe- ^ ^ ,1 ,

meindeu.
Bei »Feststellung des Entwurfs der dem allgcmcmcn Landtag vorzulcgcudcnRheinischen

4. Landgemeinde-Landgcmeiudc-Ordnungwird das darüber von dcu getreuen Ständen abgegebene Gutachten benutzt
werden.

5. Gnmdstener-Kll. Das von Unseren getreuen Ständen abgegebene Gutachten über dcu Gesetz-Entwurf, be¬
tast«, trcffcnd einige Abänderungendcr Verordnung wcgcn periodischer Revision des Gruudstcucr-Katastcrs

in den beiden westlichen Provinzen, hat durch die unter dem 26. September dieses Jahres erfolgte
Publication des betreffendenGesetzes seine Erledigung gefunden.

II. Auf die ständifchcn Petitionen:

„. , , ^ Die Anträge Unserer getreuen Stände in den Adressen vom 10. uud 12. November1860
Au«g1c?chmigd?r Nn- werden durch die gegenwärtig veranlaßten allgemeinen Erörterungen über die gcsctzlichcRegelung
quartiernngslast resp, dcr Einquarticrungslast und die Zulässiglcil und das Maß einer Erhöhung dcr für die Einquartic-
m!dVerpflegm33 rungslllst aus der Staats-Kassc zu zahleudcuVcrgütiguug voraussichtlich ihre Erledigung finden.
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Dem in der Petition Unserer getreuen Stände vom 13.» November 18L0 gestellten Antrage, 2. Auslegm,!, des
daß bei Anöführnug des Art. XVI. der Verordnung vom 13. Juli 1327 der daselbst
Ausdruck „Nein-Ertrag" Seitens Unserer Verwaltungsbehörden nur als gleichlautend mit „Kai astral- „m^ "m„"i3."IM
Ncm-Ertrac," ausgelegt werden solle, haben Wir unsere Zustimmung nicht ertheilen touucu. ^7.

Was die Antrüge Unserer zum lltcu beziehungsweise 14tcn und 15ten Proviuzial-Landtngc3. Proviuziol. Feuer-
versammelt gewesenen getreuen Stände betrifft: Societät.

1) daß die Wirksamkeit der Rheinischen Provinzial-Fcncr-Societät ans die Versicherung von Mo<
bilicn ausgedehnt uud dabei die für die Immobilnr - Versicherung verliehenen Vorrechte, und
zwar mindestens das Nccht zur Benutzung der öffentlichen Beamten, auch anf dicfcn neuen
Geschäftskreis übertragen werden;

2) daß die Nhcinproviuz die Prämie, wie der §, 33 des rcvidirten Socictäts-Ncglcments vom 1.
September 1852 solche bestimmt, als feststehend in der Art garnntirc, daß aller sich ergebende
Überschuß der Provinz verbleibe, dagegen auch der sich ergebende Ausfall vou der Provinz
durch Umlage auf die dircctcn Steuern, (Grund-, Klassen-, tlnssisizirte Einkommen- und
Gewerbesteuer), sowie auf die Mahl- und Echlachtstcuer gedeckt werde,

so ist denselben nach dem Ergebniß der nach dem Landtags-Abschiede ä« el^tu Karlsruhe den 30.
September 185l! eingeleiteten, nunmehr geschlossenenErörterungen nicht zu entsprechen gewesen.

Unser Eommissarius wird Unseren getreuen Ständen über die Gründe der Ablehnung
ihrer Anträge eine nähere Mittheilung machen.

Was die Anträge Unserer getreuen Stände in der Adresse vom 13. November 1860
wegen Abänderung des 8. 6 und des 8. 35 (nicht 33) des rcvidirten Reglements für die Rheinische
Provinzial-Fener-Societät vom 1. September 1852 anlangt, so haben dieselben durch Unseren
Erlaß vom 28. Octobcr n. Is. (Ges. S. S. 817) ihre Erledigung gefunden.

Dem Antrage in der Petition Unserer getreuen Stände vom 12. November 18L0 um .,. 2taats°Pr«»üefUr
Unterstützung des Westrhcinischen Vezirksstraßenfondö des Regierungsbezirks Eoblenz bei den Kosten dicumzubaucudenBc.
des Umbaues mehrerer VezirWraßenstreckeu iu der Gesammtlänge vou 4430 Ruthen haben Wir «V^s L°Mn^
bereits durch die mittelst Unserer Ordre vom 28. Januar 1801 erfolgte Bewilligung der erbetenen
Bau-Prämie von 3 Thalern auf die Ruthe entsprochen.

Dem Antrage Unserer getreuen Stände iu der Petition vom 13,^Novcmbcr 1800 ist mit 5,Pserde Eilmbahncu.
der Maßgabe entsprochen worden, daß in Fällen, wo die Venntznng einer rheinischen Bezirtsstraßc
zur Anlage einer Pferde-Eisenbahn beantragt wird, der betreffende Eonnnissar des Provinzinl-Land-
tagcs berechtigt sein soll, die Zustimmung zn einer solchen Anlage im Namen des Landtages zu ertheilen,
bei Differenzen zwischen ihn, uud der Bczirts-Negicrung aber die Angclegcuhcit zur Beschlußfassung
des Landtages zn bringen ist, und daß es außer der Zustimmung des Eommissars roZp. des Land¬
tages jedenfalls auch der Gcuchmignng des Ober-Präsidenten bedarf.

Die in der Petition Unfcrcr getreuen Stände vom 9. November 1860 uachgcsuchtcAus- g. Freiheit vom LlMs-
dchnuug der den Fuhren mit Chanssecban-Matcrialien nach dem Ehanssccgeldtarif vom 29. Februar seesscloefilrFuhrcuuou
1840 zustehenden Freiheit vom (ühansseegetdc auf Fnhrcn mit Wegebau Matcrialieu überhaupt, würde WegMumatmatm,.
eine Abänderung der Bestimmung unter No. 9, in dem gedachten Tarif bcdiugcn. Eine folchc Ab¬
änderung erscheint aber weder iu der Beschränkung auf die Nhcinprovinz allein zulässig, noch im
Allgemeinen in Rücksicht anf die in den übrige» Provinzen obwaltenden besonderen Verhältnisse
statthaft. Wir haben daher Anstand nehmen müssen, dem Antrage Unserer getreuen Stände zu
entspreche».

Nachdem die Gemeinden Straclcn und Nicukcrt sich zum chaussccmäßigcn Ausbau 7. Commmicüstrllßm
des Commuualwcges von der Cö!n-Vcnlocr Staatsstraße in Straclcn nach der Elcvc-Ercfclder «°» Straelc» nnck,
Bezirtsstraßc in Nicntcrk, Kreises Geldern, verpflichtet, haben Wir ans die Petition Unserer getreuen
Stände vom 9. November 18l>0 mittels Erlasses von, 4. Dezember 18l>1 unter Bewilligung einer

1*
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Neubau-Prämie an die gedachten Gemeindenzugleich die Aufnahme dieser Chaussee unter die Vczirts-
straßcu des RegierungsbezirksDüsseldorf genehmigt.

Die von Unseren getreuen Ständen in der Petition vom 19. November1860 beantragte
8. Prämien-Chaussee Aufnahmeder Prämien-Chausseevon Nittershauscn längs der Wuppcr nach Hückcswagc», insoweit
vonRittcrshauseunach s^che innerhalb der Nhciuvrouinz belegen ist, und zwar zunächst der Abtheilungvon Vcycnburg nach

Dahlcranc, nach vollendetem Ausbaue unter die ostrhcinischcu Bezirksstraßendes Regierungsbezirks
Düsseldorfhaben Wir genehmigt.

9. Steele-Biedmeyel Der Petition Unserer getreuen Stände vom 13. November 1861 entsprechend haben Wir
Actimstrllsie. genehmigt, daß die Steele-Bredeneuer Actienstraßeim Kreise Essen, RegierungsbezirksDüsseldorf

nach ihrer bezirksmäßigenHerstellungunter die ostrheinischen Bezirksstraßen des Regierungsbezirks
Düsseldorf aufgenommenwerde.

iu. Mttmami-Hoch- Auf den Antrag in der Petition vom 13. November 1860 um Uebernahme der Mett-
dllhlev Gemeinde m«nn-Hochdah!erGemeinde-Chausseeunter die ostrheinischen Bezirksstraßen des Regierungsbezirks

Düsseldorferöffnen Wir Unsern getreuen Standen, daß in Betracht des auf der Mettmann-Hoch-
dahler Gemeinde-Chausseesich bewegenden Verkehrs und der auf dieser Straße vorkommenden
ansehnlichen Steigungen von der Seitens der Provinzial-Behörden für nothwendig erachteten
Erbreiterung des Planums und der Fahrbahn nicht abgesehen werden und die Aufnahme dieser
Straße unter die ostrheinischen Bezirks - Straßen des RegierungsbezirksDüsseldorf zur Zeit um so
weniger erfolgen könne, als auch im Uebrigen die von Unsern getreuen Ständen vorbedungeue
bezirksstraßenmäßigeInstandsetzung derselben von den betheiligten Gemeindennoch nicht ausgeführt
oder zugesichert ist.

Der in der Petition vom 13. November 186N gestellte Antrag, „zu der von einer
11. Pferde Eisenbahn Commandit - Gesellschaft beabsichtigten Anlage einer Pferde-Eisenbahn von Nünderoth an der Cöln-
"°" ^I"^"^ "^ Olper Staatsstraße im Kreise Gummersbach bis zum Bahnhofe bei Siegburg die Benutzung der

"U "^' gedachten Staatsstraße zu gestatten, auch das Unternehmen durch Bewilligung einer Bau-Prämie
zu unterstützen", erledigt sich, da das Project einer Pferde-Eisenbahn von Nünderoth nach Sieg¬
burg von den Interessenten aufgegebenworden ist.

12. Verlegung der Da der Vezirksstrahenfondsdes Regierungsbezirks'.'lachen die Mittel zu der projectirten
Cöln-Triere'rBezirks-Verlegung der Cöln-Trierer Bezirksstraßezwischen Eicherscheidt und Tondorf nicht besitzt, von der

Ausführung dieses Projects auch entsprechende Vortheile für den Verkehr nicht zu erwarten sind:
so fällt die Voraussetzungfort, unter welcher die Unterstützung aus Staatsmitteln erbeten ist und
kann daher den Anträgen Unserer getreuen Stände in der Petition vom N. November 1860 keine
Folge gegebenwerden.

13. Chaussee von Rei» Auf die Petition vom 13. November 1860 wegen Bewilligung einer Neubau - Prämie für
chenstein nach Mütze- die Gemeinde - Chausseevon Mützenichnach Kaltenherberge und Aufnahme der letztern unter die

Bezirksstraßen, eröffnen Wir Unsern getreuen Ständen, daß, da die betreffendenGemeinden zu
der Uebernahme des Ausbaues der Straße von Mützenichnach Kaltenherberge sich nicht bereit
gefunden, dieses Projekt für jetzt hat auf sich beruhen bleiben müssen, und der Petition daher
weitere Folge nicht zu gebe» gewesen ist.

14. Unterstützungder Die Petition Unserer getreuen Stände vom 13. November 1860, wegen Bewilligung
Gemeinde L°y. eines Zuschussesaus dem westrhcinischenBezirksstraßenfonds des RegierungsbezirksCoblenz zur

Unterstützungder GemeindeLau bei dem Ausbau ihres Antheils an der Moselstrahe,, findet durch
die Bestimmungim §. 7 des revidirten Regulativs über den Bezirksstrahenfondsder Rheinprooinz
vom 1?. September 1855 und durch die Unserm Ober-Präsidenten zustehende Genehmigung des
Beschlusses Unserer getreuen Stände ihre Erledigung.



Ueber die Petition wegen Rückerstattung der für den Bau des Nord-Kanals zur Staats- 15>, Nord-Kanal.
lasse erhobenenGelder muß die Entscheidungbis nach Abschluß der darüber noch schwebenden
Verhandlungen vorbehalten bleiben.

Dem allgemeinen Landtage wird demnächstder Entwurf einer Städte-Ordnung für den 16. Erlaß einer ncncn
Gesmnmtumfang der Monarchie mit Ausnahme der hohenzollernschen Lande, sowie der Entwurf ^.'^' "i^"^
einer neuen Landgemeinde-Ordnung für die Rheinprovinz vorgelegt und damit den Wünschen der ^Rhcmprovinz.'^
getreuen Stände entsprochenwerden.

Den Anträgen Unserer getreuen Staude in den Petitionen vom 6. November1860entsvre-17. Ortschaften Rhein-
chend, haben Wir genehmigt, daß die im Kreise Rheinbachgelegene GemeindeNheinbach, die im boch. H°n»tt >'»d
Siegtleise gelegeneGemeindeHonnef und die im Kreise Düsseldorfgelegene Gemeinde Hilden fortan
auf Provinziallandtagen im Stande der Städte vertreten werden.

Dem Antrage Unserer getreuen Stände in der Petition vom 9. November 1860 eutspre- 1«, Gemeinde Lumich,
chend, haben Wir die Vertretung der Gemeinde Linnich, RegierungsbezirksAachen, ans Kreis- und
Provinzial-Landtagen im Stande der Städte angeordnet.

Dem von Unseren getreuen Ständen in der Petition vom 12. November 18L0 gestellten u». va»dwch»Pferde<
Antrage: „Daß der bis jetzt bei dem Staatsschätzeverwaltete sogenannteRheinischeMobümachungs- gelderfonds.
Fonds vom Jahre 1815 (Landwehr-Pferdegelder-Fonds)den einzelnenKreifen zur Selbstverwaltung
überwiesenwerde", hat die Genehmigung nicht ertheilt werden können, da der Fonds hierdurcheine
unzweckmäßige Zersplitterung erleiden würde. Unsern getreuen Ständen bleibt jedoch überlassen,
den Gegenstandnochmals in Berathung zu ziehen und einen anderweitigenAntrag auf Ueberweisung
des betreffenden Fonds zur centralisirten provinzialständischenVerwaltung zu stellen, wobei auch
bic Verbindung der Verwaltung des Laudwchr-Pferdcgcldcr-Fondsals eines sclbstständigcn mit der
Provinzial-Hülfötossczur Erwägung kommen taun, übrigens aber jedenfalls ein besonderes Reglement
über die Art der Verwaltung. die Zwecke der Verwendung, die Mittel der Erhaltung des Fonds
resp, über die Thcilnahmcrcchtcder einzelnen Kreise vorbehaltlichUnserer Bestätigung zu entwerfen
sein würde.

Ans die Petition Unserer getreuen Stünde vom 9. November 1860, die Rcgulirnng des 2<». Beschwerde»der
Einquartieruugswescns in den in der Umgegendder Schießplätze für die Wcstphälischc und Nhci- Gcincinden Wahn,
Nische Artillerie-Brigade bei Wesel resp. Wahn bclcgcncn Ortschaften betreffend,haben Wir mittelst ^"^Mjahriich^i"
Unsere«Erlasses vom 25. Septbr. 1801 geuchmigt, daß den während der jährlichen Schießübungenderlehrmde Emquar.
der genannten beiden Artillerie-Brigaden auf der Spcllcncr resp. Wahncr Heide bcguarticrtcn Gc- ticrnnnMst.
mcindcnder RegierungsbezirkeDüsseldorf und Eöln statt der ihnen auf Gruud der Ordre vom 3.
April 1839 ans Staatsfonds seither bewilligten außerordentlichen Einqnarticrungsvcrgütimg von
Zwei Silbcrgroschcnpro Mann und Tag für jetzt und auf Weiteres eine solche Vergütung von
«zwei Silbcrgroschcnsechs Pfenningen" pro Mann und Tag gewährt wcrdc.

Die Petition Unserer gctrcucu Stände vom 6. November'1860 in Betreff der Errichtung ^l. Errichtn»!, einer
ciucr dclcgirtcu Prüfungscommission für Pharmaceuten zu Bonn hat durch die inzwischen erfolgte ^2^mnM°"'"mr
Errichtung einer solchen Commission, welche mit dem Wintcr-Scmcstcr 18"'/°2 ins Leben getreten
'st, ihre Erledigung gefunden. ^«"'-

In Folge der Petition um Erlaß eines Gesetzeszum Schutz medicinisch erprobter Heil- 22. Erlaß eines Ge-
Zellen ist eine nähere Erörterung der Sache sowohl rücksichtlichdes Bcdürfnisscs cincs solchen Gc- ^,H" Schntze
st'tzcs, als auch rücksichtlichdcs Maßcs dcs eventuell zu gewahrenden Schutzes veranlaßt, bis zu deren ' H«,auellen.
Abschluß dic Weitcrc Entschließungvorbehalten bleibt.

Was dic von Unsern getreuen Ständen in der Petition vom 23. Dezember 1858 in Äczug 2g. Erweiterung der
auf dic Prouinzinl-HülfSkasscgestellten Anträge anbetrifft, so ist der Antrag zu VI inzwischen durch ProUlnzial-Hnlfstasse.
Unscru Erlaß vom 16. April 1860 gcnchmigtworden und hat dadurch sciuc Erledigung gefunden.
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Wir genehmigenfcnicr dic Anträge zu IV, V und VIII dahin:
1. Dic von Privaten für dic ihnen in Ocmäßhcit des ß. 11 des mittelst des Erlasses vom 27.

September 1852 bestätigtenStatuts der RheinischenProviuzial-Hülfskasscgewährte» Darlchuc
zu stellende Sicherheit taun auch durch Verpfändung von Obligatioucu der Nheiuprvvinz uud
der Kreise uud Städte dieser Provinz, jedoch in Höhe von 75 °/o ihres Eourswcrthes geleistetwerden.

2. Dic Direktion der Provinzial-Hülfslasse ist befugt, ihre disponibel« Gelder zinsbar anzulegen
durch Belegung bei der PreußischenBank, sowie durch Aulauf oder Bclcihuug von inländischen
Staatspapicrcu, Pfandbriefen, Obligationen der Nheinproviuz, der in der Nhcinprovinz bclcgc-
ncn Kreise und Städte, sowie sonstigen auf dcu Inhaber ausgestelltenPapieren, welchen pupil«
larischc Sicherheit gesetzlich beigelegt ist.

3. Die im Namen der Hülfslasfc auszustellendenUrkunden und Ausfertigungen werden von dem
Vorsitzenden der Dircltiou vollzogen und vou dem Sccrctair derselben coutrasiguirt.

Dagegen können wir uns nicht bewogen finden, auf die übrigen von Unsern getreuen
Ständen gestellten Anträge einzugehen, und nur soweit sind Wir gcucigt, dic Emissionvon Papieren
auf deu Inhaber, jedoch ohne ständische Garantie, uud,'uutcr Fcsthaltuug der in dcu W. 8 uud 9
dcr Statutcu der Provinzial-Hülfslasse anfgcführtcn Zwecke zu bewilligen,

daß der Proviuzial-Hülfstnssc dic Emission verzinslicher uutüudbarcr und zu cuuortisircuder
lüttre» au purteur in dcm Umfangc uud in dcr Höhe gestattet wird, als sie selbst durch von
den competcutenBehörden genehmigteSchuldurtuuden der Kreise uud sonstige Korporationcu
gesichert ist und zwar zu dein Zinsfüße und zu dcu Amortisatiunsratcn, wclchc sic nach Inhalt
dieser Schnldurtuudcn zu empfangenhat.

Falls Unsere getreuen Stände eö gerathen und angemessen finden, hiervon Gebrauch zu
machen, so wollen Wir ihren desfallsigeu Beschlüssen uud Anträge» zu Unserer weiteren Eutschlicßung
cntgcgcnschcu.

24. Wemstm« pro Ans den Autrag iu dcr Petition vom 7. November 18l!n nni Erlaß dcr Wcinstcucr für
l^W. das Jahr 1860 hat nicht eingegangenwerden tonnen, da nach dem Ergebnisseder sorgfältigen Er¬

mittelungen, welche über den Ausfall dcr Weinlese im Jahre 1860, über dic für dcu gewouncucn
Wein erzielten Preist und dic Lage dcr Winzer stattgefunden haben, sich das Bedürfniß zu dcm
befürworteten Erlasse der Wciustencr für das gedachte Jahr nicht hat ancrtcnncu lassen.

25.' Ständische ^nf den Antrag Unserer getreuen Stände in der Petition vom 13. November 1860
Kanzlei. haben Wir genehmigt, daß die Stelle eines Gehülfen des ständischen Kanzlei-Inspcctors und Ne<

gistrators mit einer aus provinzielle»Mitteln vom 1. Januar 1860 ab zu zahlende» firirten jähr¬
lichen Besoldung von fünfzig Thalern dotirt werde.

2«. Diäten u. Reift Die in der Petition vom 24. August 1861 gestellte»Anträge, in Abänderung der den
kosten für die Mitgiic- und deren Stellvertretern in den älteren ständischenGesetzen zu-
^" ^llMa""'"'"' gebilligtenDiäten- und Reisekosten-Sätze, diese Sätze für die Nheinprovinz dahin zn normiren, daß

die Reisekostender Provinzial-Landtags-Mitglieder nach Maßgabe der Verordnung vom 10. Inni
1848 (Gesctz-S.S. 151) herabgesetzt und der hierdurch erzielte Ueberschußzu einer Erhöhnng des
Datensatzes auf 4 THIr. verwendet werde, zu genehmigen, haben Wir in Betracht, daß durch die
vorgeschlageueu Abänderungender Bestimmungender älteren ständischen Gesetze keine Mehrbelastung
der Provinz eintritt, Unsern Minister des Innern mittelst Erlasses vom 28. Oktober 1861 ermächtigt.

Zu Urtund dieser Unserer gnädigstenBescheidungen habe» wir den gegenwärtigenLand-
tags-Abschied Höchstcigenhcindigvollzogen nnd verbleibenUnsern getreuen Ständen in Gnaden gewogen.

GegebenBerlin, den 15. November 1862.
(gez.) Wilhelm.

(gegengez.) v. Bismarck. v. Bodelschwiugh. u. Noon. Graf v. Itzenplitz.
Graf zur Lippe, v. Iagow.

Landtags- Abschied für die Provinzial-Stände der Nheinprouinz.



Propositions-Deerete.

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen :c.
entbieten den zum Provinzial - Landtage einberufenen getreuen Ständen der Rhcinprovinz Unsern
gnädigsten Gruß uud lassen thuen folgende Propositioncn zur Berathung und Erledigung zugehen:

1. Mit Rücksicht auf die dcu getreuen Stünden durch die §§. 5 und 47 des Gesetzes vom Rmtcubank'Coutrole.
3. Mürz 1850 in den Angelegenheiten der Rcntcnbaut zugewiesene Mitwirkung nnd Eou-
trolc, habeu die getreuen Stände nach den näheren Mittheilungen, welche unser Commis-
sarius machen wird, die Wahl von Abgeordneten uud Stellvertreter» vorzunehmen.

3. Zu den der Provinz augchürigcu Nczirts-Eommissioncu für die llassifizirtc Eintommcnstcuer Vezirtslommissionen
haben Unsere getreuen Stünde neue Mitglieder nnd Stellvertreter in Gcmäßhcit des tz. 34 für die t!alsifi;irtc
des Gcsctzcs vom 1. Mai 1851 zn wählen. Hinsichtlich der Zahl der für die einzelnen Emtonmmisteucr,
Bezirks - Commissionen zu wählenden Mitglieder nnd Stellvertreter, sowie hinsichtlich der
übrigen bei den Wahlen zu beobachtenden Momente bewendet es bei den Vorschriften, nach
welchen die früheren dicsfälligcn Wahlen stattgefunden haben nnd werden Unseren getreuen
Ständen die Nachwcisungcn der cintommcnstcncrpflichtigcn Einwohner der einzelnen Bezirke
durch Unsern Commissarius mitgetheilt werden.

3. Unsere getreuen Stünde werden ferner, soweit es nöthig, die Wahl des Ausschusses iu Au«sch,H wenn, der
Gcmäßhcit des §. .5. Nr. 3. dcs Gcsctzcs wegen der Kriegslcistuugcu und deren Vcrgütigung Knegsleisnuissm und
uom 11. Mai 1851 unter angemessener Betheiligung der einzelnen Stände zn Gewirken """ VcrMu»«,
haben.

4. Für die Bezirks - Eommissioncn zur Regelung der Ornudstcueru habeu Unsere getreuen B«irl« Commissionen
Stände an Stelle der ansgcschicdcncn Mitglieder oder E>sntzmänncr in Gcmäßhcit dcs Behufs der Grund.
§. 13. dcr Anweisung für das Verfahren bei Ennittclnng des Reinertrages der Liegen- stcuer-ÄMlininss.
schnften uom 31. Mni v. I. (Gcs.>Samml. S. 357) nach der näheren Mittheilung, welche
Unfcr Commissarius hierüber machen wird, ncnc Mitglieder oder Ersatzmänner zu wählen.

5. Nach §. 8. Nro. 4 uud 5 dcs Gesetzes, betreffend die Einführung einer allgemeinen Gc-Ciuschätzungi«»Merk,
bündestencr vom 21. Mai 18U1 (Gcs.-Samml. S. 317) sollen in denjenigen ländlichen nmlc der G"m>.de
Ortschaften, in welchen keine überwiegende Anzahl von Wohngcbüudcu rcgclmüßig dnrch '" stcucr°Ocscbe.
Vermicthung benutzt wird, die außer dcu Wohngcbäudcn dcr Steuer unterliegenden in Z. 5
zu 1 und 2 des gedachten Gesetzes bezeichneten Gcbändc, inglcichcn die zu anderen, als
den iu Verbindung mit Landwirthschaft bctricbcncn Fabriten nnd ähnlichen Anlagen g»
hurigcn Wohngcbüudc iu diejenige Steucrstufc eingeschätztwerden, in welche die Gebäude
von derselbe« Art nnd von gleichem oder ähnlichem Umfange in denjenigen Städten ein¬
geschätzt sind, welche zum Zwecke dcr Vcrglcichuug uach Anhörung des Prouinzial-Landtagcs
für jeden Kreis bezeichnet werden; ferner für jede Provinz nach Vernehmung dcs Provin-
zial-Lnudtagcö dic Merkmale zusammengestellt werden, nach welchen in denjenigen ländlichen
Ortschaften, in welchen keine überwiegende Anzahl von Wohngcbäudcu regelmäßig durch
Vermicthung benutzt wird, die steuerpflichtigen Gebäude mit Berücksichtigung dcr in der
Provinz obwaltenden Verhältnisse in dic verschiedenen Stufen des Tarifs einzuschätzensein
werden.
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Unsere getreuen Stände wollen hiernach ihr Gutachten über die aufzustellendenNor-

malstückc nnd Einschütznngsmcrtmalcnach den näheren Mittheilungen, welche Unser Eom-
missarius denselben hierüber zugehen lassen wird, abgeben.
Unsern getreuen Ständen lassen wir folgendeGesetz-Entwürfe:

g,. zur Verbesserung des Coutractcu- uud Hypothctcnwcscnsini Bezirkedes Iustizscnates
zu Ehrcnbrcitstciu;

b. betreffend die Einführung der Eoucurs-Orduuug vom 8. Mai 1855) sGcs-Samml.
S. 321) uud des Gesetzesüber die Befugnisse der Gläubiger zur Anfechtungder
Rechtshandlungenzahlungsunfähiger Schuldner außerhalb des Eoncurscs vom 9. Mai
1855 (Ges,-Samml, S. 429) im Bezirk des Justiz-Senats zu Ehrcubrcitstcin;

c. wegen Aufhebungder lox H,i>a8tH8iai>»,iu deu Landcstheilcudes gcmcincuRechts;
zur Begutachtung zugehen.
Wir lassen schließlich Unsern getreuen Standen den Entwurf einer Kreis-Ordnung, welcher
beim Beginn der diesjährigenSitzung des Allgemeinen Landtages der Monarchie im Herren-
Hause eingebracht, aber nicht zur Beschlußfassunggelangt ist, znr Begutachtung insbesondere
hinsichtlich der Bestimmungen über die Bildung und Zusammensetzungder Krcisvcrtrctuug
mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisseder Nhcinprovinzzugehen.

In Betreff der laufendenständischenVerwaltung wird Unser Üommissariusdie uöthigcn
Mittheilungen an Unsere getreuen Stande machen.

Die Dauer des Prouiuzial-Landtagcs haben Wir auf drei Wochen bestimmt.
Wir bleiben Unseren getreuen Stände» in Gnade gewogen.

Gegeben Schloß Babelsbcrg, den 27. Octobcr 1862.

gez. Wilhelm.
gez. v. Bismarck. u. Itzenplitz. v. Mühler. Graf zur Lippe, v. Iagow.

An

die zuni Provinzial-Landtage der Rhciuprovinz versammelte«Stünde.
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Auszug
aus dem Gesetze vom 21. Mai 1861, betreffend die Ginführung

einer allgemeinenGebäudesteuer.
§- 8 Nr. 4, Die außer den Wohngebäuden der Steuer unterliegenden, im 8. 5 zu 1 und 2 be¬

zeichneten Gebäude, ungleichen die zu andern, als den in Verbindung mit Landwirth-
schaft betriebenenFabriken und ähnlichenAnlagen gehörigen Wohngebäude, werden
m diejenigeStufe eingeschätzt, in welche die Gebäude von derselben Art und von
gleichem oder ähnlichem Umfange in denjenigenStädten eingeschätztsind, welche zum
Zwecke der Vergleichung nach Anhürnng des Provinzial-Landtages für jeden Kreis
bezeichnet werden;

Nr. 5, für jede Provinz sind nach Vernehmung des Provinzial-Landtages die Merkmale zu¬
sammenzustellen,nach welchen die steuerpflichtigen Gebäude mit Berücksichtigung der
m der Provinz obwaltendenVerhältnissein die verschiedenen Stufen des Tarifs ein-
gl schätzt werden sollen.

»,ä Allerhöchste
Proposition Nl. 5.

ein-, n ^ b' ». Nr. 4 und 5 des Gesetzes vom 2l. Mai v. Is., betreffenddie Einführung
,. v r allgemeine,! Gebändesteuer,sollen in denjenigenländlichenOrtschaften,in welchen eine über-
d/n m! ! ?"^ "on Wohugebäude»regelmäßig nicht durch Vermiethuug benutzt wird, die anßer
«en ^ohngebauden der Steiler unterliegenden,im §. 5, 1 nnd 2 bezeichneten Gebäude, ingleichen
An» 7"' "^ ^" in Verbindilng nüt LandwirthschaftbetriebenenFabriken und ähnlichen
sss?" gehörigen Wohngebäude in diejenige Stufe des dein Gesetz beigegebenenTarifs einge-
Mtzt werden, ,n welche die Gebände von derselbenArt nnd von gleichem oder ähnlichen! Um-

sange in denjenigen Städten eingeschätzt sind, welche zum Zwecke der Vergleichungnach Anhörnng
des ^°"^^°Landtagcs für jeden Kreis zu bezeichnen, ferner für jede Provinz nach Vernehmung
^ -P^vinzial-Landtages diejenigen Merkmale zusammengestellt werden, nach welchen die steuer-

W? ^Mo° mit Nerücksichtignng der in der Provinz obwaltenden Verhältnisse in die ver-
, Mdenen Stufen des Tarifs einzufchätzen sind. Den Landtagen sämmtlicherProvinzen werden
"ie yierauf bezüglichen Propositious-Detrete zugehen.

Um dem Landtage der dortigen Provinz die zur Abgabe seines Gutachtens erforderlichen
Menagen zn verschaffen, bemerken wir zur gefälligenMittheilung an den Ersteren Folgendes:

der c"l ''^ ^ ^' ^^ ^setzes soll die Veranlagung der Etener dergestalt erfolgen, daß jedes
in, 5 ?l unterliegende Gebäude nach Maßgabe seines jährlichen Nutzungswertheszu eiuer der
n<» .. "^ bestlnimteu Steuerstufen eingeschätzt wird. Für die Ermitteluug dieses jährlichen NntzungS-
werthes unterscheidet das Gesetz zwischen

I- den Städten, sowie denjenigen ländlichenOrtschaften,in welchen eine überwiegendeAnzahl
von Wohngcbändenregelmäßig dnrch Vermiethung benutzt wird, und
den übrigen ländlichenOrtschaften.

In den zu I. gedachte,l Ortschaften foll ltz. 0. des Gesetzes)der Nutzungswerth der
steuerpflichtigen Gebäude mit Einschlußder zu diesen gehörigenHofräume und Hausgärteil
(8, 1. des Gesetzes vom 21. Mai v. Is, betreffenddie anderweiteRegelung der Grundsteuer)
nach dem mittleren jährlichen Miethswerthe derselben festgestellt, nnd letzterer nach den
durchschnittlichen Miethpreisen abgemessen werden, welche innerhalb der dem Veranlagnngs-
Iahr nnmittelbar vorangegangenen 10 Jahre in der Stadt oder Ortschaft bedungen worden sind.

II.

Denkschrift,betreffend
die Einschätzung«-

mertmalc der Gebäude
auf dein Lande.
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Für die Ermittelung des Nutzungswerthes der steuerpflichtigen Gebäude in den zu II,
gedachten Ortschaftenunterscheidet das Gesetz weiter,
a) zwischenden Wohngebäudeu mit Ausnahme derjenigen, welche zu audern als den in

Verbindung mit Landwirthschaft betriebenen Fabriken und ähnlichen Anlagengehören,und
l)) zwischen allen übrigen, im §, 5, unter 1 und 2 des Gesetzes aufgeführten steuerpflich¬

tigen Gebäuden (§. 7. und §, 8. Nr. 4. des Gesetzes.)
Bei Feststellungdes Nutzungswerthesder zu .i bezeichneten Wohngebäude— mit Aus¬

nahme der nur zum Sommeraufenthalt bestimmtenLand- und Gartenhänser, welche (H, 8. Nr. 3.
des Gesetzes) lediglich nach Maßgabe ihrer Grüße, Bauart und Einrichtung einzuschätzen sind
— sollen (§. ?. des Gesetzes), in soweit aus wirkliche,: Miethpreisen ein zureichenderAnhalt für
die Feststellungdes Nutzuugswerthes der Gebäude uicht zu gewinnen ist, zu diesem Behufe neben
der Größe, Bauart uud Veschaffeuheitder Gebäude und uebeu der Größe und Beschaffenheit
der zu den Gebäuden gehörigen Hofränme und Hansgärten, auch die Gesammtucrhältuisseder
zu denselben gehörigen ländlichenBesitzungenuud nutzbaren Grnndstückeberücksichtigt werden.
Es liegt dieser Bestimmungdie Annahme zu Grunde, daß es für den Nntzungswcrth ländlicher
Wohngebäude ueben bereu Bauart und Beschaffenheit vorzugsweisedarauf ankomme, in wieweit
sie den Auforderuugen genügen, welche der Landessittegemäß an die Befriedigung des Wohuungs-
und Wirthschaftsbcdürfnifsesnach den Gesammtverhciltuisscu der Besitzungen von den Eigenthümern
der letzteren gestellt zu werden pflegen, nnd daß deshalb aus den Verhältnissen der bei den
Wohngebäuden befindlichenländlichenBesitzungen ein wesentlicher Anhalt für die Schätzungdes
Nntzungswerthesder ersteren zu entnehmensei.

Um einerseits die Anwendung gleichmäßiger Abschätzungs-Gruudsätze über den ganzen
Staat hin zu sichern, andererseits einer Ueberbürdnng der ländlichenWohngcbäudevorzubeugen,
unterscheidetdas Gesetz im 8. 7 im Anschlichan die ähnlichenNormen der Klassen- und Ein- ^
kommenstenerdrei Klassen von ländlichen Vcsitzuugeuuud d>cseu entsprechend drei Klassenvon
Wohngebäudeu,bestimmtfür jede dieser KlassenMarimalstufen des Tarifs und verordnet außer¬
dem, daß die der dritten Klasse augehörigcu ländlichenWohngebäude nie in eine höhere Stufe
eingeschätzt werden dürfen, als Wohngcbäude vou gleicherGröße, Bauart uud Veschaffeuheit in
den uächstbelegenenLandstädten. Von der Aufstellungweiterer detaillirter allgemein gültiger
Beranlagungsuorschriftcudurch das Gesetz selbst ist bei der großen Ausdehnung des Staate? und
der dadurch bediugteu, auf Bauart uud Befchaffenheit der Gebäude einwirkendenVerschiedenheit
der klimatischen,Verkehrs- uud Wirthschaftsverhältuisse,Abstaud geuommeuworden, dagegeu ist
bei dcu erheblichen Schwierigkeiten, welche die Ermittelung des Nutzungswerthesder ländlichen
Wohngcbäudeauch uach Aufstellungjener drei Gebäuocklasseu darbietet, im §. 8 Nr. 5 bestimmt,
daß für jede Prouiuz nach Vernehmung des Prumnzial-Landtages die Merlmale zusammenzu¬
stellen seien, nach welchen die steuerpflichtigenWohngcbäude mit Berücksichtigungder in der
Provinz obwaltenden Vcrhältnisse in die verschiedenenStufen des Tarifs eingefchätzt werden
follen. Für dicfe Bestimmung ist vornehmlich die Voraussetzuugmaßgebendgewesen, daß jene
Merkmale der thatsächlich obwaltenden Verschiedenheit der ländlichen Besitzungen,insbcsoudereder
auch in einem Theile der dortigen Provinz bestehenden Eintheilnng der Besitznugeu uach Baueru,
Halbbaueru u. s. w. würde entnommen werden können; diese Voraussetzunghat sich indessen für
die Nheiuproviuzuicht bestätigt. Die erfordcrtcuGutachtcu der KüuiglicheuNegiernngenzn Cobleuz,
Düsseldorf,Eöln und Aachen stimmen darin mit Euer Excellenz übcreiu, daß besondere provinzielle
Merkmale, welche der Einschätzungder ländlichen Wohugcbände zur Steuer zu Gruude gclcgt
werden könnten, nicht vorhanden sind. Es wird insbesonderevon der Königlichen Negierung zu
Coblenzausgeführt, daß in ihrem Verwaltungsbezirkegrößere ländliche Besitzungen überhaupt uur
vereinzelt vorkommen, uud der Verkehr mit dem Gruudeigcuthnmkeinen irgend festen Regeln
unterworfen zu sein fcheiue, so daß eiue Eiutheiluug desselben nach Klassen, welche einen Anhalt
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für die Einschätzimg der Gebäude abgeben könne, vollkommen unbekannt fei, auch weder die Grüße
des bewirthschaftetenGrundeigenthums, noch die Art der Vewirthfchaftungirgend einen durch¬
greifenden Unterschiedder ländlichen Besitzungen, sowie der dazu gehörigenWohngebäudeer¬
kennen lasse.

Die Königliche Regierung zu Düsseldorf bemerkt, daß die Nähe industricrcichcrStädte
in einem großen Theile ihres Bezirks die Landwirthschaft iu ciuc mehr oder weniger uahc Ver¬
bindung mit der Industrie gebracht und dadurch in jeder Beziehung dc» örtlichenBedürfnissen
entsprechend verschiedenartiggestaltet habe, fo daß durchgreifendeunterscheidende Merkmale der
ländlichenBesitzungenund der zu denselben gehörigen Wohngebäudenicht vorhanden seien.

Auch die Königliche Regierung zu Cöln stellt für ihren Bezirk das Vorhandenseinvon
dergleichen Mertmalcu iu Abrede. Es soll zwar ciuc thatsächliche Bcrschicdcuhcitdcr ländlichen
Grundstüclc nach der Zahl des darauf gchaltcncuZugviehes bestehen und follcn in dicscr Be¬
ziehunghiu und wicdcr die Bczcichnungcn Kuh- Ochsen-und Pfcrdcbaucrn gebrauchtwerden.

Es seien dies indessen keine allgemein durchgreifende geuauc Bezeichnungen, weil nur iu
einzelnen Kreisen mit Kühen geackert werde, die Leistungsfähigkeitder Zugochsen iu den einzelnen
Gegenden eine sehr verschiedenesei, endlich auch ans Grundstücken,welche Pferden leine ansrcichcnde
Beschäftigunggewähren, dennoch hänfig dergleichen gehalten, aber zum Transport nnd zur Aus¬
hülse bei dcr Vestclluug fremder Acckcr verwendet werden.

Die Regierung in Aachen hebt zwar die Verschiedenheitder, voraussichtlich ihrer Mehr¬
zahl uach iu dic Stufcu 1 bis 6 des Tarifs ciuzuschätzcudcuWohugcbäudc in den drei Gcbirgs-
lrcisen Montjoie, Schlcidcn und Malmcdy gegen dic Wohngebäudein der Ebene hervor, glaubt
aber gleichfallsbci dcr großcu Vcrschicdcuhcitiu dcr Bauart sämmtlicherGebäude Eiuschätzuugs-
mcrkmnlc im Sinne des tz. 8 Nr. 5 des Gesetzes nicht aufstellenzu tonnen.

Nach den Ausführungen dcr Regierung zu Trier cudlich soll dic große Zersplitterung
uud Beweglichkeit des Gruudbcsitzcs iu den lintsrhcinischcnGcbirgsthcilcn dahin geführt haben,
daß Wohugel'äudcuur ausuahmswcisc als Zubehör einer bcstimmtcnländlichenBesitzungbetrach¬
tet wcrdcu können, daß deshalb für dic Einschätzung dcr Gebäude aus den dazu gchörigculänd¬
lichen Besitzungen oder nutzbaren Gruudstückcu Merkmale nicht entnommenwerden tonnen, daß es
sich aber empfehlen werde, dic Einschätzung dcr Gcbäudc vorzugswciscnach dcrcn Größe, Bauart
uud Vcschaffcuhcit vorzunchmc», dcrgcstalt, daß, einen mittlcrcn Vanznstand vorausgesetzt, nnd
ohne Rücksicht ans vorhandene Hof- nnd Hausgärtcn cingcfchätzt wcrdcu sollen:

in die mit mit mit mit mit
Stufe heiz¬

baren
nicht

des Wohngebäude heiz¬
Tarifs Stuben baren

Stuben Küchen Kellern Speichern

1 1 1 1
c> 1 1 1 1 —
3 1 2 1 1 1
4 2 1 1 1 1
5 2 2 1 1 1
6 2 3 1 1 1
7 3 1 1 1 1
8 3 2 1 1 1
9 3 3 1 1 1

10 3 4 1 1 1
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in die
Stufe

des
Tarifs

Wohngebäude

mit mit mit mit
heiz¬ nicht
baren heiz¬

Stuben baren
Stuben Küchen Kellern

mit

Speichern

11
12
13
14
15
1«
17
18
19
80
21
22
23
24
25
2«

4 2 1 1
4 3 1 1
5 2 1 1
6 2 1 1
6 4 1 1
7 2 1 I
7 4 2 1
8 2 2 1
8 4 2 2
9 2 2 2
9 4 <-> 2

10 2 2 2
10 4 I 2
12 4 2 2
14 4 2 2
Kl 4 2 2

1
1
1
1
1
1
1
1
1
2
2
2
2
2
2
2

Ungewöhnlichguter oder ungewöhnlichfchlcchter Bcmzustaud, etwa uorhaudcuc größere
oder kleinere Hofräumc und Hansgärtcn, zum Gebäude gehörige mehr oder weniger wcrthuollc
ländlicheBesitzungen füllen eine Höhcrc odcr uicdrigcrcEinschätzung bedingen.

Wie auch von Ew. Erccllcnzin dem Berichte vom 6. Inli d. Is. hcruorgchobcnwird,
tragen dicsc Vorschläge der Königlichen Regierung zu Trier der Bcrschicdcnhcitdcr thatsächlich
obwaltendenVerhältnisse (Größe dcr Zimmer, verschiedenem Wcrth dcr Gcbäudc jc nach ihrcr
Entfcrnimg von dcu Mittclpunttcn dcs Verkehrs u. s. w.) keineswegs genügendeRechnung, und
würden zu einer den Absichtendcs Gesetzes zuwidcrlanfcudcu gleichenBehandlung uuglcichcr
Verhältnisse führen. Es wird deshalb den Anträgen dcr vier übrigen Königlichen Regierungen
entsprechend nnd sofern der Provinzial-Landtag nicht etwa in dcr Lage fein folltc, provinzielle
Merkmale für die Einschätzung dcr ländlichen Wohngcbüudcangcbcn zn können, von dcr Ausstel¬
lung solcher Merkmale überhaupt abzuschcu, nnd die Einschätzung dcr gedachtenGebäude zur Steuer
lediglich auf Grund dcr iu dcu tz§. 7 und 8 dcs Gcfetzcs gegebenenVorfchriftcn zu bewerkstel¬
ligen fein.

Als nllgcmciugültige Einschätzungsmcrtmalcstellt das Gesetz, abgesehen von dcu etwa
gezahlte» 'M'cthpreiscu,sofern dergleichen zu ermitteln und geeignetfein folltcu, ciucu Anhalt für
dic Feststellungdes Nutznngswcrthcs zn gcwährcn —, ucbcn dcr Grüße, Bauart und Beschaffen¬
heit dcr Gcbäudc, fo wie dcr Große uud Bcfchaffcnhcitdcr dazn gchörigcnHofräumc uud Haus«
gärten, dic Gcsammtucrhältuisfeder zu den betreffende» Gcbäudcu gchörigcnländlichen Vcsitzungcn
und nutzbaren Grundstückeauf.

Gezahlte Micthprcifc werden in den ländlichenOrtschaften nur fcltcn cincu Anhalt für
die Ermittelung dcs Nutznngswcrthcs dcr Gcbäudc abgeben können, zumal hierbei vo» allcu folchcn
Miclhpreifcn ganz abgesehen werden muß, wclchc nicht scltcn auf dcu Gütern von Tagelöhnern
u. s. w., auch iu ciuigcn Vaucrdürfcru vo» sogenannten kleinen Lcutcn für geringe Häuser oder
einzelne geringe Localitätcn in anderweit benutztenGebäuden bezahlt werden.
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Es wird daher für den in Ncdc stehenden Zweck vorzugsweise auf die Beschaffenheit der
Gebäude nebst Hofräumcn und Hauswarten und auf die Gcsammt-Vcrhältnissc der dazu gehörigen
Grundstücke zurückzugchcu sein.

In einem großen Theile der Provinz dienen die läudlichcn Wohugcbäudc nicht allein zur
Befriedigung des Wohnungsbcdürfnisscs ihrer Besitzer, sondern auch zu anderen damit in keinem
Zusammenhange stehenden Zwecken, wie — bei dem Mangel an Gasthöfcn - zur Nufuahmc von
Fremden, zur Aufbewahrung von Wirthschaftögcräthcn und Produkten (Milchtcllcr, Obsttammcrn,
Kornsinbcn u. s, w.) ebenso wie eine große Zahl der ländlichen Wohngcbünde, uamcutlich auf
größeren Gütern uud vielfach uoch aus älteren Zeiten hcrstammcnd, mit einer dem Umfange der
dazu gehörigen Bcsitzuug nicht entsprechenden räumlichen Ausdehnung und Kostbarkeit erbaut ist.

Den fraglichen Wohngcbändcn kann daher in einer nicht geringen Anzahl vou Fallen ein
steuerbarer Rutzungswcrth nnr mit einer gewissen Beschränkung beigelegt werden uud erscheint es
deshalb um so nothwendiger, für die Ermittelung des bezeichneten Werths bei den ländlichen
-wohugcbäudcu überhaupt die Gcsammtvcrhältnissc der zu ihnen gehörigen Besitzungen, welche vor¬
zugsweise durch den Reinertrag der letzteren rcpräscutirt werden, und auch der im §, 7 uorgcuom-
«eucn Scheidung der ländlichen Wohugcbäudc iu drei Klassen als Grundlage dienen, in ersterer
^Nic maßgebend sein, Größe, Bauart und Beschaffenheit der Gebäude, sowie Grüße und Beschaf-
scnhcit der zn den Gebäuden gehörigen Hofräumc und Hansgärtcn aber, wie dies in der zur ge¬
fälligen Milthciluug au den Provinziell-Landtag angejchlosscncn Anweisung für die Ausführung
ocs Gesetzes geschehen ist, als Einschätzungsmcrlmalc von mehr Nachgeordneter Bedeutung hinzu-
trctcu zu lasscu. Hierbei soll zugleich, wie der beiliegende Entwurf crgicbt, dem sachverständigen
Ermessen der VcraulaguugS-Eommissioucn ein möglichst weiter Spielraum gelassen werden, da die
thatsachlich obwaltenden bei der Vcranlagnng zn berücksichtigendenVerhältnisse in der Wüllichlcit
1° verschieden sind, daß es nicht möglich sein würde, für alle einzelnen Fälle bindendeEinschätzungs-
^cormcn aufzustellen. So tritt iu weiten Krcifcn die Erfahrung hervor, daß bei dem Fortschreiten
°n Lnndeseultur und der Ertragowerthc der ländlichen Besitzungen die Gutscrträgc sich innerhalb
«ncs zwanzig- bis dreißigjährigen Zeitraums um ein mehrfaches gesteigert und in Folge dessen
zwar die Wirtschaftsgebäude eine größere Umwandlung erfahren haben, das Wohugcbäudc da-
uegcu iu der alten Beschaffenheit beibehalten worden ist. Es wird der Fall nicht selten vortom-
men daß das Wohngcbäudc einer Besitzung mit einem Neinertragc von mehr als 1000 Thaler,
welches den Vorschriften des Gesetzes gemäß der Regel nach mindestens in die 17. Stufe des
Tarifs, also zu ciucm Rutzuugswcrth vou 100 Thlr. jährlich einzuschätzensein würde, von so
«'nngclhaftcr Vcschaffcuhcit ist, daß es im Vergleich mit den Einschätzungen in der nächste«Land¬
stadt mir zu ciucm jährlich«, Nutzuugswerthe vou «0 bis 80 Thlr. veranschlagt werden kauu.
anderer Scits werden sich ans vielen Besitzungen, deren Areal sich im Laufe der Zeit durch Dis-
mcmbratioucu erheblich verringert hat, Wohugcbäudc vorfinde«, welche nach Grüße, Bauart uud
-«cschaffcnhcit zn dem Reinerträge der dazu gehörigen nutzbaren Grundstücke keineswegs in ange-
wcstencm Verhältnisse stehen, vielmehr lediglich als eine Last der letzter» betrachtet und deshalb in
Mic Stufe des Tarifs eingeschätztwerden müssen, welche zwar nicht ihrer Größe, Bauart und
Beschaffenheit, dagegen dem aus dem ganzen Zusammenhange der Besitzung sich crgcbcudcu Ver¬
hältnisse entspricht.

Die Anweisung zur Ausführung des Gesetzes muß sich damit begnügen, die allgemeinen
Grundsätze, nach welchen die Veranlagung der Steuer erfolgen soll, darzulegen und es der Pflicht-
mäßigen Erwägung der Ncranlagungs-Commissionen zu überlassen, welche Anwendung von diesen
Grundsätzen im einzelnen Falle zu machen, insbesondere ob bei der Feststellung der Steuerstufe
für ein bestimmtes Gebäude ciu größeres Gewicht auf dessen Größe, Bauart uud Beschaffenheit,
«der auf die Gcsammtvcrhältnisse der dazu gehörigen ländlichen Besitzungen und nutzbaren Grund¬
stücke zu legen ist.
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Nach dem Vorstehendenwird sich der Provinzial-Landtag darüberzu erklären haben, ob
er außer den in dem ß. ? und dem §. 8 unter Nr. 1 bis 3 des Gebäudesteuer-Gesetzcs vom
21. Mai v. I. aufgestellten weitere provinzielle Einfchätzungsmerkmalc im Sinne des ß. 8 Nr. 5)
des Gesetzes anzugeben, beziehungsweise für die zu bewirkende Einschätzung noch besondere Anträge
oder Wünsche, welche jedenfalls sorgfältig erwogen und nach Möglichkeit berücksichtigtwerden sollen,
vorzutragen habe.

Die übrigen im Vorstehendenunter Nr. II litt. b. bezeichneten ländlichen Gebäude, welche
mit dem Betriebe der Landwirthschaftin keiner oder nur entfernter Verbindung stehen, sind nach
8- 8 Nr. 4 des Gesetzes in diejenige Stufe des Tarifs einzuschätzen, in welche die Gebäude von
derselbe»Art und von gleichem oder ähulichem Umfange in denjenigenStädten eingeschätzt sind,
welche zum Zwecke der Vcrgleichnng nach Anhörung des Provinzial - Landtags für jeden Kreis
bezeichnet werden sollen. Das Gesetz ist hierbei davon ausgegangen, daß Behufs Herbeiführung
der nothwendigenGleichmäßigkeit bei der Einschätzung solcher Gebäude in Stadt uud Land es noth,
wendig sei, dafür einen gemeinschaftlichenVergleichungsmaßstabaufzustellen.Hieraus ergibt sich,
daß als Normalstädte im Sinne des tz. 8 Nr. 4 des Gesetzes nur solche Städte aufgestellt werden
können, in welche« eiue möglichst große Anzahl solcher Gebäude vorhanden ist, welche nach Größe,
Bauart, Beschaffenheit u. s. w. deu hier in Rede stehenden, im tz. « Nr. 4 des Gesetzes bezeich¬
neten Gebäuden gleichen.

Eure Ercellcnz erhalten anliegenddas Verzeichnis; der hiernach für die Kreise der dortigen
Provinz von den Königlichen Negierungen in Vorschlaggebrachten Normalstädtc zur Vorlegung au
den Provinzial-Landtag, welcher sich demnächst darüber zu erklären haben wird, ob er die in dem
gedachten Verzeichnisse aufgeführtenStädte zur Aufstellungals Normalftädte im Sinne des tz. 8
Nr. 4 des Gesetzes geeignet erachtet.

Eventuell wird der Provinzial-Landtag unter Begründung seiner abweichenden Vorschläge
andere seiner Ansicht nach für den vorliegendenZweck mehr geeignete Städte uamhaft zu machen
haben.

Berlin, den 14. Oktober 1862.

Im Auftrage des Herru Finanz - Ministers -
v. Iagow. Schutzmann.

An
den Königlichen Wirklichen Geheimen Rath und Ober-Präsidenten,

Herrn l>on Pommer-Esche
in

C o b l e n z.
IV. d. W,0?6 r. N. Finanz-Ministerium.
I. ^. 9081 KI. 6. ^. Ministerium des Innern.



l5

Nachweisung
derjenigen Städte in der Rheinprovinz, welche für die Einschätzungder in §. 8 Nr. 4
des Gebäudesteuer- Gesetzes vom 21. Mai 1861 bezeichnetenGebäude maßgebend sein

sollen.

Nr. reis.
Städte, welche für die Einschätzung der
im ß. 8 Nr. 4 des Gebäudesteuer-Ge-
sctzcs vom 21. Mai 1861 bezeichneten

Gebäude maßgebend sein sollen.

Bemerkungen.

Adenau.
Ahrwciler.
Altenkirchen.
Loblenz.
Cochcm.
Ereuznach.
St. Goar.
Maycn.
Neuwied.
Simmern.
Wetzlar.
Zell.

Geldern.
Gladbach.

Cleve.

Erefcld.
Duisburg.

Diisscldorf.

Essen.
Grevcnbruich.
Kempen,
^cnnep.

Mettnmnn.
Mors.
Neuß.
Rees.
Solingen.

1. Regierungsbezirk Coblenz,

Ahrweiler, im Kreise Ahrweiler.
Ahrweiler.
Siegen, im Kreise Siegen,
Vendorf.
Eochem.
Kirn.
Noppard.
Mayen.
Neuwied.
Kirchberg.
Wetzlar.
Trarbach.

2. Regierungsbezirk Düsseldorf.
Geldern.
Dahlcn oder Odenlirchen, je nach der

größeren örtlichen Nähe.
Eleve oder Goch, je nach der größeren

örtlichen Nähe.
Uerdingen.
Dinslaken oder Nuhrort, je nach der

größeren örtlichen Nähe.
Hilden oder Natingcn, je nach der grö¬

ßeren örtlichen Nähe.
Essen
Wevelinghofen.
Kempen.
Lüttringhausen, Ronsdorf, Nemscheid,

Nadcvurmwald und Hückcswagen.
Langenberg.
kanten, Nhcinberg oder Mors.
Neuß.
Emmerich oder Rees.
Hitdorf oder Opladen.

3. Regierungsbezirk Cöln.

Vergheim. Euslirchen.
Bonn. Bonn.
Cöln. Deutz.
Euslirchen. Eustircben.
Gunnnersbach. Gummersbach.

Je nach der größeren örtlichen
Nähe.

Wie 10.

Wie 10.
Wie 10.
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!
Städte, welche für die Einschätzung der

Nr, Kreis. in §. « Nr. 4 des Gebäudesteuer - Ge¬
setzes vom 21. Mai 1861 bezeichneten V emerkungcn.

! Gebäude maßgebend sein sollen.

!! Mülheim. Mülheim.
7 Nheinbach, Nheinbach.
^ Sieg, Siegburg.
!» Waldbroel. Gummersbach,

1« Wipperfürth, Wipperfürth.

4. Regierungsbezirk Trier.
1 Trier. Trier. Insoiueit die nebenstehendbe-
^> Berutastel. Bernkastei. zeichnetenStädte die erfor¬
:! Ä>ittburg. Vittburg. derlichen Änhaltspunkte für
4 Dann. Prüm. die Einschätzung der im 8, ^
5 Merzig. Mcrzig. Nr, 4. des Gebäudesteuer-
tt Ottweiler, Ottweilcr, Gesetzes bezeichneten Gebäude
7 Prüin, Prüm. thatsächlich nicht gewähren
« Saarbrücken. Saarbrücken. sollen, haben für die Kreise
9 Saarburg. Saarburg. St, Wendel,Ottweiler, Saar¬

!0 Eaarlouis. Saarlouis. louis und Merzig die <->tadt
11 Wittlich. Wittlich. Saarbrücken - St, Johann;
12 St. Quendel. St. Wendel. Für die Kreise Vittburg,

Prüm, Daun, Wittlich und
3. Re; zierungsbezirkAachen. Bcrnkastcl die Stadt Trier

in zweiter Linie als Normal-
1 Aachen Landkreis). Eschwcilcr, orte im Sinne des lj, 8 Nr,
2 Dürcn. Düren. 4 des gedachten Gesetzes zu
Z Erkelenz. Erkelenz. dienen.
4 Euven. Eupen.
5 Geilenkirchen. Geilenkirchen.
6 Heinsberg. Heinsberg.
7 Iülich. Linnich.
« Malmedy. St. Vith.
9 Montjoie. Montjoie.

10 Schleiden. Schleiden,
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Auf den Bericht des Staats-Ministeriums vom 30. August d. I. genehmige Ich hierdurch, daß M Allerh. Proplls.
die nebst den Motiven anbei zurückgehenden Gesetz-Entwürfe: ^' ^

1) zur Verbesserungdes Kontrakten-und Hypotheken-Wesensim Bezirke des Justiz-Senats
zu Ehrenbreitstein;

2) betreffenddie Einführung der Konkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855 (Gesetz-Sammlnng'
Seite 321) und des Gesetzes über die Befngniß der Gläubiger zur Anfechtungder
Rechtshandlungen zahlungsunfähiger Schuldner außerhalb des Konkursesvom 9. Mai
1855 (Gesetz-SammlungSeite 429) in den Bezirk des Justiz-Senats in Ehrenbreitstein;

3) wegen Aufhebuugder lox ^.na,8ta«iaiiHiu den Landesthcilen des gemeinenRechts,
dem Landtageder Rheinprovinz zur Begutachtungvorgelegtwerden.

Dober an, den 6. September 1862.

Wilhelm.
(gcgengcz.) von der Heydt. von Roou. Graf von Itzcnplitz. von Mühler.

Graf zur Lippe, von Iagow. von Holzbrinck.
An

das Staats-Ministerium. _____

Entwurf eines Gesetzes
zur

Verbesserung des Kontrakten- und Hypotheken-Wesens im Vezirk
des Justiz-Senats zu Ehrenbreitstein.

8. 1.
vertrage über uubewcgliche Sachen oder über dinglicheRechte an denselben, sei es, daß diese n. a. Gesttz.Entwurf

Rechte bereits bestehenoder erst begründet werden sollen, bedürfen zu ihrer Gültigkeitkeiner anderen, betr. das Kontrakten-
als der den Bestimmungendes gemeine»Rechts entsprechenden Form. Es kann aus ihnen nicht ""d Hypothelmweftn.
allem ans Erfüllung und Schadloshaltung, sondern auch ans Ergänzung der Förmlichkeiten geklagt
werden, welche znin Ncbcrgaugedes Eigenthums und zum Erwerbe des dinglichen Rechts erfor¬
derlich sind.

Unter unbeweglichen Sachen (Immobilien) werden in diesem Gesetze mir Grundstücke,
Gcbände und verliehenesBcrgwcrts-Eigenthnm verstanden.

8- 2.
Damit ans Grnnd der im ß. 1 bezeichneten Verträge das Eigenthum übergehe oder das

dingliche Recht erworben werde, ist erforderlich:
1. die Aufnahme der entsprechenden Urkunde oder Beglaubigung der Unterschriftder Aussteller

vor einem inländischen Richter oder Notar, und
^- sofern die Aufnahme nicht vor dem Richter der belegenen Sache erfolgt ist, die Anmeldung

des Altes vor diesem Richter.
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§. :;.
Der Uebcrgaug des Eigenthums cm Immobilie» i» de» Fällen des ß. 2 ist forla»

>veder Uo» der Uebergabc der Sache, noch bei Kaufverträgen von der Bezahlung oder Kreditirnug
des Kausgcldes abhängig; sondern erfolgt eben so wie der Erwerb des dinglichen Rechts mit dem
Zeitpunkte der Aufnahme, beziehentlich der Anmeldung bei dein Richter der belcgenen Sache (ß. 2.
Nr. 2) nach Maaßgabe der folgenden Bestimmungen.

Zur Anmcldnug genügt die Vorlegung der Urkunde (ß. 2. Nr. 1) im Original oder in
Ausfertigung, ohne daß es einer besonderen Form bedarf. Erhellet jedoch ans der Urkunde, daß
nach dem Willen der Kontrahe»tcn mit einem späteren Zeitpunkte, als dem der Aufnahme, be¬
ziehungsweise der bewirkten Anmeldung vor dem Richter der Sache (H. 2. Rr. 2) das Eigenthum
übergehen oder das dinglicheRecht erworben werde» soll, so erfordert eine rechtsgültige Anmeldung
den Nachweis des Einverständnisses beider Kontrahenten in beglaubigter Form (Z. 2. Nr. 1). Jede
audcrc Anmeldung gilt als nicht angebracht.

Der Richter der belegeueu Sache prüft, ob die Anmeldung rechtsgültig geschehen sei und
attcstirt in diesen, Fall auf dem ihm vorgelegten Akte, uon welchen: er eine Abschrift für die
Grundattcn zu erfordern hat, wann die Äumeldung erfolgt ist.

Ist die Urkunde bei dem Richter der belegeueu Sache aufgeuommcu, uud leine Bestim¬
mung darin enthalten, welche nach gegenwärtigem Paragraphen noch eine spätere Anmelduug erfor¬
derlich macheu würde, so wird dies auf dem Akte ausdrücklich vermerkt. Für diesen Vermerk
dürfen Kosten nicht in Ansatz gebracht werden.

3- 5.
Die Bestimmungen der 8§. 2—4 finden anf Hypothckeurechte keine Anwendung.
Hypothetenrechte können nur auf Immobilien und nur durch Eintragung in das Unter¬

pfands- (Hypotheken-) Buch crworbeu werden.
ß. 6.

Pfandrechte an Immobilien erlangen, auch wenn die Verpfändung mit Besitzeinräumung
verbunden wird, die Eigenschaft und Wirkung eines dinglichen Rechtes erst durch die Eintragung
in das Hypothckenbuch.

Znr Erwn-Inng der Eintragung iu das Hypothckenbuch ist eine, nach Vorschrift des 8- 2
Nr. 1 aufgcuommeue oder beglaubigte VcrpfäudnngS-Urkuudc erforderlich, in welcher die verpfän¬
deten Grundstücke und Gebäude nach dem Grundsteuer-Kataster bezeichuet sind.

Bei der Verpfändung vou Bcrgwcrts-Eigcnthum muß der Name des Bergwerks, die Ge¬
meinde , in welcher dasselbe belegen ist, das Datum der Verleihungs - Urkunde, das verliehene
Mineral und die Anzahl der verpfändeten Knxen angegeben werden.

Anch auf Gruud solcher Urkunden, in denen die Verpfändung des gesammten Vermögens
des Schuldners ausgesprochen ist, kann eine Eintragung in das Hypothekeubuch nur in soweit ge¬
schehen, als zugleich die Immobilien, worauf die Eintragung erfolgen soll, als verpfändet, den
vorstehenden Bestimmungen gemäß, speziell bezeichnet sind.

8-8.
Wenn dnrch Gesetz oder Nechtssatz ein Pfandrecht auf das gesummte Vermögen des

Schuldners oder auf einzelne unbewegliche Sachen desselben begründet wird, so erwachst daraus
für den Gläubiger nur die Befuguiß, dasselbe auf die, diesem Rechte unterliegeuden Immobilien
des Schulduers, welche vou ihm in der im ß. ? angegebeneu Weise bezeichnet werden müssen, ein¬
trage» zu lassen.

Die Vormundschaftsbehördeu sind nicht verpflichtet, die Eintragung des den Pflegebefoh¬
lenen an dem Vermöge» ihrer Vormünder und Kuratoren zustehenden allgemeinen Pfandrechts auf
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alle denselben gehörenden Immobilien zu erwirken; sie tonnen vielmehr, so weit nnd so lange die
Aussicht auf die Pflegebefohlenen es gestattet, entweder ganz davon Abstand nehmen, oder es bei
der Eintragung auf einzelne Grundstücke, ingleichen bei der Eintragung einer bestimmten Kautions¬
summe bewenden lassen.

Ein gesetzlicherTitel zum Pfandrecht in Ansehung aller Immobilien des Schuldners
wird fnr Kapital, Zinsen uud Kosten und für die Kosten der Eintraguug auch demjenigen Gläu¬
biger beigelegt, welcher die Exekution gegen den Schuldner auf Zahluug einer bestimmten Summe
o>.er Gewährung anderer vertretbarer Sachen nachzusuchen befugt ist. Zur Begründung des Ein-
«gungsgesuchs ist außer der nach §. ? zn bewirtenden Bezeichnung der Immobilien, worauf die

Eintraguug erfolgeu soll, die Beibringung einer mit dem Atteste der Vullstrcckbcirteit versehenen
Ausfertigung des Erkenntnisses, Vergleichs oder Mandats erforderlich.

Die Präfcrcntial - Arreste O. 16. Tit. 13 des Tricrischen ^andrcchts) nnd die i^nora
Pretoria («nrtölnische Verordnung vom 5. Oktober 1?M finden nicht ferner Statt.

Durch die vorstehenden Bestimnmngcn der tzß. 5 - 8 «erden die Vorschriften der §8-
4< -^0 der Konkursordnung vom 8. Mai 1855 über die dingliche Natnr der Rückstände gewisser
auf den Grundstücken ruhenden Abgaben, Lasten uud sonstige» Rcalverpflichtnngen nicht berührt.

v ^ s' - Rangordnung der in das Hypothckenbuch ciugetrageneu Rechte uud Forderungen
wird hinfort lediglich durch die Eiutrciguug bestimmt, welche das Gericht nach der Zeitfolge der
uusnahme, beziehungsweise der Aumeldung der Verpfäuduugs-Nrkuude, uud in den Fälleil eines
gc,etzlichenTitels zum Pfandrecht nach der Zcitfolge der Einrcichung des Eintraguugsgesuchs zu

ß. 11.
Löschungen dürfen in den Hypothckenbüchern auf Gruud eiuer jeden Urkunde geschehe»,

""en Unterschrift „ach Maßgabe des §. 2. Nr. 1 oder durch einen Bürgermeister, durch Schöffen-,
'UNyspiels-, Feldgerichte, durch Schuldheißcu oder durch als Hülfsbeamte der Gerichtsbehörden
Nmglrende Schöffen beglaubigt ist.

8- 12.

w>!i "^^ Inhaber auf Willenserklärung, richterlicher Verfügung oder Nechtssatz, oder auf
"chem Grunde immer beruhender Pfand-und Hypothctenrcchtc ans Imniobilicu - mit Ansnahme
" ,e,t dem 1. Januar 1853 vor dem Richter der bclcgeucu Sache errichteten Spezial-Hypotheten,
«chen ihr dingliches Recht ohne Weiteres verbleibt — werden hierdurch aufgefordert, ihre An¬

gliche dumm 0 Monaten, vom Tage der Gültigkeit des gegenwärtigen Gesetzes ab, bei dem
. nchtcr der bclcgcueu ^ache, untcr genauer Bezeichnung der verhafteten unbeweglichen Sache nach
^orfchrift des §. 7 anzumelden uud nachzuweisen, widrigenfalls ihre Rechte nur noch gegen den
V«!onlichcn Schuldner, beziehungsweise dessen Erben und gegen denjenigen, der das Grundstück
<>"r Zeit der eiutrctcndeu Gültigkeit des gcgcuwärtigcu Gesetzes besaß, beziehungsweise gegen dcn-
Migen, welcher als dessen Erbe in den' Besitz des Grundstücks gekommen ist, nicht aber gegen
dritte ferner ausgeübt werden tonne» mid bei späterer Amneldnng ihr Vorrecht vor den bis da-
)"' gehörig angemeldeten Pfand- und Hypothctcnrechtcn verloren geht.

5 13-
. ^ Räch Ablauf der im 8- 12 bestimmten Präklnsivfrist werden die im Gru»dste»er-Kataster

ausgeführte,!, bezich»»gswcise die ans sonstige» Verhandlungen dem Gericht bekannte» Besitzer der
Immobilien über die angemeldeten Ansprüche vernommen.

Die Vorladung zu dieser- Vernehmung erfolgt unter dein Präjudize, daß die Eintragung
" »achgewiesenen oder bescheinigten Ansprüche in das Hypothetenbnch in Gemäßheit des 8- 15.
etm Richtn-scheiue« des Besitzers stattfinden werde. Sind die Ansprüche weder nachgewiesen noch



- 20 -

bescheinigt und werden sie vom Besitzer auch nicht anerkannt, so wird dem Gläubiger noch eine
drei- bis sechsmonatliche Frist zur Beibringung des Nachweisesoder der Bescheinigung bewilligt,
nach deren fruchtlosein Ablaufe die Anmeldungfür uicht geschehe,, erachtetwird uud die im H. 12
gestellte Verwarnung in Kraft tritt.

Die Kraft einer Bescheinigungsoll auch eiu Attest des Pruzcßrichtcrs haben, daß der
Gläubiger gegen die Besitzer des angeblich verhafteten Gruudstiicks eine Klage auf Anerkennung
des Hypotheken-oder Pfandrechts eingereicht habe, nnd daß dieselbe zugelassen worden.

Die Eintragung in die alteren Hypothetenbüchervertritt, sofern aus diesen die Forde¬
rung und die verpfändetenGrundstückenach dem Grundsteuer-Katastererkennbarsind, die Stelle
eines Nachweises.

8- 14.
Die Wiedereinsetzungin den vorigen Stand gegen den Ablauf der in den ßß. 12. 13.

festgesetzte» Frist ist in allen Fällen, ohne Unterschied des Ncchtsgrnndes, aus welchem sie uachge-
sucht wird, ausgeschlossen und jede richterliche Fristcrstreckuugunzulässig.

8- 15.
Die Eintragung der zufolge tz. 12 cmgemeldeteu Pfand- und Hypothckenrcchte geschieht:

1) definitiv, wenn die Pfandforderuug durch öffentlicheUrkunden vollständig nachge¬
wiesen oder vom Besitzeraucrtauut wird;

2) nur protestativisch, wenn das Hypotheken-oder Pfandrecht nur bescheinigt und von
dem Besitzernicht anerkannt wird.
Die Wirkung der protestativischcnEintragung besteht darin, daß dem Gläubiger sein

Pfand- oder Hypothckcnrechtin vollem Umfange erhalten wird, und daß er bei späterem voll¬
ständigenNachweise dessen definitive Eintragung an der Stelle der Protestation verlangen tann.

§. l6.
Die nach HZ. 12—15. einzutragendenHypothekcnrcchte, sowie die seit dem 1. Januar

1853 vor dem Nichter der belegn«,, Sache errichtete,,Spezial-Hypotheken gehen den erst nach
der Gültigkeit dieses Gesetzes begründetenvor. Die Rangordnung unter ihnen selbst richtet sich
nach den bisherigen Vorschriften.

§- 17-
Zur Erleichterungder in den §8- 12. «nd 15. erwähnten Interessenten wird den Ver¬

handlungen, welche zur Eintragung ihrer Rechte in die Hypothetenbücherbei den Gerichtender
belegen«, Sache erforderlich sind, die Kosten- nnd Stcmpclfrcihcit hierdurchbewilligt.

Diese Freiheit bezicht sich aber uicht auf anderweitige kosten- und stempclpflichtigc Ver¬
handlungen, insbesondereamtliche Atteste nnd Dokumenteanderer Behörden, welche dem Gerichte
der bclcgencnSache mir vorgelegtwerden, und für welche die ausfertigende Behörde Kostenund
Stempel anzusetzen hat.

tz. 1».
Die Gerichte haben znm Zwecke der Vcscheiniguug der Anmeldung (§. 4.), sowie zum

Zwecke der Eintragung (§. 5.) von Amtswcgcn weder das Eigenthum uud die Dispositiousbcfuguiß
der über Immobilie!, disponircndcuPersonen, uoch die materielleNechtsbcständigtcitder vorgelegten
Alte, noch die Freiheit der Immobilien von Hypotheken und Lasten zu prüfen, uoch das Interesse
älterer Personal«, oder Pfand- und Hypothetcugläubigcrwahrzuuchmcu, uoch endlich die Tilgung
älterer Hypothctcuschuldcu durch eiu zu diesem Behufe «cu aufgeuommeucs Kapital zu überwachen.

Die Erinittcluug des Eigenthums und der Dispositionsbcfugnißdesjenigen, welcher über
ein Immobile verfügt, der etwa auf der Sache haftcudcu Hypothekenund Lasten, sowie des
Werths der Sache und der Zulänglichkeitder Hypothekenbleibt vielmehr lediglich den Kontrahenten
— vorbehaltlichder Bestimmung des §. 19. — überlassen.

8- 19-
Bei der Verfassung der bestehenden Voluntürgerichtcund bei der nach §. 20. Alinea b
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der Verordnung vom 3. Januar 1849 (Gesetz-Sammlung Seite 1) dem Justiz-Minister zustehenden
Vcfugniß, die Kompetenz der Volnntärgcrichtc durch Instruktion zu regeln, behält cö sein
Bewenden.

In denjenigen Bezirken, in welchen solche besondere Volnntärgcrichtc (Schöffen-, Kirch¬
spiels-, Feldgerichte, Schultheißcreicu oder einzelne als Hülfsbeamtc der Krcisgcrichtc fnngircndc
Schossen) bestehen, sind diejenigen, welche Dispositionen über Immobilien durch Verpfändung oder
fönst voruchmcu wollen, nach Maßgabe der bisherigen Verfassung auch ferner berechtigt, von
den Voluntärgcrichts-Behörden oder Bccnntcn die Ausstellung von Attesten über ihr Eigenthum,
ihren Besitz, ihre Dispositionsbcfugniß, sowie über die auf den Immobilien haftenden Hypotheken
und tasten und über den Werth der Immobilien zu fordern.

§. 30.
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem...............

in Kraft.
Alle partitularrcchtlichcn Gesetze, Verordnungen, Gewohnheiten und Obscrvanzcn über

das Untcrpfandswcscn, über die Form der im H. 1. bezeichnetenVerträge, über die Verjährung
der Klagen aus solchen Verträgen, über die Erwerbung des Eigenthums oder eines dinglichen
Rechts an Immobilien und über die Form und Führung der Kontralten- und Hypothctcnbücher,
sowie alle gemeinrechtlichen, diesem Gesetze entgegenstehende» Bestimmungen verlieren mit dem
gedachten Zeitpunkte ihre Gültigkeit.

8- 21.
Das im tz. 20. Aliuca 3. Verordnete gilt insbesondere auch vou dcujcuigcn partikular-

rechtlichen Normen, welche den Eigenthümer eines mit Hypotheken bclastetcu Immobile in der
andcrwcitcn Disposition über dasselbe oder die Gültigkeit einer Hypothctcnbcstcllnng auf ciuc
gewisse Quote des Werthes des verpfändeten Grundstücks oder dcö Betrages des Vermögens des
Vcrpfäudcrs beschränken, die Veräußerung oder weitere Verpfändung einer zur Hypothek bestellten
beweglichen Sache oder die Errichtung von Nachhypothctcu für unzulässig erklären, die Gültigkeit
emcr Hypothek von der nützlichen Verwendung eines gegebenen Darlchus abhängig machen oder
die Ausfertigung von Hypotheken über die Erbschaft oder das Vermögen eines heimlich Entwichenen
verbieten.

Es gilt ferner von den Vorschriften, welche den Verlust des Pfand- oder Hypothekcnrechts
an die ausdrückliche oder stillschweigende Einwillignug des Gläubigers in die Veräußerung oder
andcrwcitc Verpfändung der ihm verhafteten Immobilien oder an die Annahme eines audcrcn
Pfandes oder einer anderen Sicherheit knüpfen, oder welche eine Ncrabrcduug, daß der Besitzer die
verpfändeten Immobilien nicht weiter veräußern, verpfänden oder belasten dürfe, für gültig
erklären.

Bei freiwilligen Veräußerungen nnd Theilungen der verpfändeten Immobilien bleiben,
m Ermangelung einer entgegenstehenden Verabredung, die Hypothctcnschuldcu hinfort auf den
veräußerten Grundstücken ruhen, ohne daß es zur Erhaltung des Hypothctcnrcchts gegen den Er-
wcrbcr der Ausstellung ciucr neuen Schuldurtunde bedarf.

s- 22.
Mit der Ausführung dieses Gesetzes wird der Justiz-Minister beauftragt, uach dessen

Instruktionen sich die lctrcffcudcu Behörden zu achten haben.

Beglaubigt: Der Justiz-Minister (gez.) Graf zur Lippe.



22 -

Motive
zu dem Entwurf eines Gesetzes znr Verbesserungdes Kontrakten- und Hypotheken-Wesens

im Bezirk des Iustiz-Seuats zu Ehrenbreitstcin.

Vlotiue zu vor- Der Instand der in dem Bezirke des IMz-Senats zu Ehreubreitsteiu bestehenden, den
stehendem Oejch E»t- ^^„^ „^ Persoualkredit so tief berührenden Gesetzgebung über das Kontrakten-und Hypotheken¬

wesen hat schon seit längerer Zeit die Aufmerksamkeit der Staatsregieruugauf sich gezogen. Von
allen Seiten, durch Beschwerden der Beteiligten, durch die wiederholte«Anträge der Gerichtsbe¬
hörden erster Instanz, wie des Iustiz-Seuats selbst, durch mehrfache Petitiouenund durch An¬
regung Seitens des ProuinzialLaudtagsder Rheinprouinz ist das Bedürfniß einer Reform auf
diefem Gebiet als ein dringendes dargestelltworden. Dasselbe kaun auch in der That für einen
Landesthcil nicht geleugnet werden, in welchem, außer dem gemeinenRecht mit seinen generellen,
gesetzlichenund konventionellen, öffentlichenund nicht öffentlichen und vrivilegirten Pfand- und
Huputhckenrechten noch heut die verschiedenartigsten Partitnlarrechte gelten, deren bunte Mannig¬
faltigkeit sich mn einfachstenans der nachstehenden knrzen Uebersicht derjenigen Gebietstheileab¬
nehmen läßt, aus denen der Bezirk bei dem Uebergauge an die Krone Preußen im Jahre 1815
zusammengesetzt worden ist. Zu demselben gehören nämlich

I. die vormals freie Reichsstadt Wetzlar. Sie fiel durch dcu Neichsdevutations-Haupt-
schluß dem Neichslcmzler,Kurfürsten von Mainz zu, unter dessen Herrschaftdas Mainz« Land¬
recht eingeführt wurde;

II. die GrafschaftSolms-Vraunfels;
III. die GrafschaftSolms-Hoheusolmsresp. Lich, und
IV. das Fürstlich Nassau-Weilburgsche Amt Ntzbach.
In allen drei Territorien gilt das Solmser «ant» echt, außerdem iu jedem besoudcre,

hier ciuschlagende Spezial-Nerordnungen.
V. die Grafschaft Saun (Kreis Altenkirchen),Sie wurde im Jahre 1562 in zwei

Theile, die GrafschaftSann - Altentircheu und die GrafschaftSaun-Hachcnburg,getheilt. Beide
Theile haben von da an eine ganz getrennte Gesetzgebuug gehabt:

1. die Grafschaft Sanu-Hachenburg, aus den Kirchspielen Hamm, Flamiucrsfeld, Birubach und
Schüncbergbestehend, siel im Jahre 1799 dem Fürsten von Nassau-Weilburgzu uud wurde
1806 dem Herzogthum Nassau ciuverlcibt. Uuter Nassauischer Herrschaft wurde im Jahre
1808 eine umfassende Kontrakten-und Hupothekeu-Orduungerlassen-

2. die Grafschaft Saun - Alteukircheu,zu welcher der jetzige Kreis Alteu'tircheu, mit Ausnahme
der znr Grafschaft Sayn-Hachenburg gehörendenKirchspiele und der unten zu erwähueuden
Kurtoluischen und Kurtrierischen Landestheile, gehört. Sie hat von 1562 bis 1741 zum
HerzogthumSachsen-Eisenach,von 1741 bis 1803
gehört uud die Gesetzgebung dieser beiden Länder getheilt.

Zn der Grafschaft gehörte auch der im Kreise Coblenz belegeneFlecken Vendori, welcher
jedoch eine ganz besondereGesetzgebung für sich hat. Die Grafschaft fiel 1803 an Nassau-Usiugen,
1806 an das HerzogthumNassau. Im letzten Jahre der Nassauischeu Herrschaft,1815, wurde iu
dem alten Amte Altenkirchen mit Ausschluß von Hachcnburgdie Nassauische Koutratteu-Orduung
von 1774 eingeführt,während in den Aemtern Freusberg uud Friedewald die früheren Eisenach-
schen und AnspllchschcnVerorduungen bestehen gebliebensind.

VI. die GrafschaftWied-Neuwied, wozu die Aemter Nemvied und Heddesoorf gehören,
Sie wurde 1806 dem Herzogthum Nassau einverleibt. Es gilt dort die Nassau-Katzenellenb'ogeusche
Landesl>rdnungmit Wiedschen Svezial-Verordnuugen, uur in dem Flecken Irrlich gilt Trierisches
Recht.
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VII. die Grafschaft Wied-Nunkel (Amt Dierdorf). Sie zerfällt in zwei hinsichts der
Gesetzgebung getrennte Theile. Die Ortschaften Maischeid und Isenburg bildeten nämlich ein
Kondominat-Amt, welches dem Grafen von Wied-Nunkelund dem Grafen von Waldcrndorf ge¬
meinschaftlich gehörte, und in welchem außer der Nassau-KatzenellcnbogenschcnLaudcsorduungnur
die von beiden Landesherren gemeinschaftlich erlassenen Gesetze gelten. In dem übrige» Theile des
Amtes Dierdorf gelten außer der Nassau-Katzenellenbogeuschcn Landesordnnng die Wied-Nunül-
schen Spezial-Gesetze.

VIII. die früher Kurtrierischen Besitzungen. Sie bestanden ans denMcmtcrnEhrenbreit-
stein, Vallendar uud Hammerstcin (die beiden ersteren im Kreise Coblenz, das letztere im Kreise
Nenwied), den Kirchspielen Horrhnusen und Perterslahr (im Kreise Nltenkirchen) und dem Flecken
Irrlich im Kreise Neuwied, über welchen lange Streit mit dem Grafen von Wicd geführt worden
ist, in welchem sich aber TrierischesRecht erhalten hat.

Durch den Neichsdcpntations-Hauptschlußfielen alle TrierischenLaudestheile an Nassau-
Weilburg; 1806 sielen sie dem HerzogthumNassau zu.

Es gilt hier das Trierische Laudrecht; von den TrierischenSpczial-Verordnungenkommen
nur wenige in Betracht.

IX. die KurkölnischenBesitzungen. Sie umfaßten das Amt Linz, mit Ausnahme des
TricrischcnDorfes Hönningcn, die Aemter Ncuerburg und Altenwied (sämmtlichim Kreise Nen¬
wied), das Amt Schönstem und die HerrschaftLahr (beide im Kreise Altenkirchen). Es gilt dort
überall die KurkülnischeRechtsordnung neben einigen wenigen hier einschlagendenKölnischen
Spezial-Vcrordnungen.

Durch den NeichsdepumtionsHlluptschluß fielen die Aemter Neuerburg und Waldbreitbach
dem Grafen von Wied-Nuukelzu. Unter Wied-Nunkelfcher Herrschaftwurde im Jahre 1801 die
Hypotheken-Verfassungim Amte Altenwied wesentlich geändert, nicht aber im Amte Neuerburg.
Die Aemter Linz und Schönstem und die HerrschaftLahr fielen durch den Reich Z^epntations-
Hauptschlußan Nassau-Usiugen. Unter dieser Herrschaft wurde im Jahre 1803 im Amte Linz,
und in der HerrschaftLahr im Jahre 1815 die Nassauische Kontrakten- und Hypotheken-Ordnung
von 1774, uud zwar in beiden Territorien dn,rch Einführnngsgesetze,welche wieder unter sich ab¬
wichen, eingeführt, wogegenes im Amte Schönstembeim Kölnischen Rechte verblieb.

Im Jahre 180L fielen sämmtliche Kurkülnische Lcmdestheile dem HerzogthnmNassan zu.
In dem Zeitraume von 1803 bis 1807 sind unter Nassauischer Herrschaft verschiedene

hier einschlagende Verordnungen erlassen, welche aber auch nicht in allen zu Nassau gehörenden
LandestheilenGesetzeskraft haben, fondern immer nur einzelnenAemtern znr Publikation zuge¬
fertigt sind.

Alle diese Verordnungen sind bei dem Uebergang an die Krone Preußen in Kraft
geblieben.

Es wird einer umständlichenDarlegung des buntscheckigen Inhalts der hiernach ans den
fraglichen Gebieten znr Anwendung zu bringenden Rechtsnormennicht einmal bedürfen, um im
Allgemeinendie UnHaltbarkeit des bestehendenZustandes und die Nothwendigkeiteiner Reform
desselben zu begründen. Denn es sind eben, wie unten im Einzelnen sich noch näher ergeben wird,
ganz andere Prinzipien, als die aus dem beschränkten Geschäftsverkehr einer längst überwundenen
Vergangenheit erwachsenen, welche dem heutigenKredit anpassen. Hier sei nur noch bemerkt, daß
es selbstredend unter diesen Umständennicht als angemessen erscheinen konnte, die Erledigung des
vorhandenen dringenden Neformbcdürfuissesauf den betreffendenGebietenbis dahin aufzuschieben,
wo es möglich sein wird, dem ganzen Staat eine einheitlicheGesetzgebung auf dem Gebiete des
Civil- und Hnputhekenrechts zu gewähren. Diefe Erwägung aber bestimmt zugleich die Nichtnng,
welche die jetzige Reform einschlagenmuß, dahiu, daß man zwar die gesunderenPrinzipien der
im^Staate bestehenden generellenGesetzgebung einzuführen, dies aber nur insoweitzu bewirken
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hat, als die Lage der örtlicheil Verhältnisse und der möglichsteAnschluß an die mit denselben ver¬
wachsenen Rechtsnormen und Institute es gestatten.

In dieser Beziehung kommt aber insbesondere in Betracht, daß der Grund und Boden
in außerordentlich kleine, selbstständig besessene Parzellen (lM1,677 an der Zahl von durchschnitt»
lich V2 bis 1 Morgen Größe, wobei noch die standesherrlichen und Gemeinde-Waldungen mit in
die Fraktion gezogen sind) zersplittert ist, uud außerdem, daß der Bezirk mit Ausnahme der Stadt
Wetzlar in den sogenannten Voluntärgerichts-Behörden (Schössen-, Kirchspiels-, Feldgerichten,
Schulthcißereicn) eine Einrichtung besitzt, welche möglichst intakt zn erhalten ist, da durch die von
den Schöffen der bestehenden Verfassung gemäß ertheilten Atteste über Eigenthum, Besitz, Dispo-
sitious-Befugniß resp. Beschränkung, Pfandnerus resp. Pfaudfreihcit uud Werth der Grundstücke,
und durch die pcrsöulichc Haftbarkeit für die Nichtigkeit dieser Atteste der Realkredit bisher ver¬
mittelt worden ist. Es ist deshalb auch Zweck und Aufgabe des Gesetzentwurfs, diese Vermittelung
fernerhin zu wahren, zn diesem Behuf den Schöffengerichten für die Anfstelluug ihrer Atteste durch
Reformirung des materiellen Rechts eine zuverlässige urkuudlichc Uutcrlagc zu schaffe,!, während
sie bisher zum Theil auf ihr Gedächtniß augewiesen wareu, und endlich die Hemmuisse aufzu¬
heben, welche eiu zu streuger bevormuudeudcr Zwang dem Verkehr und dem Kredit bereitet hat.

Das Prinzip, welches sich hiernach durch deu Entwurf hiudurch zieht, läßt sich kurz
dahiu zusammenfassen: daß kein Akt, welcher eine Veränderung iu dem Realzustande eines Immobile
herbeiführt, darf vorgehen können, ohne daß derselbe zur Keuutuiß des Realrichtcrs gelangt, und
daß ferner kein Hypothetcurecht bestehen darf, welches nicht aus dem Hypothetcubuchc ersichtlich
ist. Dies Prinzip, vollständig uud tousequcut durchgeführt, wird bei einer zweckmäßigen und über¬
sichtlichen Führung der Kontrakten- nud Hypothetcnbücher uud bei Auweuduug der gehörigen Auf¬
merksamkeitSeitens der Schöffen unrichtige Atteste mehr denn je nnmöglich macheu. Im Ucbrigeu
aber gestattet es die möglichste Vereinfachung des bestehenden Rechtszustaudcs.

Von diefen allgemeinen Gesichtspunkten aus crgiebt sich nunmehr im Einzelnen Folgendes.
Die gesetzlichenBestimmungen über das Kontrakten -Wesen, 0. h. über Verträge,

welche eine Disposition über unbewegliche Sachen (Immobilien) betreffen, sind äußerst verworren'
sowohl in Actreff der Frage ihrer Rechtsverbindlichkeit unter den Kontrahenten, als in Betreff
ihrer Wirksamkeit gegen Dritte. In beiden Beziehungen lassen sich die iu deu verschiedene»Theilen
des Bezirks geltenden Partikularrechte iu vier Gruppen tlafsifiziren:

n. Nach dem Trierischcn Rechte, fowie nach dem in dem Kondomiuat Maischeid, der
Stadt Wetzlar uud dein vormaligen Amte Hohensolms geltenden Rechte sind mündliche Verträge
über Immobilien nicht nur uutcr den Kontrahcuteu gültig und klagbar, sondern es geht auch,
wenn die Tradition und die Zahlung resp. Äreditirung der Kanfgeldcr hinzukommt, das Eigen¬
thum über, ohne daß eine gerichtliche Aufnahme, Verlautbarung oder Bestätigung hiuznzutoiumeu
braucht. Der Käufer kauu nur die gerichtliche Verlautbarung verlangen, um einen nrknndlichen
Ausweis, eiue Erwerbsurtuude iu die Hände zu bekommen.

d. Nach Kölnischem Rechte ist der mündliche Vertrag über Immobilien unter den Kon¬
trahenten unbeschränkt gültig nnd klagbar, der Erwerb des Eigenthums, die Wirksamkeit gegen
Dritte, ist aber durch die gerichtliche Verlautbarung (Auerbuug) bedingt. Ist diese unterblieben,
die Natnral-Uebergabe aber erfolgt, fo soll der Käufer wenigstens einen Vorzug vor deu persönlichen
Gläubigern des Verkäufers haben.

c-. Nach der Nassauischeu Kontrattcu-Orduuug von 1774, der HachcnburgscheuKontratten-
Ordnnng von 18U8, der Nenwiedschen Verordnung von 1?5l> und der Nassauischeu Verordnung
von 180? ist ein mündlicher Vertrag über Immobilien unter den Kontrahenten zwar rechtsvcr-
bindlich; es findet aber nur innerhalb einer kurzen Frist von 14 Tagen resp. 4 Wochen eine Klage
ans gerichtliche Verlautbarung und Erfüllung Statt. Auch uach Ablauf dieser Frist sind die Kon¬
trahenten, wenn die Uebergabe erfolgt, oder der Kaufpreis gezahlt ist, uach der Nassauischeu Kon-
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rratten-Ordnung von 1774 und nach der Hachcuburgschcn Kontrakten - Ordnung von
Vertrag gebunden und zur nachträglichen gerichtlichen Verlautbarung verpflichtet; na

1808 an den
nach den beiden

andern Verordnungcu tanu nach Ablauf der 'kurzen Frist nur Rückgabe des Geleisteten verlangt
werden.

cl. Nach verschiedenen, in anderen Theilen des Bezirks geltenden Verordnungen ist die
gerichtliche Aufucchme, Verlautbarung oder Bestätigung bei Strafe der Nichtigkeit vorgeschrieben,
dergestalt, daß auch die Rechtsverbindlichkeit unter den Kontrahenten dadurch bedingt ist.

Die allcgirten Bestimmungen beziehen sich hauptsächlich auf Kauf- uud Tausch-Verträge.
Für audere Immobiliar-Me, wie Uebergaugs-Verträge, Erbtheilungcu :c., ist iu dem einen Par-
titularrechte die gerichtliche Abschlicßuug vorgeschrieben, in dem anderen nicht; auch sind die Wir¬
kungen der Verabsäumung der gerichtliche,! Form verschieden bestimmt.

Es erhellet, daß dnrch so ungewisse und verschiedenartige Bestimmungeil nicht uur zahl¬
reiche Nechtsstrcitigtciteu entstehen, sondern auch die Sicherheit des Verkehrs leiden muß. Des¬
halb ist vor Allem darauf Bedacht genommen worden, über die Wirksamkeit der bezeichnetenRechts¬
geschäfte unter den Kontrahenten, sowie über die Wirksamkeit derselben Dritten gegenüber einheit¬
liche und möglichst einfache Vorschriften zu fchaffeu, welche, indem sie einerseits die sonst geltenden
Prinzipien des gemeinen deutschen Rechts zwar, soweit dies dein Nealkredit unuachtheilig scheint,
schonen; andererseits doch auch, soweit dies nicht möglich, nämlich in Betreff der Begründung des
dmglichen Rechts und der Wirksamkeit gegen Dritte, die im Gcltnngsbereich des allgemeinen ^and-
rechts bewährt befundenen und für die Konsolidirung des Kredits unentbehrlichen Prinzipien der
Erkennbarkeit des Eigenthums, der Publizität und Spezialität neu und in passender Weise ein¬
führen.

Hierdurch rechtfertigen sich die Bcstimmuugcu der
88. 1-4.

§>1 knüpft an das in dem Bezirk geltende gemeine Recht an nnd beseitigt damit zugleich
die bisherige oben geschilderteVerworrenheit aller entgegenstehendenpartitnlarrechtlichen Vorschriften.
Die Gültigkeit eines jede» Iminobiliar-Aktes ist daher, soweit er die persönlichen Rechte der Kon
traheuten unter einander betrifft, in der Regel durch keine besondere Form bedingt. Die Versah-
N">g der hieraus entspringenden Klagen ist an keine besondere Frist mehr gebunden.

Die im letzten Absatz erfolgte Definition des Begriffs der „unbeweglichen Sachen" ist
um deswillen besonders aufgenommen, weil in verschiedenen Partitularrechtcu des Bezirks viele
"«Heu, welche gemciurechtlich unbedenklich zu den Mobilien gerechnet werden, wie z. Ä. jährliche
Gülten, Zinspacht, verpfändete Schulden, darüber besagendeBriefe und Urkunden, den Immobilien
beigezählt find.

Rechtfertigen sich mm aber hiernach die Bestimmungen des 8- 1 ohne weitere Ausführung,
w ist znr Begründung des tz. 2 Folgendes zu bemerken. ,

Zum Ucbergcmge des Eigenthums, zum Erwerbe des dinglichen Rechts bedarf es durch¬
aus eines äußerlich erteuubareu Aktes, aus welchem jeder Dritte, der dabei ein Iuteresse hat, die
m dem Nealzustaudc vorgegangene Aenderung leicht ersieht, und an welchem namentlich die Schult¬
heißen und Schöffe» untrüglich die vorgegangene Veränderung erkennen können, nin sich danach
bei Ausstellung ihrer Atteste zu richten. Es erscheint nnr erforderlich, jede lästige Formalität von
diesem Akte fern zu haltcu. Zu dein angegebenen Zweck genügt vollständig, daß die dingliche
Wirkung nicht eher eintrete, als bis der Ncalrichter von dem glaubhaft beurkundeten Willcu der
Kontrahenten Keuutuiß erlangt hat. Es bedarf dazu somit keiner förmlichen Konfirmation, keines
Zwanges, durch welchen die Interessenten genöthigt werden, vor dem Rcalrichtcr ihre Verträge
abzuschließen. Hcidcs würde nur iu unzulässiger Weise hemmend ans den Verkehr Wirten. Wesent¬
lich ist vielmehr uur, daß entweder — wenn es den Iutcrcsscutcn beliebt, uud bei der Zugang-
lichkcit der Schöffengerichte in den Bezirken, in denen sie als formirtc Kollegien nach der Instrut-
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tion des Justiz-Ministers vom 15). Dezember 1853 (Iustiz-Minist.-Blatt !854 S. 5»1) auf Grund
der Verordnung vom 2. Januar 1849 8- 20 (Gcsctz-Samml. S. N tuustituirt sind, wird dies die
Regel sein — der Vertrag vor dem Nichter der bclegcuenSache aufgenommenwerde, oder daß
er, wenn er, was zugelassen werden muß, vor einem anderen inländischen Gericht oder Notar auf¬
genommen oder überhaupt nur der Unterschrift nach beglaubigt wordcu ist, durch einen, an sich
keiner weiteren Form bedürftigen Alt — die Anmeldung — zur itenntniß des Nealrichtcrs ge¬
lange. O. 2).

Nothwendig und zweckmäßig erscheintes dann aber weiter, an diesen Akt auch, sofern
nach dem Willen der Kontrahenten nicht ausdrücklich eiu späterer Termin dafür festgesetzt wird,
den Uebcrgaug des Eigenthums resp, den Erwerb des dinglichen Nechts bestimmtanzuknüpfen und
zu diesem Behuf — wie es iu §. 3 geschehen — den entgegenstehenden Grundsatz des römischen
Nechts anfznhcbcn. Nach diesem ist bekanntlich zum Eigcnthums-Ucbcrgangedie Tradition erforder¬
lich. Diese Bestimmungist deu im dortigen Bezirk im Allgemeinennoch fester wurzelndendeutsch-
rechtlichen Anschauungen nicht entsprechend. Die Tradition wird ohnehin bei jeder Veräußerung
durch eine, ein unn^titutmn p<,88o88ni','um oder eine trn6it!a drevi mann enthaltende Vertrags¬
klausel leicht ersetzt, resp, umgangen. Endlich aber kommt für deu dortigenBezirk insbesonderein
Betracht, daß, wenn man die Nothwendigkeitder Tradition zum Eigcnthums-Uebcrgangebcibehält,
sich die Schöffen, um ein Eigenthnms-Attcst ausstellen zu können, immer erst noch erkundigen
müssen, ob die Ucbergabeauch hinzugekommen ist, und dabei leicht ein Irrthum vorfallen kann.
Ohnedies aber ist die vor dem Nealrichtcr aufgenommene,resp, die bei ihm angemeldete,mit dem
desfallsigenAtteste versehene Erwerb-Urkuudeein untrüglichesKennzeichen des Eigeuthums-Ueber-
gangcs. Ans gleichem Grunde muß ferner die Bestimmungdes römischen Nechts, nach welcher die
Zahlung oder Kreditiruug des Kaufgeldes — ohne besondere Verabredung — den Ucbergangdes
Eigenthums bedingt, aufgehobenwerden.

Dagegen muß auf derartige Abreden über die anderweite Festsetzung eines Termins für
den Uebergang des Eigenthums, beziehentlich den Erwerb des dinglichen Nechts, allerdings die
erforderliche Nücksichtgenommen werden? um die Erkennbarkeitdes wahren Zeitpunkts zu sichern
und andererseits jeden nngcrechtfcrtigtcn Zwang gegen den Willen der Kontrahenten zu vermeiden.
Zu diesem Zweck sind in §. 4 die erforderlichenVestimmnugengetroffen.

Die in den W. 1—4 ausgeführten Grundsätze lasse» sich hieruachkurz dahin zusam¬
menfassen :

1) als Titel zum Erwerbe des Eigenthums oder des dinglichen Rechts an unbeweglichen
Sachen genügt auch ein formfreier Vertrag; er ist gültig; es kaun der daraus erworbene
persönliche Anspruch im Wege der Klage wahrend der gewöhnlichen Verjährungsfrist
verfolgt werden;

2) als Modus muß aber eine Urkunde in beglaubigter Form, welche dem Nealrichtcr vor¬
gelegt, wenn nicht vor ihm aufgenommenist, hinzutreten;

3) abweichende Vereinbarungen über den Zeitpunkt des Erwerbes des Eigenthums oder
des dinglichen Rechts müssen in gleicher Weise äußerlich vor dem Nealrichtcr erkennbar
gemacht werden;

4) es muß überhaupt jede Schranke fortfallen, welche hindert, daß der Nealrichtcrjeder Zeit
nud für jedcu Betheiligten, insbesondereauch da, wo die freiwillige Gerichtsbarkeitüber
Immobilie» nicht deu Voluutärgerichteu selbst zusteht, für die Schöffe» behufs Aus¬
stellung zuverlässiger Atteste die mit dein Nealzustcmde eines Grundstücksvorgenommenen
Veränderungen erkennbar machen kann.
Was ferner aber die bestehenden gesetzlichenBestimmungen über das Hypotheken¬

wesen anlangt, so sind sie nicht minder verworren, als die über das Kontrakteuwesen. Durch
sämmtliche Partitular-Gesetzgebungen zieht sich die Gültigkeit der gemeinrechtlichen Bestimmungen
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über die gesetzlichenund Privilegien, General- lind Spezial-, Mobiliar- und Immobiliar-Hypu-
thelen, jedoch in den buntesten Schattirimgcn, bald nach dieser, bald nach jener Nichtnng geändert,
bald erweitert, bald beschränkt, hindurch.

Die Sayn-Hachcnbnrgsche Kontrakten-Ordnung von 1808 gibt den Minorennen, ab¬
weichend vom gemeinen Recht, noch cme neue gesetzliche Hypothek an dem Vermögen derjenigen,
welche bei der Versteigerung ihrer Mobilicn etwas gekauft oder Grundstücke von ihnen gepachtet
haben; die General-Hypotheken beschränkt sie nur iu Bezug auf gerichtliche, nicht in Bezug auf
außergerichtliche Pfcmdverschreibuugcu.

Nach der Nassau-Nsingeuschen Kontratten-Orduung von 1774 louucu konventionelle Ge¬
neral-Hypotheken »eben einer Spezial-Hypothek in ^«»iclinm. Kouventional-Hypotheteu nur
gerichtlich bestellt werden.

Nach der Erläuterung der Kurkölnischcu Rechtsordnung gewähre» die gesetzliche» Hypo¬
theken gleich den außergerichtlichen Kouventioual-Hypothcten noch ein Vorzugsrecht vor Chiro-
graphar-Gläubigeru, töuuten jedoch gegen Dritte nicht geltend gemacht werden. ' Die Wirkung der
General-Hypothek ist in Bezug auf die derselben unterworfenen Mobilieu beschränkt. Eigenthümlich
'st dem Knrkölnischcn Recht das Institut des pi<^i,u8 ,.raow,-imn, begründet in der Verordnung
vom 5. Oktober 174!) (Ediktcu-Samml. I. S. 656).

Das Trierische «anbrecht hat neben dem vollständig beibehaltenen gemeinrechtliche»
Apparat noch über das Rangverhältniß der Pfaudglciubigcr »ntcr sich, wie über das aller itrcdi-
toreu im N'outursc spezielle Bestimmungen getroffen. Die gesetzlichen Hypotheken rangireu unter
Nch mit den gerichtlichen Hypotheken, sowie mit den durch Immission u»d Präferential-Arrest ^
einem dem Tricrischen Bezirk eigenthümliche» Institut ,^ 16-18, Tit. XII!. Trierische» La»d.
rechts) ~. erwirkten, lediglich nach der Zeitfolge. Die .in« hat jedoch den Vorzug vor andere»
NesetzllchcuHypotheken, und wenn sie zugleich mit solche» und mit gerichtliche» Hypotheken
wuidn-t, a»ch vor diesen. Noch andere Abweichungen vom gemeine» Recht detailürter Art gehen
durch das Gesetz hind»rch.

Die Nassan-KatzencllenbogenscheLandesordnung hat aus der Zahl der gesetzlichen Hypo¬
theken des gemeine» Rechts »ur zehn Fälle — die gela'änchlichsten - als gültig fortbestehend
anerkannt. Die Nachtheile der gesetzlichenHypothek sind insoweit gemilocrt, als dieselbe, im Fall
oer Veräußerung, gegc» den dritten Besitzer nicht geltend gemacht werden kann; die gesetzliche»
Hypotheken rangiren auch, mit Ausnahme der gemeinrechtlichen Privilegien Hypotheke», hinter
den Konventioual-Hypothtteu. Die Geueral-Hupotheten tonnen auch gegen jeden dritten Besitzer
geltend gemacht werde», wobei »ur einige Mobilicn vo» der Haftung ansgenommen sind. Alle
offenen, d. h, die vor Schultheiß und Schöffen oder einem ^andschreidcr, die vor Notar und
Zeuge» oder bloß vor drei Zeuge» errichteten Pfanducrschrcibnngen sind ganz gleichgestellt; sie
Eignen durcheinander »ach dem Alter, Für den Fall des Konkurses ist eine besondere Priontäts-
Urdmmg gegeben.

mir die Grafschaft Wied und für den Bezirk des Solmser Landrechts sind die außerge¬
richtlichen Konueutionalchypotheten an Immobilien abgeschafft.

Das Mainzer Landrecht hat wieder eine vom gemeine» siecht abweichende Rangordnung
un Konkurse. Außergerichtliche Konvcutional-Hypothcken sind beibehalten.

Für die A emter Frensberg und Fnedewald sind alle Privat-Berpfändungen verboten
Anlangend die Form der Bestellung von Konucutioual-Hypotheten und das Verfahreil

dabei, so sind auch hierüber die Vorschriften verschiedenartig.
Nach der Sau» Hacheubnrgschen Kontrakten-Ordnung von I8U8 soll für die gerichtlich

bestellten Hypotheken ein doppeltes Hypotheteubuch geführt werden, uämlich eins von den Feldge¬
richten resp, dem «andschrciber, ein zweites vom Iustizamt. Diese Hypothekcnbücher haben jedoch
keinen objektiven Glauben, sie dienen vielmehr nur zur Information der Hypothetenbehörden bei
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der ihnen obliegenden oaugac? on^niilo und bei Ausstellung ihrer Atteste. Die Hypothekenbchörden
müssen nämlich prüfen, ob der Verpfändn-, Eigenthümer und Besitzer der zu verpfändenden Sachen
ist, üb er darüber disponircn kann, ob Hypotheken und Laste» darauf haftcu und ob die Hypothek
zugänglich ist. Ueber alle diese Punkte müssen sie ein Attest, für dessen Nichtigkeit sie haften, aus¬
stellen und in ihr Hypothekeubuch eintragen. Auf Gruud des Attestes wird von der Landschrciberei
die Pfandvcrschreibuug aufgenommen und dem Amt zur Bestätigung eingereicht. Dies mich Attest
uud Obligation nochmals prüfen, und der Schuldner und dessen Ehefrau müssen bei Strafe der
Nichtigkeit sich vor dem Amt nochmals persönlich zmn Empfange des Darlehns bekennen und
den Einreden refp. den weiblichen Rcchtswohlthaten entsagen. Durch die Konfirmation, auf welche
noch die Eintragung in das amtliche Hypothckenbuch folgt, wird das dingliche Recht begründet.

Im Wesentlichen übereinstimmend sind dicfc Vorschriften mit denen der Nassau.Ussingcu»
schcn Kontrakten-Ordnung von 1774, jedoch mit dem Unterschiede, daß mir ein Hypothekeubuch
und zwar uo» dcu Feldgerichten geführt wird, welche ihre Atteste darin eintragen, und daß ferner
die Aufnahme und Ausfertigung der Obligation bei dem Amt erfolgt, vor welchem der Schuldner
und dessen Ehefrau persönlich unter Vorlegung des fcldgcrichtlicheu Attestes erscheinen müssen,
und welches sodann die Konfirmatiou ertheilt, durch die das dingliche Recht begründet wird.
Diese Bestimmungen über die Expedition uud Konfirmation sind bei Strafe der Nichtigkeit
angedroht.

Nach der Kurtolnischeu Ncchtsurdnnng ist die gerichtlicheInsinuation bei dem Ncalrichter
zur Bestellung einer Hypothek erforderlich. Eine cai,^ «o^nitia nnd eine Haftbarkeit des
Gerichts tritt indeß nach der Verordnung vom 23, Dezember 1718 nur auf cmsonkklichcö Veo
langen der Interessenten ein.

Nach dem Tricrifchen Landrecht ist zur Vcgründuug des dinglichen Rechts und der
Priorität nothwendig, daß die Verpfändung vor dem Gericht der bclegcncn Sache gefertigt nnd
dem Gerichtsbuch von Wort zn Wort einverleibt, oder die vor Notar nnd Zcngcu oder vou den
Debitoren selbst gefertigte Vcrschrcibung dem Gericht prüscntirt und dem gerichtlichen Protokoll
Vcrpfändnngsbuch iuscrirt sei — eine Bestimmung die zu mehrfachen Zweifeln Anlaß gegeben hat.

Für die untere Grafschaft Wicd bestimmt die Verordnung vom 30. Oktober 1738 daß
kein Vcrfatz von liegenden Gründen vou einiger Kraft, Wirkung nnd Gültigkeit sein soll welcher
nicht vor jedcs Orts ordentlichem Gericht in Gegenwart beider Theile vorgetragen, dem Gcrichts-
Protololl cinvcrlcil't uud bestätigt wordcu ist. Die Verordnung vom 12. Januar 1755 bestimmt
ebenfalls, daß die Verpfändungen von Immobilien anders nicht gültig und verbindlich seiu sollen,
bis sie jedes Orts Gerichten gehörig angezeigt und den Gcrichtsbüchcrn einverleibt sind. Erfolgt
die Anzeige nicht binnen 14 Tagen, so tritt außerdem noch Strafe ein. Ueber die den Gerichten
obliegende eauLae oo^riltia uud Haftbarkeit disponirt die Schultheißen - Instruktion vom
Jahre 1804.

Aehulichc Bestimmungen sind für die obere Grafschaft Wicd iu der Verordnung vom
27. Juni 1761, resp, mehreren Verordnungen aus dcu Jahren 1764, 1765 und 1775 gegeben.

Nach Mainzer Landrccht lönncn gerichtliche Vcrschrcibungen nnr vor dem Gericht der
bclcgencn Sache verfertigt und sollen in ein besonderes Verlcgungs-Protokoll eingetragen werden.
Eine «ausae «a^mtia in Bezug auf das Eigenthum des Vcrpfaudcrs und in Bezug auf die Be¬
lastung des zu vcipfäudcudcu Immobile nnd eine Haftbarkeit in dieser Bczichung findet im Bezirk
des Mainzer Lcmdrcchts, der Stadt Wctzlar, nicht Statt. Es fehlt hierzu auch an allen Unter¬
lagen, da ein Voluntärgcricht nicht besteht und das Krcisgcricht keine Bücher führt.

Das Solmscr «anbrecht bestimmt auch nnr, daß die Verpfändung liegender Güter bei
Vermeidung der Nichtigkeit vor Gericht geschehen und in das Schüffenbuch eingetragen werden
muß; es ertheilen aber mehrere Scparat-Vcrordnuna.cn ans den Jahren 1751, 1762, 1772, 1788
nähere Anweisung über die Führung der Hypothctcnbüchcr uud die vou dcu Schultheißen und
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Fcldgcschworcncn auszustellenden Atteste, wic denn auch eine Verordnung vom 9. August 17W
für Solms - Braunfcls nud die Nassau - Wcilburgschc Hypotheken«Ordnung vom 9. Februar
1774 für das Amt Atzbach spezielle Bestimmungen über die Haftbarkeit der gedachte« Beamten
für die letzter» cuthält.

I» mehreren kleineren Bezirken gelten uoch audcrc Verordnungen über die Form der
Obligationen, über deren Geltungsbereich zum Theil Streit besteht.

Es wird bei dieser Lage der Gesetzgebung aber keiner weiteren Ausführung darüber be¬
dürfen, daß dieselbe den als bewährt ancrlanuten neueren Prinzipien eines gesicherten Hypoihctcu-
rechts, der Publizität und Spezialität geradezu cntgcgc» ist. Man darf fcrucr nicht vcrkcuucu,
daß, dn durch die persönliche Haftbarkeit der Schöffen für die Nichtigkeit ihrer Atteste in einem
Theile des Bezirks der Realkrcdit «ermittelt wird, gerade die generelle Einführung jener Prinzipien
es den Schöffen ermöglichen wird, künftig eine uicl genauere Kcuutuiß von dein Hypolhclenznstandc
der Grundstücke als bisher zn erlangen Andererseits aber bleibt auch iu Vctracht zu ziehen,
wie die Rücksicht auf das Kredit-Bedürfniß des Schuldners es nöthig macht, alle diejenigen
Hemmnisse abzustreifen, welche demselben bisher dadurch bereitet worden siud, daß eine Hypothek,
für welche die Schöffen die Haft nicht Übernahme», — und sie können sie für alle Fälle einer
nicht ganz evidenten Sicherheit eben nicht füglich übernehmen — daß eine solche Hypothek, ohne
daß dies durch die allgemeinen Gesetze des Verkehrs gerechtfertigt gewesen wäre, von diesem Ner<
klhr der Natur der Sache uach ausgcschlosscu blieb. '

Das Bedürfniß einer Ncform des bestehenden Zustandes in der gedachten Nichtung
dürfte hiernach nicht zu lcugucu sein. Dazu kommt, daß bis zur Einführung der ans Gnmd des
8. 20. der Verordnung vom 2. Januar 1849 von dem Justiz-Ministerium unterm 5. Iuui 1852
(Iustiz-Miuist.-Blatt S. 284) und 15. Dczcmbcr 1853 lIustiz-Miuist.-Vlatt 1854 E, 5l) erlasse¬
nen Iustinltioucn, mit denen erst die gehörige Dircltion des Verfahrens der Volnntärgcrichte
durch die Kreisgcrichtc begann, die nach Verschiedenheit der oben angeführten Partitnlarrechte in
sehr verschiedenen Formen bestandenen Hypothetenbüchcr von dcn Volnnlärgcrichlcn fast dnrch-
Üängig in hohem Grade mangelhaft und unvollständig und außerdem nicht mit der erforderlichen
Zuverlässigkeit geführt worden sind.

Endlich aber ist auch die Einführung der Konkurs - Ordnung vom 8. Mai 1855 lGesctz-
Samml. S. 317), welche gleichzeitig beabsichtigt wird, allerseits als ein dringendes Bedinfnih
anerkannt, jedoch ohne eine vorgängige Einführung der Prinzipien der Publizität und Spezialität
w dem Hypothcteurecht, die sie uach ihrem System überall voraussetzt, nicht zu ermöglichen.

Daß nnn aber nicht die altprcnßische Hypothckcnverfnssung dem Bezirke die gewünschte
Abhülfe der vorhandenen Schäden zn bringen vermag, erhellet aus ciucr Vcrücksichtiguug der
fchon obcu erwähnten, fo sehr zersplitterten Verhältnisse des Gründ und Bodens ohne Weiteres.

Es mußte vielmehr der Weg gewählt werden, welcher schon durch das Gesetz vom 24.
April 1854 (Ges.-Samml. S. 198) in Betreff der Hohcnzollernschcn Lande mit Erfolg bcschrittcn
worden ist, nnd das Ziel der Neform mußte hicuach das sein;
k. die Hypothek auf Immobilieu zu bcschränlen;
2. die Erwerbung einer Hypothek, sowie auch das pi^nus an Immobilien, o. h. die Ent¬

stehung des diuglichcu Rechts des Pfandgläubigcrs lediglich an die Eintragung in das
Hyvothctcnbnch zu knüpfen;

3- dcn gesetzlichenPfandrechten hinfort nicht mehr unmittelbar die Bedeutung eines diuglichcu
Rechts, soudcru die ciucs Titels beizulegen, der dcn Gläubiger berechtigt, sciuc Forderung
auf die bestimmt zu bezeichnenden Immobilien des Schuldners eintragen zu lassen;

4. die Bestellung touuentioncllcr General -Hypotheken nicht ferner zuzulassen, vielmehr zu be¬
stimmen, daß die Eintragung nur auf die in dcn Vcrvfändungs-Urtnndcn speziell zu be¬
zeichnenden Immobilien erfolgen lönnc;
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5. Die Priorität der Pfandrechte, unter Beseitign««, der Privilegien, insliinftigc allein ...,
der Zeitfolge der, die Entsteh»»«, des dinglichen Rechts begründenden Eintragnng
in das Hypothekcnbuch abhängig zu machen;

(!, Vorfchriften zu ertheilen, durch welche die Inhaber älterer Pfand- und Hypothctcnrcchtc zur
Anmeldung ihrer Ansprüche und Nachsuchung der Eintragung derselben innerhalb einer ge¬
wissen Präklnfivfnst genöthigt werden.

Durch Etablnuug dieser Sätze wird im Interesse des Ncalkrcdits ein Rcchtszustaud iuö
Lebcu gerufen, der die Gewißheit gewährt:

daß auf jedem bestimmten Immobile nicht mehr Untcrpfandsrcchtc haften und resp dem
Kreditgebenden vorgehen lonncn, als das Untcrpfandsbuch nachweist.

Bei den einzelnen Bestimmnngen des Entwurfs ist der Gesichtspunkt leitend gewesen
slch möglichst genau an das für Hohcuzolleru bereits crgangenc Gesetz anzuschließen Es aclla tct
d,es einmal die Aehnlichteit der Verhältnisse, andererseits empfiehlt es sich mit Mckf,cl,t auf die
nnmerhin wünschenswerthe nnd daher soviel als möglich anzustrebende Uebereinstimnu.ua der
Gesetzgebung für die verschiedenen gemeinrechtlichen Landcsthcilc der Monarchie

Der Entwurf weicht daher von dem für die Hohcnzollernschen Lande' bereits erlasseneu
Hypothctengesetzc nur da ab, wo besonders c.hebliche Gründe, insbesoudnc Provinziillc Eiaem
«NMilichkeiteu,dies nothwe,,dig erscheinen ließen; und es sollen daher in dem Folgenden Haupt-
sachlich dicsc Abweichungen mutivirt werden.

8^. 5 "9.

Die M. ü — 9. des Entwurfs schließen sich den Vorschriften der 38 1 - r, z,cs für
Hohcnzollcrn erlassenen Gesetzes an. ^ '

Sie ctablircn die oben schon gerechtfertigten Sätze, durch welche das .sivpothckeu.cckt auf
Immobilien beschränk das Entstehen des pi,^ uud der Hypothek'ans In22ie s i
dinglichen Ncchto, an die Eintragung in das Unterpfandsbnch auf bestimmte spcuell be,eiel,nete
Immobilien geknüpft wird, schließen die Berücksichtigung der Bestellung von Genew wp hew
durch Willenserkiän.ng für die Zntuuft ans, legen endlich eu g setzli hm Pfaud3,t u
Wirlnng eines Titels zur Eiutraguug a.if die deu Gegenstand bi?d!.,?en beslllun!m^n,ch-

,. . ' ^.r in folgenden Pnntten enthalten die in diesen Paragraphen des Entwurfs projee.
ttr en BestiMinungeu Mod.ftkationen der ... den lorrespondirenden Paragraphen des Gesetzes nrHoheuzollcrn ertheilten Vorschriften. ' ^ ^

,. ,, D"' 'nr Alinea 2 des 81. des Gesetzes für Hohenzolleru sich fiudeude Satz, der die
dingliche W.rtung der bei Mob.liarveraußerungs - Verträgen vorlommcnden Eigenthums - Vor^
behalte von der Eintragung abhängig macht, ist weggelassen worden, weil es im Devartcmeut
des Justiz-Senats meist zweifelhaft ist, ob diese Vorbehalte die Absicht habe» das Eigenthum
oder nur eine Hypothek zu rescruircu, und es sich nicht empfehlen kaun, durch das Gesetz eine Ve^
stlmmung zu treffen, welche vielleicht den Intentionen der Parteien oft widerspricht

Der §. ?. des Entwurfs will verordnen, welche Erfordernisse znr Begründung der Ein¬
tragung zn erfüllen sind, daß dazu insbesondere eine den allgemeinen Grundsätzen stz 2 -> cnt^
prechendc beglaubigte Urkuudc gehöre, und daß die spezielle Bezeichnung der verpfändeten "wmo-

bllicn in den Ncrpflluduugs-Urtundcn durchgängig nach dem Grundsteuer-Kataster ni crfolaen
habe. Der im §. 3. des Gesetzes für Hohenzollern voransgesetzte Fall, daß wegen Manaels
enesGrundstener-Katasters eine andere Bezeichnuug gewählt werden «u,/?^
stand.g latastr.rte» Ostrheinischen Bezirke nicht vor «nd bedürfte daher teiuer Berücksichtiguuq

Dagegen bedürfte es für die Bezeichnung des verliehenen Bergwerks - Eigenthums da
das Giuudstener-Kataster hier nicht Platz greift, besonderer Vorschriften, welche, weil das Institut
der Ven>gegenb»cher an. Ostrhein nicht überall besteht, nnr auf die im Entwnrfe a»i q bene

werden l nntm" ' ""''" '" """"^"' '"""""' '" '"^""' entsprechend gettoff u
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In dem §. 8. des Entwurfs ist das Aliuca 8 des ß, 4. des Gesetzes für die Hohcn¬
zollcrnschen Lande, welcher den Inhabern allgemeiner oder spezieller gesetzlicher,im Titel zur Ein¬
tragung verwandelter Pfandrechte die Prioritätsrechte im Konti»sc nnf die nach Befriedigung der
eingetragenen Pfand- und Hypotheken - Gläubiger übrig bleibende Masse vorbehält, foitgeblieben,
weil die Vorrechte im Koulursc ihre Bestimmung durch die gleichzeitig einzuführende Kouturs-
ordnung, die dafür der gehörige Ort ist, erhalten.

Dagegen ist in dem Alinea 2 dcs H. 8. des Entwurfs zur Beseitigung jede«? Zweifels
d>e, schon ans den Grundsätzen des bestehenden Rechts abzuleitende Ermächtigung der Vormund»
schaftsbchördcu ausdrücklich anerkannt worden: die Anträge ans Eintragung dcs nunmehr einen
Erwcrbstitcl bildenden allgemeinen gesetzlichen Pfandrechts dcr Pflegebefohlenen an dem Ver¬
mögen ihrer Vormünder und Kuratoren, soweit und so lauge die Rücksicht auf die Sicherheit
darbietende Immobilien d?r Vormünder und Kuratoren, soweit uud so lauge die Rücksicht auf
die Sicherheit der Pflegebefohlenen es gestattet, entweder ganz zu unterlassen, oder auf einzelne,
eine ansrcichcndc Cichelhut daibictendc Immobilien dcr Vonnüudcr und Kuratoren rcfp. ans eine
bestimmte, nach den Umstüudcn sich als genügend darstellende Kautionssumme zu beschränken.
Es erscheint dies rathsam, damit nicht dcr Rcnltrcdit dcr Vormünder uud Kuratoicu durch Ein¬
tragung solcher Pfandrechte von unbestimmter Hohe auf sämmtliche Immobilicn dcr Pfleger, da
wo das Interesse dcr Pflcgcbcfohlcncn dies nach vernünftiger Beurtheilung nicht nothwendig macht,
«nnützcr Wcisc gefährdet und durch solche Belustigung eine Abncignng gcgcn die Uebernahme von
Vormundschaften und Kurateleu bei dcr grnndbesitzcndcn Vcvülteniug hervorgerufen würde.

Auch ist, um das Prinzip der Specialität vollständig zu wahre», im dritten Alinca des
8 8. bestimmt worden, daß jeder cxclutorischc Titel einen Titel zur Hypothek aber nur ans be¬
stimmte, nach tz. 7. bezeichneteImmobilien verleihen soll.

Endlich sind die Präfcreutial - Aireste und pi^nor», pi-aeturi», als mit den neu einge¬
führten Prinzipiell unvcrciubar, aufgehoben worden.

Der §. 9, dcs Entwurfs endlich mnhtc abweichend von dem 8. 5. dcs Hohcnzollcrnschen
Gesetzes rcdigirt werden, damit er mit dcr gleichzeitig zu publizircndcn Kontursorduung sich voll-
ständig decke.

§§. 10. n.
Der §. 10 entspricht dem zweiten Absätze dcs 8- ^3. dcs Hohcnzollcrnschen Gesetzes,

war aber besser hicher zn setzen, da die späteren Bestimmuugcu nur den Ucbcrgang in den neuen
Ncchtszustand regeln sollen. Die Auweichuug von dem Hoheuzrllcruschcn Gesetze, die darin bcftcht,
daß der Entwurf die Primität von dcr, allerdings nach Maaßgnbc dcr Zcit dcr Anmclduug zu
bcwirkcudcn Eiutragung, das Hohcuzollcrnschc Gcsttz nbcr von dcr Anmeldung dirclt alhängig
macht, ist durch dcu Anschluß an die §Z. 51 53. 55. dcr gleichzeitig einzuführenden Konkurs-
ordnuug geboten. Auch rechtfertigt sie sich, da das dingliche Recht erst mit dcr Eintragung cnt-
steht, durch die innere Kouscauenz.

§. 11. hat die Absicht, einerseits für Löschungen eine bestimmte formale Grundlage zu
schaffen, da selbst ucbcn dem Besitze der Urkunde doch die gauzc formlose Einwilligung dcs Gläu¬
bigers noch lein die Sichnheit des Verkehrs genügend sichcrudcs Fundamcnt bictct, andcrciscitö
aber die Form dcr, bei dcm so sehr zersplitterten Onmdbcsitzc selbstredend häufig vortonimcudcn
Löschungs-EiuwMiguugcn resp. Quittungen möglichst zu cl leichtern.

8- 12.
Dieser Paragraph torrcspondirt dcm ß. ?. dcs Gcsctzcs für die Hohcuzollcrnschen Lande,

dcsfcn tz. 6. „icht anfgcuommcn worden ist, weil er eine Bestimmung trifft, die in das Gebiet dcr
Konlursorduung füllt uud durch deren gleichzeitigeEinfühlung erledigt wird.

Die im §. 18, dcs Entwurfs projcctirtc Vorschrift untcrschcidct sich aber von der im
§. 7. dcs Gcsctzcs für Hoheuzollcru enthaltenen darin:
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daß die Anmeldung der vor der Gesetzeskraft des neuen Gesetzes erworbenen älteren Immo-
biliar-, Pfand- und Hypotheken-Rechte innerhalb der Prätlusivfrist cunOstthein nicht blos
— wie in Hohcnzollern — hinsichtlich der in die bisherigen Untcrpfandsbüchcr nicht ein¬
getragenen, sondern auch hiusichtlich der in diese Bücher eingetragenen, also hin¬
sichtlichaller älteren Pfand- und Hysiothetcn-Rechtc. mit alleiniger Ausnahme der seit dem
1. Januar 1853 vor dem Richter der belcgcncn Sache errichteten Spczial-Hypotheten, vor¬
geschrieben werden soll.

Für die HohcnzollernschcuLande bedürfte es zur Erreichung des Hweckes, dem Hypotheken
zustande jedes bestimmten Gnuidstücks Eeteuubarteit zu geben, eines Aufrufes der älteren Pfaue-
uud Hypotheken-Rechte in dnser Ausdehnung nicht. Unter den dort obwaltenden Verhältnissen
genügte der im §. ?. des Gesetzes vom 24. April 1854 euthalteuc Aufruf der älteren, nicht
ciu getragene» U utcrpfand s rc chte, in Verbindung mit der im Z. 18. daselbst gegebenen
Fakultät, eine Renovation einzelner, etwa nnvolllommcu geführter Uutnpfnndsbüchcr ciu-
trcteu zu lassen.

Am Ostrhcin sind aber, wie von dem Justiz-Scuat geltend gemacht wordcu ist, die
älteren Hypotheteubüchcr bis zum I.Iannar 1853, von welcherZeit ab die inzwischen eingetretene
Direktion der Voluutargcrichtc durch die Krcisgcrichtc ihre vorthcilhaftc Wirkung zu äußern be¬
gann, durchgängig so uugcunu geführt, und bezeichnen insbesondere die darin erfolgten Einschrei¬
bungen die Pfandobjeltc so mangelhaft, daß der ZwcÄ, die Ertcuubarkcit des Hypothekeuzustaudcs
herbeizuführen, sich nur durch dcu im §. 12. des Entwurfs projcltirteu generellen Aufruf erreiche»
läßt; womit es denn znsammcuhäugt, daß die dadurch überflüssig gewordenen Bestimmungen des
H. ,l2. des für Hohcnzollern crgangcncn Gesetzes über die Renovation der Unterpfandsbüchcr
im Entwürfe nicht erscheinen.

In Folge der Ausschließung der seit dem 1. Januar 18:53 vor dem Richter der bclegc-
ueu Sache enichtcteu Spczial - Hypothclcu vou der Nothwendigkeit des Aufgebots wird
aber zugleich der Zwcä erreicht, eine möglichst geringe Beunruhigung des Publikums herbcizm
führen. Denn es werden nun in der That fehr wenig, wirtlich noch existente Hypotheken von
dem Aufgebot betroffen werden, da in dem betreffenden Bezirk sich die meisten Hypotheken im
Laufe von zehn Jahren abwiäel».

M. 13. - 17.
Die A 13 — 15. des Entwurfs entsprechen den tztz- 8 — 10., der H. 1«,;. des Entwurfs

dem crstcu Satze des §. 13., der §. 17. des Eutwinfs dem §. 16. des Hypothetcngesetzcs für
Hohcnzollern mit uuwcfentlichcu Aenderungen.

Zur näheren Direktion der Hypothctcnbchördcn bei dcr (auch im §. 8. Alinca 1 des
Gesetzes für Hohcnzollern vorgcfchricbencn) Vernehmung dcr Besitzer über dic während dcr Prä-
llusivfiist angemeldeten Anspnichc ist im tz. 13. Alinea 1. des Entwurfs bestimmt worden, daß
dic im Grundsteuer-Kataster aufgeführten, bezichungswcifc die aus sonstigen Verhandlungen dcr
Hypothctcnbehürde bclanutcu Besitzer zur Vcruchmung vorgeladen werden sollcu: weil dic bestehe»-
den Voluutargcrichtc und dic durchgängig vorhandene Katastrinmg eine» gcciguctcu Anhalt für die
Ermittelung der, Person des Besitzers darbieten.

Die im letzten Alinca dcs §. 13. cnthaltcnc znsätzlichcVcstimmuug, wonach dic Eintra¬
gung in die älteren Hypothelcnbüchcr; sofern sie dic Forderung und dic verpfänd»
tcn Objekte erkennbar macht, dic Stelle dcs fönst zu führenden Nachweises vertreten
soll, rechtfertigt sich durch das zu ß. 12, des Entwurfs Bcmcrlte,

Der §. 14 des Gesetzes für die Hohenzolleruschen Lande ist im Entwürfe um deswillen
fortgelassen worden, weil die darin enthaltene Bestimmung in das Gebiet der Konkursordnung fällt
und mit deren gleichzeitiger Einführung sich erledigt.
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M. 18 und 19.

sp„ 9, ^ ^' ^ beabsichtigt, von den für das Kontrakten- und Hypotheken-Wesen neu getrof¬
fenen Anordnungen die Schwerfälligkeiten und Belästigungen des Publikums fern zuhalten, welche
«-«5 "^'"°^ Folge einer strengen Durchführung des ttegalitäts - Prinzips sind und bei der
gio^en Genngfügigleit der meisten Grundstücke sich am Ostrhein doppelt hart äußern, für die
^uuerheit des Kredits aber gerade dort nicht wesentlich erforderlich erscheinen. Zwar ist es richtig,
ums.^ ^ "^"" '^^ dem Richter, welcher einen Immobiliar-Ntt zn bestätigen hat, eine sehr
»5 ,s >! ^"^ ^""'"° °b^g.t, auch in den oben erwähnten Partikularrechten eine solche zn-
mchs den Volnntärgerichten bei Ausstellung ihrer Atteste, dann den Iustizämtern, welche die Be¬
rgung zu ertheilen hatten, zur Pflicht gemacht ist. Allein es erscheintnicht bedenklich, daß damit

im ^>.^" ^'^^'"es Bevornmudungs-System Eingang gefnnden hat. Die Belästigung, welche
u t leunschen Bezirk dadurch entsteht, geht viel weiter als in den anderen «austheilen, in
ei e ^^//""' .^"st"ldig ausgebildeten Grundbuch-Verfassung das «eqalitäts - Prinzip viel eher
ieniacn ?!"^ ^' ^"' "Rheinischen Bezirk muß zunächst der eonfirmircnde Nichter von dem-
Die^f. ?3 "' "" Immobile disponiren will, den Nachweis seines Eigenthums fordern,
ans 7m '^> ^ '"" ^^"'' "'"^ 'b'" ^"s Voluntärgcricht ein Attest über das Eigenthum
mit?... m?/7 l° '""ß "' sich vollständig als Eigenthümer legitimiren. Kommt er nun aber
niM /.' / ^"" ""sirmirenden Nichter, so prüft dieser von Neuem; er beguügt sich dabei
es l . ?'"^"'" ^'" Schöffeuatteste, souder« fordert die Vorlegung der Erwerb-Ürknnden; ja
Sckttss ../. n " ^^"' ^"^" ^ren ein Fall vorgekommen, wo der Nichter, obwohl in dem
weil ? 5 ""Ihriger Vesitz bescheinigt war, doch die Konfirmation verweigerte,
diese d^^/" ^erb - Urkunden nicht mehr aufzufiudeu wareu. Ihreu Zweck erfüllt
unteres/. ?"^ Prüfung überdies nicht. Der Nichter soll im öffentlichen
Eia ^ "lein ein unumstößlicher Beweis des
rant ? .' ^ ""' """ ^^^"' d"' freiwilligen Gerichtsbarkeit doch nicht führen, eine Ga-
svrick,?^ "^"lmuit er, auch wenu er die Konfirmation ertheilt, doch nicht, «ud die An-
Vrttfc., ^ " ^ ""' " erdeu dadurch nichtberü h r t. Sodann muß der toufirmirendc Nichtcr
rech c. ! s ' Hypotheken und Lasten auf dem Immobile haften. Nach sehr vielen Partttular-
n!^ < „ "'' '""'" ^°" "'" Hypothek auf einem Grundstück haftet, die Bcstelluug einer zweitcil
"lcyt zulassen, muß vielmehr die Konfirmation versagen.

Nickt ^°" ^'^ "^ Hypothcteuschuld zur Tilgung der älteren kontrahirt werden, so muß der
Dar 7 "?" Amlswcgcu darüber wachen, daß die altere Forderung auch wirklich aus dem neue»

uyu berichtigt wird. Soll ciu bereits verpfändetes Grundstück veräußert oder getheilt werde»,
der ? "u'derum der Nichtcr vou Amtswegcu dafür sorge», daß das Kaufgcld zur Abtragung

HYPothekenschuldverwendet wird; soll die Hypothek aber auf den neuen Erwcrbcr übergehen,
> muß der Nlchter dafür sorgen, daß eine neue Obligation errichtet wnd, wofür natürlich die
alte? """ ^°^" bezahlen müssen. In einzelnen Partilularrcchtcn ist sogar bestimmt, daß die

n Hypotheken wirkungslos werden, wenn nicht binnen einer lurzcn Frist eine neue Obligation
sgcnommcn wird. Ferner muß der Nichtcr auch die Interessen der persönlichen Gläubiger des-

l 'gen, welcher eine Beiänßcrung oder Verpfändung vornehmen will, von Amtswegcu wahrnehmen;
'""^ bcn ganzen Vcrmügensznstand des Disponirendcn einer Prüfung unterwerfe», und wenn

^ ftndct, daß schon so viel Schulde» voihaude» sind, daß durch die iutcudirtc Disposition die
crcn Pcrsonalglüubigcr gefährdet werden könnten, so soll er die Konfirmation verweigern. Hicr-

"' beruht auch die Bestimmung mehrerer Partitulargesetze, daß der Nichtcr keine Verpfändung
l, ^ ' ""° tonfirmircn darf, welche über V, des Vcrmogcus des Schuldners hinausgeht. Das
etztc Drittel soll für die Pcrsoualgläubigcr und für die etwaigen gesetzlichen Hypotheken freige¬
ben werden. Endlich soll der Nichtcr von Amtswcgcn auch die Zugüuglichtcit der Hypothek

.'.
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prüfen; er soll die Konfirmation verweigern, wenn der Werth der Unterpfänder den Betrag der
zu versichernden Forderung nicht nm das Doppelte oder um ein Dnttel übersteigt.

Alle diese Bestimmungen sind mit den erprobten neuen Anschauungen des Vcrtchrslcbcns
durchaus nicht vereinbar. Um aber nun auch in der Acudcruug des Bestehenden uur eben so weit
zu gehen, als für eine freie und gesunde Entwickelung des Kredits erforderlich ist, erscheint es
nöthig, in der Weise, wie es in dem §. 18 geschehen, in Betreff der vorzunehmenden oanl>«e oc>F-
uitic» die Funktionen und Obliegenheiten der Schultheißen uud Schöffen als Attest ausstellender
Behörden von denjenigen des Richters, der die Anmeldung zu bescheinigen rc^p. die Hypothek ein¬
zutragen hat, strenge zu scheide». Die Ersteren haften bei Ausstellung ihrer Atteste persönlich
für Eigenthum, Dispositionsbcfugniß, Pfcmdfrcihcit und Werth. Auf dieser Haftbarkeit ruht zum
Theil der Rcaltrcdit; sie muß daher aufrecht erhalten werden, und daraus folgt vou selbst, daß die
Schultheißen und Schöffen, wenn die Interessenten ihre Garantie verlangen, in
mehreren der oben angegebenen Beziehungen auch ferner eine genaue Prüfung vornehmen müssen.
Daß aber nnch der Richter zum Zweck der Attcstirung der Anmeldung, beziehungsweise Eintragung
diese Prüfung vornimmt, erscheint ganz entbehrlich. Es reicht vollkommen aus, wenn dieser nur
die äußere», formellen Erfordernisse des Aktes, namentlich die Gewißheit der Willenserklärung, die
legale Form der ihm vorgelegten Urkunden, die formelle Legitimation des Disponircndcn (nament¬
lich bei Vormündern uud Bevollmächtigten) und die persönliche Dispos'tionsfähigkcit derselben
(z, B. bei Minorennen) einer Prüfung untciwirft, im Ucbngcn aber den Interessenten überläßt,
ihre eigenen Interessen selbst wahrzunehmen. Auch auf eine Prüfung der materiellen Rcchts-
bcständigteit des Altes darf sich der Richter nicht einlassen, da er dadurch von Amtswcgcn, ehe
sich streitende Parteien gegenüberstehen, einen Streit hervorruft, an welchen die Interessenten viel"
leicht nicht einmal gedacht haben würden, und dessen Schlichtung eventuell einem Prozesse vorbe¬
halten bleiben muß.

Auf diesen Erwägungen beruhe» die §§. 18. 19. Daß dabei zugleich der bisher den
Parteien auferlegte Zwang beseitigt worden ist, vor der Disposition über ein Grundstück ein
Schöffcugcrichts.Attcst beizubringen, daß an dessen Stelle nur das Recht der Palleten zur Eim
holung eines solchen Attestes gesetzt woidcu, ist eine Konsequenz des Grundsatzes, den Parteien
die Ausübung ihrer Gerechtsame, nnc solche ihnen am förderlichsten scheint, selbst zu überlassen. Ist
das Echöffcngcrichts-Institut die wahre Basis des Nealtredits, so wird sich auch kein Interessent
die Basis dieses Kredits nehmen lassen. Der Zwang dazu aber entbehrt jedes gerechtenGnuidcs.
Das Institut der Schöffengerichte selbst wird dadurch in keiner Weise gefährdet, im Gegentheil,
es wird ihm dadurch, daß, wie oben ausgeführt, den Attesten eine zuverlässigere urtuudlichc
Grundlage durch die neu getroffenen Anordnungen gegeben wird, ein fester Halt geschossen; ihre
Atteste werden genauer, richtiger als bisher, ihr Ansehen ein höheres weiden, so lange in ihrer
Persönlichkeit selbst von dem Publikum eine Garantie für den Kredit irgend gefunden wird. Wo
dies aber nicht der Fall, da werden gerade die gcti offenenBestimmungen die Möglichkeit gewahren,
den Interessenten ohne jede überflüssige Belästigung die wesentlichen Vortheile zuzufülnen, welche
für den Kredit aus den angewendeten Prinzipien der Ertcunbartcit des Eigenthums, der Pnblicität
und Spezialität des Hypothctcnbuchs nnd aus dem so außerordentlich vereinfachten Rcchtszustande
sich ergeben müssen.

§8. 20. 21.
Der 8- 20 des Entwurfs, entsprechend dem z. 17 des Gesetzes für die Hohcnzollcrnschcn

«andc, hat mit dem Tage der eintretenden Kraft des Gesetzes alle demselben entgegenstehenden ge¬
meinrechtlichen Verordnungen uud alle partilulenrechtlichen Vorschriften, welche in den Bereich
dieses Gesetzes fallen, alfo auch insofern sie nur neben dem neuen Gesetze besahen würden, auf¬
gehoben.

Der §. 21 schließt sich hieran an und dctaillirt die wichtigsten partitularrcchtlichcn, im
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Hypothctcnwcscn vorhandenenBestimmungen,welche, als mit dem Systeme der neuen Einrichtung
a?Ä^'' "" ^" ^'nfülN'unk, des gegenwärtigenGesetzes ihre Kraft verlieren sollen. Sie

u,drucklich für aufgehoben;n erklären, ist zur Beseitigung sonst etwa leicht entstehender Zweifel
'" Iustizscnat zu Ehreubreitsteinbeantragt und für rathsam erachtetworden, wenngleich es

'llcng genommen aus der Bestimmung des §. 20 des Entwurfs schon von selbst folgt.
z. 22.

unk -s ^' "^ ""spricht dem §. 18 des Hypothckcugesctzcs für die Hohcuzollcruschcn Lande
und ^ ^?' "^ ^'^ ""^ ^°" Ziehen, dem Justiz-Minister die Ausführung des Gesetzes
mit «? ^ ^' "öthigcn Geschäfts-Anweisungen. Das ganze System des Gesetzes bringt es
^mm?v ^" Hypothclcnbüchcr,weil sie ebcu den Hypothctenzustand der einzelnen bestimmten
lüe, ° .""' z" lonstatircn bestimmt sind, in toro rsi 8iw« geführt werden müssen, wie denn auch
Aum N,"" '"'" ^"""^ ''^ diuglichen Rechts und zur Wirtsamtcit gcgcu Dritte erforderliche
Oitil "? ^^' ^"l''""""N crf°l>icu darf. Da es aber von der verschiedenenVerfassungder am
der ^ )'^">"^"' Voluntürgcrichtcabhängt, in wie weit die bei Führung dcrHypothctcnbüchcr,
mitten ""^ ""^ ^"' ^"»icldnng der Kontrakte vorkommenden Geschäftevon diesen oder «n-
cicns !< "°" ^" ^'""'flcudcn Kreisgcrichtsbchördenwahrzunchmcu sind, der Justiz-Minister übri-
Kon» ? "°^ ^' ^ ^'"^" ^' ^^ ^"°rdnnng vom 2. Januar 1849 bereits ermächtigtist, die

'pctcnz zwischen den Kreis- und Volnntär-Gcrichtsbchordcnnach dem jedesmaligen Bedürfnisse
^ ngnlucn, so ciupfnhl sich, in Verbindung mit dem Inhalte des §. 22 des Entwurfs zugleich

mehr relative Fassung des §. 19 Alinea 1, welche die Bestimmungen über die Kompetenz der
^norden der Instruktion vorbehält, als nothwendignnd zweckmäßig.

Entwurf eines Gesetzes,
ää Allerh. Propoji-

betreffend ü°n Nr. 6, d.

b« Einführung der Konkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855 (Gcsetz-Sammlnug Seite 321)
nnd des Gesetzes über die Befuguiß der Gläubiger zur Anfechtimg der Ncchtshandluugen
zaywngsuufäh gcr Schuldner außerhalb des Konkurses vom 9. Mai 1855 (Gesetz-Sammlung

Seite 429) in den Bezirk des Justiz-Senats zu Ehreubreitstein.

Artikel I.
treff Die Konkurs-Ordnuug vom 8. Mai 1855 (Gesetz-Scnnml. S. 321) und das Gesetz, be-
S6 ,? Vefugniß der Gläubiger zur Anfechtung der Nechtshaudlungenzahlungsunfähiger

llMdner außerhalb des Konkursesvom 9. Mai 1855 (Ges.-Samml. S. 429), sowie die Artikel
I8tti ^«^' ^ Ewführuugs-Gesetzeszum Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuche vom 24. Juni

(Gesetz-Samml.S. 449) trete,: in dem Bezirke des Iustizsenats zu Ehreubreitsteinmit dem
' ' ' ..... in Kraft.

Artikel II.
. Mit diesem Zeitpunkte (Art. I ) werden alle bisherigen Bestimmungenüber die Ma¬

nen, auf welche die Konkurs-Ordnung nnd das Gesetz vom 9. Mai 1855 sich beziehen, außer
Msamteit gesetzt, sie mögen im gemeinenRecht oder in partikularrechtlichenVorschriften ent¬

halten °der durch Gewohnheitsrechtbegründet sein.
K« >> r Imgleichen tritt der Artikel 36. des Einführuugs-Gesetzeszum AllgemeinenDeutschen
Handelsgesetzbuche außer Anwendung.
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Artikel III.
Wo in irgend einem Gesetze auf die hiernach (Art. II.) außer Wirksamkeit gesetzten

Vorschriftenverwiesenwird, treten die Vorschriftender Konkurs-Ordnung und des Gesetzes vom
9. Mai 1855 an deren Stelle.

Artikel IV.
Wenn ein Konkurs- oder Prioritäts-Verfahren bereits vor dem .......

eröffnet ist, so kommen in demselben die Bestimmungender Konkurs-Orduuugnicht zur Anwen¬
dung ; vielmehr ist das Verfahren lediglich nach den bisherigen Vorschriftenfortzuführen und zu
beendigen,

Dasselbefindet bei nothwendigenSubhastationen Statt, wenn der Erlaß des Subhasta-
tions-Patents vor dem ....... verfügt worden ist.

Bei dem Prioritäts-Verfahren über Besoldungenund andere, an die Person des Schuld¬
ners gebundene, fortlaufende Einkünftebleiben die bisherigen Vorschriftennur noch für die Ver«
theilung der Einkünftedes Jahres ... in Kraft.

Artikel V.
Wird ein Konkurs- oder Prioritäts-Verfahren erst am ...... oder nach

diesem Tage eröffnet, oder wird in einer nothwendigenSubhastation der Erlaß des Subhasta-
tions-Patents erst am ....... oder nach diesem Tage verfügt, so treten in dem
Versah' en die Bestimmungender Konkurs-Ordnungauch in sofern ein, als es sich darum handelt,
zu entscheiden, ob und welches Vorrecht den schon vorher entstandenenForderungen gebührt.

Artikel VI,
Hypotheken, welche vor dem ....... erworben und bei Immobilien als

Spezial-Hypothekenweder seit dem 1. Januar 1853 vor dem Nichter der belegeuen Sache errichtet,
noch nach Maßgabe der §§. 11—14. des Gesetzes zur Verbesserungdes Kontrakten- und Hppo-
thcten-Wcsensvom ...... eingetragen sind, gewähren in den Fällen, in denen das
Konkurs- oder Prioritäts-Verfahren erst am ....... oder nach diesem Tage eröffnet
wird, keinen Anspruchauf abgesonderteBefriedigung aus dein Pfande, sondern nur ein Vorzugs¬
recht in der gemeinschaftlichen Masse bis auf Höhe desjenigen Betrages, welcher aus dem Pfande
zur Masse gekommen ist.

Das Vorzugsrecht bestimmt sich nach den bisherigen Vorschriftensowohl unter diesen
älteren Hypotheken, als unter ihnen und den, §§, 73—81. der Ko»kurs-Orduung aufgeführten
Konkursgläubigern.

Artikel VII.
Gesetzliche General- oder Spezial-Hypotheken, welche nach dem .......

erworben werden, gewähren in Ansehungdes beweglichen Vermögens weder ein Pfandrecht, noch
ein Vorzugsrecht.

Ein Pfandrecht an beweglichen Sachen wird von dem gedachten Tage an, selbst wenn
es nach den bisherigen Bestimmungengültig erworben ist, auch außerhalb des Konkursesnur in
sofern anerkannt, als dem Gläubiger nach A 32. und 33. der Konkurs-Ordnungund Artikel 28.
des Einführungs-G^setzeszum AllgemeinenDeutschenHandelsgesetzbuchim Fall des Konkursesein
Anspruchauf abgesonderteBefriedigung zusteht.

Das richterliche Pfandrecht auf Grund der Exekutions-Vollstreckung (oissnus iuäiciala)
ist abgeschafft.

Artikel VIII.
Aufgespeicherte oder niedergelegteWaaren und Erzeugnisse, sofern dieselbenim Handels¬

verkehr befindlich sind, imgleichemeingehendeoder ausgehende auf dem Transport befindliche
Waaren, zur FrachtschifffahrtbestimmteSchiffsgefäße, sowie Aktiuforderungentonnen auch ohne
körperliche Uebergabean den Gläubiger verpfändet werden.
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Zu einer solchen Verpfändung ist jedoch erforderlich, daß sie ausdrücklich und schriftlich
geschieht, und daß dabei zugleich Maaßregeln genommen werden, aus welchen für jeden Dritten,
ohne dessen eigenes grobes Versehen ^nta eul,i,i), die eingetretene Beschränkung des Verpfänders
in der freien Verfügung über die verpfändete Sache ersichtlich ist.

Artikel IX.
Die im 8. 51. der Konkurs Ordnung aufgeführten Neallasten erhalten ihre Befriedigung

an der dort angegebenen Stelle auch dann, wenn dieselben oder das Nechtsverhältniß, aus welchem
sie entspringen, in das Hnprthekenbuch nicht eingetragen sind.

Ihre Rangordnung richtet sich, sowohl unter sich, als den Hypothekengläubigern gegen¬
über, nach den bisherigen Vorschriften,

Artikel X.
Die Frist, binnen welcher die Forderungen der Kinder und der Pflegebefohlenen des

Gemeinschuldners behufs Erhaltung des Vorzugsrechts derselben gerichtlich geltend gemacht wer¬
den müssen (§. 81. der Konkurs-Ordnung) wird erst vom....... an gerechnet, wenn
der Zeitpunkt, mit welchen, der Lauf der Frist nach den Bestimmungen der Konkurs-Ordnung be¬
ginnt, schon früher eingetreten ist.

Artikel XI.
Die bisherigen gesetzlichen Bestimmungen über die Vindikations-Nnsprttche und Vorzugs¬

rechte der Ehefrau des Gemeinschulducrs im Konkurse bleiben noch während der Dauer eines
Jahres, von dem.......an gerechnet, in Kraft, und in jedem Konkurs- oder Priori-
täts-Verfahrcn maßgebend, welches innerhalb dieses einjährigen Zeitraums eröffnet wird.

Zugleich ist die Ehefrau eines Kaufmanns (Artikel 4. des Allgemeinen Deutschen Han¬
delsgesetzbuches) bis zum Ablaufe des einjährigeil Zeitraums berechtigt, wegen ihres vor dem
'......gesetzlich in die Verwaltung des Mannes gekommenen Vermögens von dem
Manne besondere Sicherheitöbestellung zu verlangen, oder dasselbe nach ihrer Wahl zur eigenen
Verwaltung zurückzufordern.

Artikel XII.
Die Wirkung des gefetzlicheuPfandrechts, welches der Ehefrau nach den bisherigen

Vorschriften in dem Vermögen ihres Mannes zusteht ist vom..... an dahin beschränkt,
daß die Ehcfran nur die Befugniß hat, ihre Ansprüche wegen des gesetzlich in die Verwaltung
des Mannes gekommenen Vermögens innerhalb eines Jahres, nach dem Beginne der Verwaltung
des Mannes, auf die Grundstücke desselben eintragen zn lassen.

Erwirbt der Mann erst nach dem Beginne seiner Verwaltung des Vermögens der Ehe¬
frau Grundstücke, so kann die Ehefrau noch binnen Jahresfrist seit der Erwerbung der Grund¬
stücke ihre Ansprüche auf die elben eintragen lassen.

Hat jedoch die Ehefrau das gesetzlichePfandrecht fchon vor dem.......
erworben, fo kann sie von demselben noch während der Dauer eines Jahres, von dein gedachten
Tage au gerechnet, in dem bisherigen weiteren Umfange Gebrauch machen, vorbehaltlich jedoch
der allgemeinen Anordnung für die Inhaber gesetzlicherPfandrechte, in §8. 12. ff. des Gesetzes
zur Verbesseruug des Kontrakten- und Hypotheken-Wesens vom.......

Artikel Xlll.
Separationsrechte im Konkurse finden, vom........an, nur in soweit Statt,

als die Konkurs-Ordnung dieselbeu zuläßt
Artikel X!V.

Das Recht des besseren Pfandgläubigers, dem Verkaufe des Pfandes auf Antrag eines
Minderberechtigten zu wiederfprechen, wird für den Fall des nothwendigen gerichtlichen Verkaufs
aufgehoben.
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Artikel XV.
Bei den nothwendigenSubhastationen von Immobilien (§. 1. des Gesetzes zur Ver¬

besserungdes Kontrakten-und Hypotheken-Wesensvom ....... ) ist nach folgenden
Vorschriftenzu verfahren:

1. Das Snbhastations-Patent muß, außer der im z. 384, der Konkurs-Ordnungvorgeschrie¬
benen, die unbekanntenRealgläubiger betreffendenBekanntmachung,in allen Fällen auch
eine öffentliche Aufforderung aller derjenigen unbekannten Interessenten, welche an den
zn subhastirendenGegenständen ein Eigenthumsrecht oder eiu Vorkaufsrecht, oder ein an¬
deres, auf einem privatrechtlichenTitel beruhendes dinglichesRecht, mit Ausnahme von
Nealservituten, in Anspruch nehmen, zur Anmeldung ihrir Rechte vor oder spätestens in
den: Liziiationstermine unter der Warnung enthalten, daß die sich nicht Meldenden ihrer
Nealrechteauf das Grundstück verlustig werden, und einen Anspruchnur noch auf die Kauf¬
gelder bis zu deren Vertheilung geltend machen können.

2. Wenn von dem Abschlüsse des Lizitationstermins ein begründeter Widerspruch gegen die
Ertheilung des Zuschlags nicht eingelegt,bei dein Verfahren auch eine wesentliche Förmlich¬
keit nicht versäumt ist, fo muß der Zuschlagdurch ein Erkenntnißertheilt werden, in welchem
in alle.: Fällen die Präklusion der nnbekannten Eigenthums- und Neal-Prätendenten nach
dem unter Nr. 1. ausgedrücktenPräjudiz ausgesprochen, werde» muß.

3. Der Zuschlagdarf nicht aus dem Grunde beanstandetwerden, weil das Meistgebotden durch
Abschätzung oder auf andere Art ermittelten Werth des subhastirtcnImmobile oder eine
bestimmte Quote des Werthes uicht erreicht.

Eine Adjudikationan den Gläubiger findet nur Statt, wenn derselbe bei der Lizitation
Meistbietendergebliebenist.

4. Das Zuschlags-Erkenntnißwird dem Adjudikatar in Ausfertigung, den übrigen Subhasta-
tions-Iutercsseuten, nämlich dem Ertrahenteu, dem Subhastaten, beziehungsweise dem Ver¬
walter der Kontursmasse,und den Hypotheken- und Neal-Gläubigern, sofern ihr Aufenthalt
bekannt ist, in Abschrift zugestellt, den überhaupt oder ihrem Aufenthalte nach nnbekannten
Interessenten durch Aushang, nach Maßgabe der Verordnung vom 5. Mai 1838 (Gesetz-
Samml. Seite 273) publizirt.

5. Gegen das ZuschlaB-Erkenutnißsteht, nach Maßgabe der §!;. 5!» -66. der Verordnung vom
21. Juli 1849 (Gesetz-Samml.Seite 307) jedem, durch eine begangene Nichtigkeitbeein¬
trächtigten Interessenten das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde,beziehungsweisedes
Rekurses zu.

Tiefe Rechtsmittel sind binnen IN Tagen nach der Zustellung, beziehungsweise nach
Ablauf der für den Aushang bestimmten 14tägigenFrist bei dem Gerichteerster Instanz
anzumelden. Die Anmeldung muß zugleich bei Verlust des Rechtsmittels die bestimmte An
gäbe der Veschwerdepunkte enthalten.

Für das weitere Verfahren über die Nichtigkeitsbeschwerde sind die Bestimmungenim
tz. 77. Nr. 3., 4. der Verordnung vom 21. Juli 1849 maßgebend. — Andere Rechtsmittel
finden nicht Statt.

6. Bei dem Nichter der belegenenSache ist der Zuschlagvon Amtswegen durch Uebcrsendung
einer Ausfertigung des Erkenntnissesanzumelden. Mit dem Zeitpunkt der Anmeldnng geht
das Eigenthumdes zugeschlagenenImmobile auf den Aojudikataruach Maßgabe der §§. 3., 4.
des Gesetzeszur Verbesseruug des Kontrakten- uud Hypotheken-Wesens vom ....
. . . über.

Der Adjudikatar ist zur Anstellungder Vinditationsklage gegen jeden Besitzer berechtigt
und gegen alle Eigenthnms-Ansprüche,sowie gegen Vorkaufsrechte und gegen alle auf pri-
vatrechtlichem Titel beruhenden diuglichenAnsprüche dritter Personen, deren Uebernahme
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ihm nicht in den Bedingungen der Lizitation ausdrücklich auferlegt worden, mit Ausnahm«
der Nealferuituten, gesichert.

Den Hypothekenglänbigernund denjenigen Nealberechtigten,welche aus den Kaufgeldern
Befriedigung suchen, bleiben jedoch ihre Ansprüche an die Kaufgelder vorbehalten,

7. Dem Snbhllstaten steht weder das Recht der Wiedereinlösnngder zugeschlagenenSache, noch
aus irgend einem Grunde eine Wiedereinsetzungin den vorigen Stand, noch eine Klage
auf Aufhebung des Zuschlages wegen Verletzung über die Hälfte, oder aus irgeud einem
anderen Nechtsgrundezu Ebensowenig steht irgend einem anderen Subhastations-Interessenten
eine Klage auf Wiederaufhebungdes Zuschlagszu.

Artikel XVI.
Die BestimmungArtikel XV. Nr. 3. findet auch auf die im Wege der Exekution er¬

folgenden nothwendigenVersteigerungenvon beweglichen Sachen Anwendung.
Dem Schuldner steht auch weder eine Anfechtung des Zuschlagswegen Verletzungüber

tue Hälfte, noch ein Wiedereinlösungsrechtzu; auch findet eine Wiedereinfetzuug desselben in den
vorigen Stand nicht Statt.

Artikel XVII.
In Ansehung der zur Zeit der Konkurseröffnung bestehenden Mieths- und Pichtton»

trakte des Gemcinfchuloncrs, sowie der Vermiethuugen und Verpachtungendesselbenfindet der
§- 18. der Konkurs-Ordnungkeine Anwendung; vielmehr bewendet es in dieser Beziehungbei den
Bestimmungender §§. 19. und 20. a. a. O.

Artikel XVIII-
Wenn bei einem Nachlasse mehrere Erben betheiligt sind, so ist die Eröffnung des ge¬

meinen Konkursesoder des erbschafllichen Liquidatious-Verfahrensnicht über den ganzen Nachlaß,
sondern nur über die den einzelnen Mitcrben zugefallenenAntheile zulässig, in fofern bei densel¬
ben die gesetzlichen Erfordernisse dazu vorhandensind. (Konlürs-Oronung §. 322., 8- 323. Nr. 3—5.,
38- 324., 342., 357.)

Artikel XIX.
Zu den Kaufleuten sind nicht zn rechnen: Gutsbesitzer, welche ein Handelsgeschäft nur

als landwirthfchaftlichesNebengewcrbebetreiben.
Artikel XX.

Die Ncchtswohlthatder Güterabtretung findet in der Folge nicht Statt.
Artikel XXI.

Die gerichtlichen Kosten im Konkurse und erbschaftlichen Liquidations-Verfahren,sowie
un Prioritätsverfahren in der Exckutions-Instanz, im Verfahren über gerichtliche Zahlungsstun-
oung und die Bewilligung der Kompetenz sind in Fällen, in welchen die Konkurs-Ordnungznr
Anwendung kommt, nach den Vorschriften des Gesetzesvom 15. März 1858 (Gesetz-Samml.
«ette 19) anznsetzen und zu erheben.

Beglaubigt: Der Justiz-Minister, (gez.) Graf zur Lippe.
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Motive
zu dem Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Einführung der Konkurs-Ordnung vom
8. Mai 1855 (Gesetz-Sammlung Seite 321) und des Gesetzes über die Befuguiß der
Gläubiger zur Anfechtung der Rechtshandlungen zahlungsunfähiger Schuldner außerhalb des
Konkurses vom 9. Mai 1855 (Gesetz-Sammlung Seite 429) in den Bezirk des Justiz-

Senats zn Ehreubreitstciu.

Die Konkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855 und das Gesetz vom 9. Mai 1855, betreffend
die Befuguiß der Gläubiger zur Anfechtungder Rechtshandlungenzahlungsunfähiger Schuldner
außerhalb des Konkurses, sind, nachdem sie zunächst nur für die LandestheileGesetzeskrafterlangt
hatten, in welchen das AllgemeineLandrecht und die AllgemeineGerichtsordnunggelten, bereits
durch das Gesetz vom 31. Mai 1860 (Gesetz-SammlungS. 214) in die Hohcnzollernschen Lande
eingeführt worden. Berechnet waren sie auch für die übrigeu Landcsthciledes gemeinenRechts.
Die Gründe, welche hier der Ginführung bisher entgegenstanden, sollen für den Bezirk des Justiz-
Senats in Ehrenbreitsteindurch den gleichzeitig vorgelegtenEntwurf eines Gesetzes zur Verbesse¬
rung des Kontratten- und Hypotheken-Wesensbeseitigtwerden. Das Bedürfniß der Einführung
der Konturs-Ordnung ist vom Justiz-Senat wiederholtund dringend hervorgehobenworden. Ein
verwickeltes, fast bei jeder Forderung bestrittenes Vorrechts-Systcm, ein der gesetzlichen Basis ent¬
behrendes und deshalb nach der jeweiligen Ansicht des Kontnrsgerichts verschieden gestaltetes Ver¬
fahren, die Verzögerungder Befriedigung der Kreditoren durch Moratorien und erzwungene Nach¬
laß-Verträge, der Mangel bestimmter Vorschriftenüber die Verwaltung der Masse, die Abschließung
von Vergleichen, die Hinausschiebungder Befriedigung der Kreditoren bis nach vollständigerFest¬
stellung der Veritcit und Priorität der Forderungen der Konkursgläubiger, die Heranziehung der
Pfand- und Hypothekengläubigerzu dem Konkursverfahren, sind anch hier bisher allseitig als
Mängel cmvfnndenworden.

In die Konkurs-Ordnung und das Gesetz vom 9. Mai 1855 sind die gesetzlichen Vor¬
schriften über diejenigen Materien, welche als allgemein gültige für alle Landestheile augesehen
werden sollen, vollständigaufgenommen. Wo die Verschiedenheitder Grundsätze des Landrcchts
und des gemeinrechtlichen Systems Abweichungen bedingt, ist dies durch die Bezugnahme auf die
bestehende Gesetzgebung angedeutet,z. B. §. 19 und 3? der Konturs-Orduung.

Es bedarf deshalb nur solcher Spezial-Bestimmungen, welche deu Uebcrgaug des bisher
geltendenRechts zu den an dessen Stelle tretenden Vorschriftenvermitteln, und welche durch die
eigenthümlichen Verhältnisse des Bezirks des Justiz-Senats gebotensind. Auf diese beschränkt sich
der Entwurf des vorliegenden Gesetzes, der sich an das Einführnngsgcsctzvom 8. Mai 1855 und
das Gesetz vom 31. Mai 1860, auf deren — von der Staats-Negieruug seiner Zeit der Landes
Vertretungmit vorgelegte— Motive (Nr. 28 der Drucksachen der zweiten Kammer in der dritten
Session der dritten Legislatur-Periode, und Nr. 13 der Drucksachen des Hauses der Abgeordneten
in der Session 1860) hier Bezug genommenwird, im Wesentlichenanschließt, und deshalb im
Einzelnen einer nochmaligen umfassenden Begründung nicht bedürfen wird.

Artikel 1.
Der Artikel 1. bestimmtden Zeitpunkt der eintretendenGesetzeskraft abweichend von den

allgemeinenVorschriften,um den Gerichtensowohl als dem Publikum einen hinreichenden Zeitraum
zn gewähren, sich mit den, tief in das ganze Rechts-System eingreifendenund dasselbe vielfach
abändernden Vorschriftender Konkurs-Ordnung bekaunt zu machen. Gleichzeitig sind die Artikel
28—32 des Einführungs-Gesetzeszum Deutschen Handelsgesetzbuche vom 24 Juni 1861, welche
bisher nur auf den Geltungsbereich der Konkurs-OrdnungAnwendung fanden, mit eingeführt worden.
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Artikel ü.
Der Artikel II. setzt von diesem Zeitpunkte an alle Bestimmungenüber die Materien,

auf welche die Konkurs-Ordnung und das Gesetz vom 9. Mai 1855 sich beziehen, sie mögen in
den, gemeinenRechte, oder in partiknlarrechtlichenoder statutarischenVorschriftenenthalten, oder
durch Gewohnheitsrechtbegründet sein, außer Wirksamkeit.

Von einer speziellen Aufzähluug der aufgchobeuen Vorschriftenist hier, wie im Hohen-
zollernschen Gesetze, abstrcchirt, weil dieselben theils durch das ganze Rechts-Tystem zerstreut und
mit demselbenverwebt sind, theils aber auf der von einander abweichenden Praxis der Gerichte
und verschiedenartigerAuslegung des Römischen Rechts beruhen, und deshalb eine erschöpfende
^«fzählnng derselbennicht ausführbar ist.

Eine richtige Auffassungdes im Gesetze ausgesprochenenallgemeinen Grundsatzes giebt
aber einen genügendenAuhaltspunkt, um im einzelnen Falle darüber urtheilen zu können, ob eine
Vorschriftnoch in Kraft bestehe oder nicht.

Endlich mußte auch der Artikel 36 des Einführuugsgesctzcszum Handelsgesetzbuch außer
«raft gesetzt werden, da die darin culhalteucn Bestimmungenfür die gemeinrechtlichen Gebiete nur
auf so lauge, als die Konkurs-Ordnung dort nicht eingeführt war, erlasse» worden sind.

Artikel III-VIII.
Artikel III-VIII. stimmen mit den gleichen Artikeln des Gesetzes vom 31. Mai 1860 im

Wesentlichen völlig übercin.
In Betreff der Aenderungenist nur zu bemerken, daß die Verschiedenheit der Termine

l« Artikel VI. und VII. sich durch die jetzt gleichzeitig erfolgende Verbesserungdes Hypotheken-
Wesens rechtfertigt.

Im Artikel VIII. aber ist auch bei den zur Frachtschifffahrtbestimmte»Schiffsgcfäßen,
lowie bei Aktivfordcruugeudie Verpfändung durch symbolische Ncbcrgabenach den Vorschlägendes
,U>stiz-Senatszugelassen worden.

Artikel IX.
Artikel IX. stimmt mit dein zweiten und dritten Absätze in demselben Artikel des Gc-

Ietzes ^"m 31. Mai 1860 ttberein. Die außerdem noch in dem gleichen Artikel des letzteren Ge¬
setzes getroffene»Bestimmungensind für den Bezirk des Justiz-Senats nicht erforderlich.

Artikel X-XIV.
Artikel X-XIV. sind ebenfalls im Einklänge mit den Vorschriftender Artikel XI-XV.

des Hohenzollernschen Gesetzes vom 31. Mai 1860.
Artikel XV, XVI.

Die Artikel XV., XVI. haben den Zweck, mehreren sehr wesentlichen Mängeln der bis¬
herigen Eretutions- und Snbhastatious-Gcsetzgcbung,die ans den Kredit einen äußerst uachtheiligeu
"Ustuß üben müssen, abzuhelfen. Die Artikel stehen demgemäß auch mit der ganzen Tendenz
der beabsichtigten Reform im Einklänge, nuo es tan» um so weniger Bedenkenhaben, nach dem
Zutrage des Justiz - Scuats sie hier mit aufzunehmen, als einzelneBestimmungen der Konkurs-
^rdnuug, z. B. die 88- >'>8i> ff- über die Kaufgclderbelegung,ferner der ß. 384, wonachin dem
^ubhastatious-Patcnt die uubckauuteuRcalgläubigcr zur Meldung ihrer Ansprücheaufgefordert
werden sollen, für die altländischeuProvinzen blos eine ergänzendeNorm z» der im Uebrigen
erschöpfenden Subhastations-Gcsctzgcbuugenthalten, für den Bezirk des Justiz-Senats aber uhue
eme Reform der letzteren ganz zusammenhanglosdastehenwürden.

Ucbcrdics darf darauf Bezug genommenwerden, daß z. B. auch in dein Gesetze vom
^ Mai 185,5,^ durch welches die Konkurs - Ordnung in die altländischenProvinzen eingeführt
Worden, im Artikel XVI. Bcstimmuugenüber das Verfahren bei der Suvhastation von Seeschiffen
Mroffeu sind.

<!
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Die Hauptmängel der gegenwärtigen Gesetzgebung,welche in den Artikeln XV., XVI.
beseitigtwerden fülle», sind folgende:

1. Sie nimmt eine übertriebene und deshalb dem Kredit im Allgemeinen nicht förder°
liche Rücksicht auf die Schonung des Schuldners.

Der §. 90 der Verordnung vom 21. Juli l849 hat zwar bestimmt,daß die Subhastation
ohne vorgäugige Immission Statt finde, und daß nur eine einzige Monitionsfrist von 4 Wochen
und nur ein Bictuugstcrmiu Statt finden solle. Diese Bestimmung hat sehr wohlthätig gewirkt;
sie hat die Mängel des früheren Rechts aber noch nicht gründlichgeheilt.

Es gestattennämlich weder das gemeineRecht, noch die Partitular-Gesetzgcbuugeu,daß
das snbhastirtcImmobile zu jedem Preise dem Meistbietenden zugeschlagen wird; der Zuschlag
darf vielmehr nur ertheilt werden, wenn die Taxe oder eine gewisse Quote der Taxe geboten
wird; wenn dies im ersten Lizitations-Terminc nicht geschieht, so müssen weitere Lizitations-Ter-
mine abgehalten werden, um höhere Gebote zu erzielen, !>vc>ntuali«3imc;muß die Adjudikationan
den Gläubiger, auch wider dcsscu Willen, für den Betrag der Forderung oder für den Tarwerth
erfolgen.

Die Partitular-Gesetzgebung ist sehr reichhaltig in Betreff dieses Grundsatzes. Wo sie
nicht spezielle Bestimmungendarüber enthielt, zu welchem Theile der Taxe der Zuschlagerfolgen
lönne, da sind, weil in ^l. 2. «ocl, 8i in «nu«ll.juci. 8. 22. nur vou einem äi^nuin pretiunr
ohne nähere Bestimmung die Rede ist, in der Praxis vielfache Zweifel entstanden. Es ist durch
Praxis nud Herkommen eine verschiedene Quote der Taxe ('/,,, -/,, ^/,) festgestellt worden, zn
welcher der Zuschlag ertheilt wird. Dieses Herkommenund dessen Gültigkeit ist wiederum mehr¬
fach Gegenstand von Prozessen geworden. Vom Justiz-Senat wird bemerkt, daß der fragliche
Grundsatzsehr wesentlich zur Vernichtungdes Kredits und zur Verarmung der Bevölkerung bei¬
getragen habe, nnd daß deshalb die Aufhebung desselben eine Lebensfragesei. Bei Subhastationcn
sowohl als bei Mobiliar-Versteigerungen,wo derselbe Grundsatz gilt, bietet mit seltenen Ausnahmen
Niemand außer den Mitgliedern der betreffendenGemeinde. Bei n othw endigen Versteige¬
rungen bietet aber aus erklärlicherAbneigungfast Niemand; kein Gemeinde-Mitgliedwill seinem
Nachbarn, Verwandten oder Bekannten dadurch, daß er durch eiu Gebot das eingeleiteteZwangs¬
verfahren unterstützt,zu nahe treten; Jeder weiß, daß nach dem Gesetze das Grundstück doch nicht
unter den: Preise losgeschlagen werden darf. So hat in den meisten Fälleu der Gläubiger uur
den trostlosen Ausweg, sich das Grundstück pro t»xl,tn adjudizireu zu lassen; er erhält statt
baareu Geldes ein Immobile, welches er nicht gebrauchen kann, welches aus den augcgcbcucn
Rücksichten auch kein Mitglied der betreffendenGemeinde von ihn: pachtet.

Das Ende des Verfahrens ist dann gewöhnlich, daß der Gläubiger dem Subhastaten
eine nochmaligefreiwillige Versteigerungfreistellt, welche von besserem Erfolg zu sein Pflegt.
Bezeichnendist es, daß mehrere Partitnlargcsctzefür den itrcis Wctzlar jedem Gcmcindc-Mitgliedc
bei Strafe zurWflicht machen, bei öffentlichen Versteigerungenzu erscheinen, nnd eventuell die
Adjudikationan die Gemeinde pro taxuto anordnen. Ein ganz entgegengesetztes Resultat wild
sich herausstelle!!,wenn das Gesetz, wie dies in dem Artikel XV. Nr. 3 und dem Artikel XV!.
vorgeschlagen worden', den Zuschlag ^ tout prix auorduet. In diesem Falle werden die Mit¬
glieder der betreffendenGemeindedurch dieselbe Rücksicht, welche sie bisher vom Bieten abgehalten
hat, zum Bieten veranlaßt werden, damit nicht die Grundstücke dem Gläubiger oder einem Dritten
zu einem Spottpreise zugeschlagen werdeu.

3. Ein Leiter prinzipiellerFehler des bishcngcnVerfahrens ist der, daß die Subhastation
ganz wie ciu gerichtlicher Verkauf aus freier Hand behandelt, wird, wobei der Snbhastations-
richtcr mir iustrnmcntircnd, bcglaubigcndhandelt, nnd znglcich olervormnudschaftlichwie ein
duuu8 riater lauulias bei der Erlhcilnng des Zuschlagesmitwirkt.

Daß auf die nothwendigeSubhastation die allgemeinen Bestimmungenüber Kaufgeschäfte
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Anwendung leiden müssen, ist außer Zweifel. Es ist aber i» den meisten Gcfctzgcbnngcn a,ncv
tannt, daß den unter öffentlicher Autorität crfolgcudeu Verkäufen ein größerer gesetzlicherSchutz
"crliehcu werden müsse, als den Privatvcrläufcn, und im ostrhcinischcn Bezirk ist ein solcher
Schutz um so nothwendiger, als nur dadurch die Neigung znm Bieten in nothwendigen Sub-
lMatiuucu erhöht und mittelbar der Kredit wieder gehoben wird. Es komme» hierbei mehrere
Punkte zur Sprache.

Es ist nach gemeinem Rechte sehr streitig, wann das Kaufgeschäft perfeit geworden ist,
ob und wie lauge der Bieter an sein Gebot gebunden ist, nnd ob und wie lange noch Nachgebotc
zugelassen werden dürfen? Ueber diese Frage ist eine reichhaltige Literatur vorhanden. Die
wentcu Rechtslchrcr snbintclligircn bei der Versteigerung eine aääiotin in äieiu wciw, nnd es
hat dies zu der praktisch höchst nachthciligcn, uubeschräuttcn Zulassung von Nnchgebotcn geführt,
^n der Iik8<H Ü8«a1i8 und in Betreff Minderjähriger werden sogar nach dem Zuschlage noch
."chgcbote zugelassen, und es fehlt nicht an andern Ncchtslchrcru, welche diese Ausuahmcbestim-
muug gcncralisircn. Die Hohcusolmssche Verordnung voin 2U. November 1788 läßt ausdrücklich
.lachgcbotc auch nach dem Zuschlage zu, wenn doppelt so viel, als das Mcistgcbot betrug, geboten
wird. Daß eine solche Unsicherheit die Kauflustigen vom Bieten abhalten muß, bedarf keiner
weiteren Ausführung.

Sodau» wird lein Zuschlags - Erkenntniß oder Bescheid erlassen, sondern nur für den
^«lstbictenden "n Kaufbrief ansgcfcrtigt. Die Stelle des Verkäufers versieht hierbei der
Richter Namcuö des Ertrahcntcn der Subhnstation und resp, des Subhastatcu. Daraus folgt,
aß ciu Zuschlag nicht durch ein Rechtsmittel augcfochtcu werden kann, und daß ebensowenig eine

Beschwerde über die Ertheiluug eines Zuschlags zulässig ist. Dagegen kann der durch den Zu-
'chlag beeinträchtigte Iutcrcsscnt im Wege der ordentliche» Klage die Nichtigkeit des Zuschlags
«usführcu. Ciu einfacheres Mittel, einen nichtigen Zuschlags wieder aufzuheben, giebt es aber
'ucht; und es ist diese Anfechtungsklage nur au die gewöhnliche Verjährungsfrist gcbnndcn, wcdinch
^'r fernere Nachtheil entsteht, daß der Adjnditatar dreißig Jahre lang dnrch einen prozeßsüchtigen
^ubhastaten beunruhigt werden tan», ei» Fall, der in der Praxis sehr häufig vmkommt.

^ Alle diese Uebelstände lassen sich nur durch die Bestimmung beseitigen, daß das Snl-
ya,tations'Verfahren mit einem Ertcnntnisfc schließen muß, gegen welches ein Rechtsmittel zulässig
'!t, welches aber, weuu kci» Rechtsmittel ciugclcgt wird, rechtskräftig uud unanfechtbar wird.
^ Diesem Zwecke entsprechend sind die Bestimmungen unter dc» Nummern 2. 4. 5>. Artikel

V. rcdigirt, ,» welche» ma», wie es am angemessensten erscheinen mußte, sich dem Vorbilde der
altlcuidischm Gesetzgebung im Wesentlichen angeschlossenhat.

3. Außerdem sind im Zusammenhange damit in der Nr. 7. einige andere, mit jenen,
den Adjudikatar schützende», Vorschrifte» unverträgliche Bestimmilngen des gemeinen und Privat¬
rechts beseitigt worden.

Die überwiegende Mehrzahl der Rechtslchrcr nimmt nämlich an, daß nach gemeinem
Recht auch ein Zuschlag iu nothwendiger Tnbhastation wegen laosin onur>n,8 angefochten werden
taun, und diese Ansicht ist auch im ostrheinischc» Bezirk bisher in iuäic-anäu aufrecht erhalten
worden. Die Ausschließung erscheint, entsprechend dem §. 343. Tit. 11. Th. I. des Allgemeinen
^andrcchts, ganz unbedenklich.

Nach gemeinem Rechte wird ferner Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen den
Zuschlag gewährt; namentlich werden Minderjährige, auch weuu keine l^esia enormi», sondern
uur eine Verletzung überhaupt vorliegt, in inwssrum rcstitnirt; nnr bei der !>n8»ll trscn!!-- war
durch eine !«x «nLc!.«,!!.,die Restitution ausgeschlossen. Dasselbe Recht, welches den Minder¬
jährigen zusteht, kommt natürlich auch dcu juristische!, Personen, welche jur» nnnorum haben, zn. Daß
auch diese Restitution beseitigt werden muß, um dcu Njudikator gegen Anfechtung zu sichern, bedarf
ebenfalls keiner weiteren Ausführung.
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Dem Schuldner steht sodann gemeinrechtlich das Recht der Wiedereinlösungder adjudi-
zirten Sache binnen zwei Jahren zu.

In ß. 5 in Uno Tit. 16 des Trierischcu Landrcchts, im 8- 12 der Hohcnsolmsschen
Verordnung vom 26. November 1788, sowie in der Nassau-Katzeuelleubogenschen Landcsorduuug
Th. !. Cap. ^6 ß. 19 ist die Wiedereinlösung ausdrücklichaufgehoben. In, 8- l5 der Sayn-
AlteukirchenschenVerordnung vom 12. März 1755 ist dagegeneine sechsmonatlicheWiedereinlösung
gestattet. Iu allen übrigen Theilen des Bezirks fehlt es an partikularrechtlichenBestimmungen.

Es erhellet, daß auch dies, dem Kredit sehr nachteilige Recht des Schuldners nicht
ferner bestehen bleiben kann.

4. Endlich ist es eine sehr nachtheiligc Folge des Grundsatzes, daß der Zuschlagnur
wie eiu gewöhnlicher Verkauf augcsehc» wird, daß der Adjudikatardurchaus keine weitere Rechte
erlangt, als der Subhastat hatte, daß der Adjudikatar also gegen Eigenthnms-Ansprüchennd gegen
dingliche Rechte gar nicht, gegen Hypothekenrcchte nur in einem sehr ungeuügcndeu Maaße gesichert
ist, und daß er gcgeu ciucu dritten Detentor die Vindikatiou nur unter denselben Bedingungen
anstellenkanu, uutcr welchen dies der Subhastat gekonnt hätte. Eine Ediktalcitatiou und eine
Prätlusion aller unbekanntenPrätendenten, welche sich im Subhastations-Vcrfahren nicht melden,
ist dem gemeinen Recht unbekannt. Die öffentlicheLadung der Hypothckcngläubiger(pra^i-ainmil)
hat als solche keinen Effekt, sondern nur iu Vcrbinduug mit der weiteren Bestimmnng, daß ein
Pfandglänbiger, welcher stillschweigend in die Veräußernng seines Pfandes willigt, sein Pfandrecht
verliert; der Gläubiger, welcher die Ladung nicht erfährt, kann nicht pratludirt werden, sein Pfand¬
recht vielmehr auch gegen den Adjudikatar und dessen Rechtsnachfolger»och geltend machen.
Andere dingliche Rechte können überhaupt nicht präkludirt werden, und Eigenthnms-Ansprüchenist
der Adjudikatarebeuso ausgesetzt, wie jeder Käufer aus freier Hand.

Auch dies ist selbstredend ein großer Uebclstand,welcher der Beseitigung bedarf.
Im ß. 7 der Verordnung vom 4. März l834 ist das öffentliche Aufgebot der Eigen¬

thums- und Neal-Prätendcntcn in allen denjenigenFällen vorgeschrieben, in welchen der Besitztitel
des zur Subhastation stehenden Grundstücksnicht berichtigt, der Käufer also nicht schon durch die
tiäos d>s Hypothctenbuchsgeschützt ist. Da ciue Bcsitztitelberichtiguugim ustrhcinischen Bezirke
nicht Statt fiudet, so liegt jener Fall hier bei allen Subhastationen vor, und das öffentliche
Aufgebot muß, wenn der Käufer gehörig geschützt werden soll, jedesmal erfolgen.

Hierdurch wird die Bestimmung in Nr. 1 und in gleicher Weise die Nro. 6, Artikel XV
motivirt.

Artikel XVII-XXI.
Die Artikel X VII—XXI. bedürfen einer näheren Erlanteruug nicht, da sie mit den Ar¬

tikeln XVI—XX. des Gesetzes für Hoheuzollcrnübereinstimmen.
Es darf auch hier, wie bei den früheren entsprechenden Paragraphen, auf die Motive

dieses Gesetzes verwiesen werden.
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Entwurf eines Gesetzes,
wegen Aufhebung der lex ^nastasiana in den Landestheilen

des gemeinen Rechts.

8- i.
Im Falle der Abtretung einer jeden Forderung kann die Bezahlung ihres vollen Be-

träges auch dann verlangt werden, wenn dieser Betrag die Summe des für die Abtretung verein¬
barten Preises übersteigt.

8-2-
Diese Vorschrift findet auch auf die vor der Verkündigung dieses GesetzesStatt gefundenen

Cesfioncn Anwendung,es sei denn, daß der Verpflichtetedie Bestimmungen der lex ^«^«^inn^
u> einem anhängigen Prozesse bereits vorgeschützt oder die Forderung in dem vom Ccssionardafür
gezahltenBetrage schon getilgt hätte.

§. 3-
Alle entgegenstehenden Vorschriftenwerden hierdurchaufgehoben.

Beglaubigt: Der Justiz-Munster, (gez.) Graf zur Lippe.

Motive
zu dem Entwürfe eines Gesetzes wegen Aufhebung der lex ^n.i8tn8lc>!M in den

Landcsthcilm des gemeinen Rechts.

Die unter der Benennung !«x ^,na8w8innl> bekannte, auf «nn^t 22 nnd 23 (^. man-
clllti vel «Qutrll (IV. 35) gegründeteRegel des gemeinen Rechts bestimmt:

daß, wenn bei Ccssionen von Forderungen die Ccssions - Valuta weniger beträgt, als der
Nennwert!)der Forderung, der Ccssionarnur den Betrag der Cessions-Valutavon, clodiwr
«e88N8 verlangen darf, und der Mehrbetrag der abgetretenenForderung zu Gunsten des
Schuldners erlischt.

Diese Nechtsregcl, deren Veranlassung sich nicht einmal mit Gewißheit bestimmen läßt,
elr. Mühlenbruch von der Cession der Forderungsrechte, 3. Auftage, §. 53, 61.

S. 53 l ff.
'st laugst als eiuc durch die gegenwärtigenVerhältnisse nicht gerechtfertigte Hemmung des freien
Verkehrs anerkannt.

Die Theorie nnd die Praxis sind deshalb bemüht gewesen, ihre Anwendung möglichst zu
beschränken,und es sind dadurch mauuichfache kontroversen in dieser Materie herbeigeführtwor¬
den, welche eine reiche Quelle von Prozessengewordensind.

«tr. Glück, Erläuterung der Pandetten Th. 16. §§. 1024, 1025.
Mühlenbruch a. a. O. 88- 53, 61. Nr. 2, 6. «?. 605.
Pfeiffer, praktische Ausführungen Bd. I. Nr. VI. S. 39 ff.
von Quisturp, rechtliche Veiucrluugcu Bd. 2. Nr. 66.

H,ä Allerh, Pr°p°si°
tion Nr. 6, e.
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Burchardi, über die Beweislast in Betreff der lsx ^ua^t^illull ^Archiv für die
civilistische Praxis, Bd. 18. Nr. Vll!. S. 197-224).

Weber, über die Verbindlichkeit zur Beweisführung im Civilprozeß V!. Nr. 29.
Die neueren Gesetzgebungen haben daher jene Ncchtsregcl durchweg abgeschafft und es

lediglich dem Uebereinkommen der Parteien überlassen, was für die abzutretende Forderung gege¬
ben werden soll, ohne daß der Schulduer eiu Recht daraus herleiten darf, daß die Ccssionö-Valuta
den Nominalwerth der abgetretenenForderung nicht erreicht; so die PreußischeGesetzgebung in
den §§. 390, 391. Tit. 11. Th. 1 des AllgemeinenLandrechtsuud die Französischeim Art. 1089
ff. des «ode «ivil; und auch in mehreren anderen Ländern, wo das Römische und gemeine Recht
im Allgemeinennoch Geltung hat, ist die lux H.l>H5tg,8i!llil>.neuerdings aufgehoben worden.

Die Zweckmäßigkeit ihrer vollen Beseitigung in den Preußischen Laudcstheilcu des gc-
meiuen Rechts, nämlichin den Bezirken des Instizscnats zu Ehrcnbrcitstcin, des Appcllationsgc-
richts zu Grcifswald und dcu Hoheuzollcrnschcn Landen, kann daher nicht wohl bezweifelt werden.
Der Iustizseuat hat dieselbe iu Uebereinstimmungmit den Verwaltnngs-Behörden als ein drin¬
gendes Bedürfniß bezeichnet, weil sciu an sich nur kleiner Bezirk rings von solchen Preußischen
und fremden Gcbietsthcilcn umschlossenwird, iu welchen die Aufhebungbereits erfolgt ist. Auch
das Appellationsgerichtzn Greifswald hat sich schon früher in Bezug auf Neu-Vorpommernund
Rügen für die Aufhebung ausgesprochen,wenngleich es das Bedürfniß der Abschaffung nicht als
eiu so dringendes geschildert hat, indem bei den dortigen Gerichten eine Berufung auf die I«x
^,nll8tll8inn!l,nicht häufig vorkomme. Dieß wird indeß größtenthcils nur dem zufälligen Umstände
zugeschrieben, daß mau iu dortiger Provinz bei Ccssioueu vou Fordcruugcu meistens die Vorsicht
gebrauche, bei der Bekanntmachung an den Schuldner die Schuld von diesem auf dein Cessions-
Instrnmente gegen den Eessionar besonders anerkennen zn lasse», uud daß der Schulduer auch
häufig durch die Rücksicht auf die Erhaltung seines Kredits sich von einer Berufung auf die l<>x
H,n^w«2na abhalten lasse. Das Appellatiousgerichtiu Arnsberg endlich erachtet gleichfallsfür
die Hohcnzollcrnschcn Lande die Aufhebung der lex H,i>a?tn«iÄn:lnin so mehr als wünschens-
werth, da in den NachbarstaatenWürttemberg und Baden dies Gesetz auch schon längere Zeit be¬
seitigt ist.

Außerdemist zu bemerteu, daß auch in den gedachten Bezirken für die aus Handelsge¬
schäften hcrvorgegangcneuForderungen bereits der Artikel 299 des AllgemeinenDeutschenHau-
delsgesetzbuchs die betreffende Beschränkungdes Verkehrs beseitigthat, und doch auch für audere
Forderungen an sich gar lein Grund vorhauden ist, die Verpflichtungendes Schuldners um des¬
willen zn vermindern, weil das Recht einem Anderen übertragen wird, und der ursprüngliche
Gläubiger sich dafür weniger bezahlen läßt, als der Nennwerth der Forderung beträgt.

Was nuu die Fassung des Gesetzes in: Allgemeinen betrifft, so durfte es am zweckmäßig¬
sten erscheinen, dieselbe lediglich dem allegirten Artikel 299 anzuschließen und daneben alle ent¬
gegenstehenden Vorschriftendes Römischen nnd gemeinenRechts, sowie der Partikularrechtc aufzu¬
heben. Hierdurch rechtfertige»sich die

88. 1, 3.
8.2.

Wegen derjenigen Ccssionen, welche vor Publikation des neuen Gesetzes Statt gefunden
haben und in deren Betreff »och »icht rechtskräftige Entscheidungenergangen sind, erscheint es
zweckmäßig, die besondere Bestimmung des §. 3 zn treffen, da es sich hier nicht um einen eigent¬
lichen Verlust des c!c>l>itur«e^us, sondern nur um einen ihm entgehende»Gewinn handelt, auf
welche» er, abgesehen von der 1«x ^n^t^i^nl», nicht das mindeste Recht hatte, nnd überdies in
den meisten Fällen eine Unredlichkeit anzunehmensein wird, wenn sich ein Schuldner mit deu Be¬
stimmungenjener lox zu schützensucht.
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Entwurf der Kreis-Ordnung.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen :c.
verordnen, mit Zustimmnng beider Hänser des Landtages für den Umfang der Monarchie, mit
Ausschluß der Hohenzollernfchen Lande und des IawGebietes, was folgt:

Titel !.

Von den Grundlagen der Kreis-Verfassung.
8. 1

Die Kreife bleiben in ihrem gegenwärtigen Umfange als Korporationen, denen nach
näherer Vorschrift dieses Gesetzes die Selbstverwaltnng ihrer Angelegenheiten W 39 ff., G.50ff,)
zusteht, und als Verwaltnngs-Bezirke bestehen.

Die Bildung neuer Kreise nnd die Veränderung bestehender Kreisgrenzen kann nur
durch ein Gesetz erfolgen, nachdem die Vertretungen der betreffenden Kreise gehört worden sind,
^eooch genügt zu einer folchen Veränderung bestehender Kreisgrenzen, welche in Folge einer
nnderweiten Abgrenzung von Gemeinde- oder Guts-Vezirten oder in Folge einer Berichtigung der
Landesgreuzcn nothwendig wird, die Anhörung der Vertretungen der betreffenden Kreise nnd
Unsere Genehmigung. War in den letztgcdachteu beiden Fällen die Kreisgrenze nach Maßgabe
des Gesetzes vom 27. Juni 18L0 (Gesetz-Sammlung S. 35?) zugleich Grenze von Wahlbezirken,
so zieht die Aenderung der Kreisgrenze die Aenderung der Wahlbezirksgrenze ohne Weiteres
nach sich.

Wird in Folge einer Veränderung der Kreisgrenzen eine Auseinandersetzung zwischen
den Netheiligten uothweudig, so ist dieselbe im Verwaltungswege zu bewirken. Wird hierbei eine
Uebereinkuuft der Vetheiligteu «ermittelt, so genügt die Genehmigung der Regierung; im Falle
des Widerspruchs entscheidet der Minister des Innern. Priuatrechtliche Verhältnisse dürfen durch
dergleichen Veränderungen niemals gestört werden.

§, 2.
Die Organe des Kreises sind der Landrath, die Kreis-Verlretung (Kreistag) und der

Kreis-Ausschuß.
8. 3,

Augehörige des Kreises siud, mit Ausnahme der in demselben nicht augcsesseuenserms-
berechtigten Militairpersouen des aktiuen Dienststandes, diejenigen, welche innerhalb des Kreises
einen Wohnsitz haben.

8 4.
^ie Angehörigen des Kreises sind zur Mitbenutzung der öffentlichen Kreis-Anstalten

berechtigt und zur Theiluahnie an den Kreislastcn nach den Vorschriften diefes Gesetzes verpflichtet.
Wer, ohne in dem Kreife einen Wohnsitz zu haben, in demselben Grundbesitz hat, oder

ein stehendes Gewerbe betreibt, oder als Pächter oder Niehbraucher von in dem Kreise belegenen
Grundstücken oder gewerblichen Anlagen ein Einkommen bezieht, ist verpflichtet, nach Maßgabe
des aus jenen Quelleu fliehenden Einkommens nicht nur zu denjenigen Kreislasten, welche auf den
Grundbesitz oder das Gewerbe gelegt werden, fondern auch zu folchen beizutragen, welche als Zu¬
schlüge zur Klassen- oder klassisizirten Einkommensteuer oder im Wege einer besonderen Kreis-
Einkommen- oder Kreis-Klassensteuer erhoben werden.

Juristische Personen, mit Einschluß des Staats, welche im Kreise Grundstücke besitzen

Allerh.Proposition
Nr, ?.



- 48 -

oder ein stehendes Gewerbe betreiben, sind nur zu den auf den Grundbesitz oder das Gewerbe ge¬
legten Kreislasten beizutragen verpflichtet.

Bei Zuschlägen zur Klassen- oder klassisizirten Einkommensteuer,sowie bei einer beson¬
deren Kreis-Einkommen-oder Kreis-Klassensteuerist in allen Fällen dasjenige Einkommenaußer
Berechnungzn lassen, welches ans außerhalb des Kreises belegeuemGnmdbesitz, beziehuugsweise
außerhalb betriebenemGewerbe fließt.

diejenigen Personen, welche sich im Kreise aufhalte», ohne Angehörigedesselben zu fein,
sind, sofern sie in demselben Klassen-oder tlassifizirte Einkommensteuer zu entrichtenhaben, auch
zu deu iu der Form von Zuschlägen zu diesen Steuern erhobenenKreis-Abgaben während der
Dauer ihres Aufenthalts beizutragen verpflichtet. Andere Kreis-Abgaben sind sie erst bei einem
Aufenthalte von mehr als drei Monaten, und zwar vom Ablanfe des dritten Kalendermonats ab,
zn entrichtenverpflichtet.

Zu den auf deu Grundbesitz und auf das stehende Gewerbe gelegenen Kreislasten
sind auch die servisberechtigten Militairpcrsoucn des aktiven Dienststandes, jedoch nnr dann bei¬
zutragen verpflichtet, weun sie im Kreise niit Grundeigenthum cmgesesseusind oder ein stehendes
Gewerbe betreiben. Von anderen Kreislasten sind dieselben, mit Ausnahme der Militair-Aerzte
rücksichtlichihres Einkommensaus einer Civilpmxis, frei.

Die im tz. 4 zu .-l. bis <l. des Gesetzes vom 2t. Mai 18L1, betreffenddie anderweite
Regelung der Grundsteuer (Gesetz-SammlungSeite 253), und die im ß. 3 des Gesetzesvom
21. Mai 1861, betreffenddie Einführung einer allgemeinenGebäudesteuer(Gesetz-Samml.Seite
317), bezeichneten ertragsunfähigen oder zn einem öffentlichen Dienste oder Gebrauchebestimmten
Liegenschaften und Gebäude, sowie die Dienstgrundstücke der Geistlichen, Kirchendienernnd Ele¬
mentar-Schullehrer, sind von den Kreis-Abgabenbefreit. Die Geistlichen, Kirchendienerund Ele-
mcntar-Schullehrer bleiben von den persönlichenKreis-Abgaben hinsichtlich ihres Dienst-Ein¬
kommensbefreit.

Die Besteuerung des Dienst-Einkommensder unmittelbaren und mittelbaren Staats-
Neamten ist nur insoweit zulässig, als die Beiträge derselbenzn den Bedürfnissender Gemeinde
ihres Wohnorts nicht bereits das in Gemäßheit der 8s- 2 nnd 3 des Gesetzes vom II.Inli 1822
(Oesetz-SmnmlnngSeite 184) bestimmteMarnnnm erreichen, und auch dann nur innerhalb der
Grenzen des im !j. 2 a. a. O. bestimmtenhöchsten Satzes.

Von persönlichenDiensten sind die Beamten, die Geistlichen, Kirchendiener und Ele-
mentar-Schullehrer frei. Siud dieselben jedoch Besitzer von Grundstückenoder betreiben sie ein
stehendes Gewerbe, so müssen sie die mit diesem Grundbesitz resp. Gewerbe verbundenen persön¬
lichen Dienste entweder selbst oder durch Stellvertreter leisten.

Der 8- lt» des Gesetzes vom 11. Inli 1822 findet auch auf die Heranziehungzu den
Kreislasteu Anwendung.

8. «.
Jeder Kreis ist befugt, besondere,den bestehenden Gesetzen nicht zuwiderlaufendestatu¬

tarische Anordnungen über solche Angelegenheitenund über solche auf diese bezüglicheRechte und
Pflichten der Kreis-Eingesessenen zu treffen, hinsichtlich deren das gegenwärtigeGesetz Verschieden¬
heiten gestattet oder keine ausdrücklichen Bestimmungenenthält.

DergleichenAnordnungen bedürfen Unserer Bestätigung.
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Titel II,
Von der Kreis-Vertretung.

Abschnitt 1.
Von der Zusammensetzung der Kreis-Vertretuug.

H.. Für die sechs östlichen Provinzen.
s. 7-

Die Kreis-Versammlung(der Kreistag) besteht:
1. aus den in das Herrenhaus berufenen Besitzern solcher größeren Gutskomplexe, auf denen

das Recht erblicherMitgliedschaftdes Herrenhauses radizirt ist;
2. außerdem, in Kreisen, welche mit Ausschlußder im akliuen Militärdienste stehenden Personen,

3U,U00 oder weniger Einwohner haben, aus 15 Mitgliedern. In Kreisen mit mehr als
30,000 Einwohnern tritt für jede Vollzahlvon 2000 Einwohnern ein Vertreter hinzu, jedoch
darf die Zahl von 60 niemals überschrittenwerden. Innerhalb dieser Zahl bleiben abwei-
chende Festsetzungen dem Kreis-Statute vorbehalten.

Die nä I genannten erblichen Mitglieder des Herrenhauses sind ihr Virilstimmrecht
nur in demjenigen Kreife, in welchem sie ihren Wohnsitz haben, nnd, wenn sie mehrere Wohnsitze
haben, in demjenigen dieser mehreren Kreise, welchen sie selbst dazu auswählen, auszuübenberechtigt.

Die Zahl der Kreistags-Abgeordnetendarf wegen Zunahme oder Abnahme der Bevöl¬
kerung des Kreises immer nur nach Ablauf von 12 Jahren verändert werden.

§. 8.
Zum Zwecke der Wahl der Kreistags-Abgeordnetenwerden drei Wc^lverbände gebildet:

der Wllhlverband des großen ländlichenGrundbesitzes,
der Wahluerband der Landgemeindenund
der Wahlverband der Städte.

In Kreisen, in welchen keine Stadtgemeinde oder kein dem Wahlverbande des großen
ländlichenGrundbesitzesangehöriges Gut gelegen ist, sind nur zwei Wahlverbände zu bilden. In
Kreisen, welche lediglich aus mehreren Städten bestehen, finden rücksichtlichder Wahl der Kreis-
tags-Abgeordnctennur die in den §§. 15 und 23 gegebenen BestimmungenAnwendung,

8. 9.
Zum Wahlverbande des großen ländlichen Grundbesitzes gehören ohne Rücksicht darauf,

ob das betreffendeGrundstück einen selbstständigenGutsbezirkbildet oder nicht:
1. alle im Kreise gelegenenGüter, welche nach den Ergebnissen der Grundsteuer-Verwaltung

in Gemäßheit des Gesetzes vom 21. Mai 18U1, betreffend die anderweite Regelung der
Grundsteuer (Gesetz-SammlungS. 253), einen jährlichen landwirtschaftlichen, beziehungs¬
weise forstwirthschaftlichen-Reinertragvon 2000 Nthlrn. gewähren. Bis dahin, daß der
Neinertrag der Güter nach dem bezeichneten Gesetze festgestellt fein wird, ist derselbe, soweit
er nicht auf Notorietät beruht, nach fachverständigemErmessen zu bestimmen;

2. diejenigenkleineren Güter, mit welchen bisher die Kreisstandschaft verbunden war und welche
einen Neinertrag beziehungsweiseeinen Umfang haben, der nach der bisherigen Verfassung
in den verschiedenen Landestheilen zur Erhaltung der Ritterguts - Qualltat im Falle frei¬
williger Parzellirung erforderlichwar, jedoch nur so lange, als das bei Publikation dieses
Gesetzes vorhandene Guts-Areal nicht durch freiwilligeParzellirung vermindert wird.

Die dem Staate gehörigenDomainen und Oberförsterei-Bezirke, welche emen mittleren
Neinertrag von mindestens2000 Nthlrn. jährlich gewähren, haben mit den zu 1 bezeichneten Gü¬
tern gleiche Rechte. Erstreckt ein Oberfürsteiei-Beznksich auf mehrere Kreise, so kommen ihm jene
Nechte in jedem dieser Kreise zu, sofern der darin belegene Theil des Bezirks für sich einen mitt¬
leren Neinertrag von 2000 Nthlrn. gewährt.
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tz. 10.

Für jeden Kreis ist eine Matrikel der zu demselben gehörigen großen ländlichen Be¬
sitzungen G- !)-) aufzustellen und durch das Krcisblatt oder, wo ein solches nicht besteht, durch das
Amtsblatt zu vnbliziren.

Dieselbe ist alle zwölf Jahre durch den Kreis - Ausschuß einer Revision zu unterwerfen.
Wird hierbei die Löschung eines einmal in die Matrikel aufgenommenen Gutes für nothwendig
erachtet, so ist dies dem Besitzer unter Angabe der Gründe behnfs seiner Erklärung binnen einer
vrätlusivischeu Frist von vier Wochen mitzutheilen. Ueber die Einwendungen desselben, soweit
der Kreis - Ausschuß sie nicht als durchgreifend anerkennt, entscheidet der Ober-Präsident nach
Auhörnug des Kreistages und der Bczirts-Negiernng, vorbehaltlich des innerhalb der Prätlusiv-
frist von vier Wochen zulässigen Rekurses au den Minister des Innern.

Andcrweite Anträge auf Berichtigung der von dem Kreis - Ausschüsse festgestellte» Ma¬
trikel sind binueu einer Prätlufivfrist uon vier Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch welches
die Matrikel veröffentlicht ist, bei dem Landrath anzubringen. Ueber dieselben entscheidet der
Kreistag; hiergegen findet innerhalb einer gleichen Frist die Berufung an den Ober - Präsidenten
beziehungsweise an den Minister des Innern statt.

s- 11.
Innerhalb des zwölfjährigen Zeitraums <Z- 10) ist eine Abänderung der Matrikel nur

dann zulässig, wenn in Folge freiwilliger Parzellirnug der Durchschnitts-Ncin-Ertrag eines darin
auf Gruud des 8- ^ ^r. 1 aufgcuommcncn Gutes unter den Betrag von 2000 Nthlrn. verringert
oder die Grundfläche der im 8- 9- Rr. 2 erwähnten Güter vermindert wird.

In diesem Falle ist die Löschung nach Anhörung des betreffenden Grundbesitzers und
des Kreistages von dem Ober-Präsidenten zu verfüge», gegen dcsse» Entscheidung den Betheilig¬
ten innerhalb einer präklusivischcnFrist von vier Wochen die Beschwerde an den Minister des Innern
offen steht.

8- 12.
Der Wahluerband der Landgemeinden nmfaßt:

1. die sämmtlichen Landgemeinden des Kreises, mit Ausschluß solcher Gemeinde-Mitglieder, deren
im Gemeinde-Bezirke belcgencn Grundstücke zu dem Verbände des großen ländlichen Grund¬
besitzes gehören;

2. diejeuigen selbstständigen Güter, welche nicht zn dem Verbände des großen Grundbesitzes
gehören.

s- 13-
Der Wahlverband der Städte nmfaßt die städtischen Gemeinden des Kreises.

8- 14.
Die Gcsanuntzahl der Kreistags - Abgeordneten (§. 7) wird auf die drei Wahlvcrbände

(8- 8) nach folgenden Grundsätzen vertheilt:
1. Die Zahl der städtischen Abgeordneten ist nach dem Verhältniß der städtischen und ländlichen

Bevölkerung, wie dasselbe durch die letzte allgemeine Volkszählung festgestellt worden ist, zn
bestimmen. Dieselbe darf jedoch den dritten Theil der Gesauuutzahl der Kreistags-Abgcord-
neten nicht übersteigen:

2. Die nach Abzug der städtischen Abgeordnete» übrigbleibende Zahl der Krcistags-Abgeordueten
ist zwischen dem Verbände des großen ländlichen Grundbesitzes und dem Verbände der Land¬
gemeinden nach dem Verhältniß des Flächcnumfanges der zu jedem dieser Verbände gehörigen
Grundstücke mit folgender Maßgabe zu vertheilen:

l>) erreicht oder übersteigt die Zahl der großen ländlichen Besitzungen (§. 9) die Hälfte der
Vertreter des platte» Landes, so ist dem Wahlverbande des großen Grundbesitzes min¬
destens eine dieser Hälfte gleichkommendeZahl vo» Abgeordneten zuzuweisen;
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d) bleibt die Zahl der großen ländlichen Besitzungen unter jener Hälfte, so erhält der Wahl-
verband des großen Grundbesitzes mindestens so viel Abgeordnete, als große Besitzungen
vorhanden sind.

s- 15.
Die Zahl der von dem Wahlverbande der Städte überhaupt zu wählende» Kreistags-

Nbgeordnctcn wird auf die ciuzclucu Städte des Kreises uach Maßgabe der Scclcnzahl vertheilt.
Sind in einem Krcifc mehrere Städte vorhanden, auf welche hiernach nicht je ein Abge¬

ordneter kommt, so werden dieselben behufs der Wahl mindestens eines gemeinschaftlichenAbgeord¬
neten zn einem Wahlbezirke vereinigt.

Ist in einem Kreise neben audcru großen Städten nur eine Stadt vorhanden, welche
nach ihrer Seclcuzahl nicht einen Abgeordneten zu wählcu haben würde, so ist derselbe» gleichwohl
ein Abgeordneter zu überweisen.

In beiden Fällen ist mir die demnächst verbleibende Zahl der städtischen Krcistags-Ab<
geordneten auf die übrigeu Städte dergestalt zu vertheile«, daß auch die kleinste derselben miudcstcus
einen Abgeordneten erhält.

Dem Kreis-Statute bleiben abweichende Vorschriften über die Verthciluug der Gesummt-
'«hl der städtischen Abgeordneten auf die ciuzclucu Städtc dcs Krcises vorbehalten.

§. 16.
Die vou dem Wahlvcrbandc der Landgemeinden zu wählenden Abgeordneten werden auf

die zu demselben gchörigcn einzelnen Gemeinden und Gutsbezirtc nach Maaßgabc dcs Flücheu-
umfangcs ihrer Feldmarken vertheilt, wobei jedoch die zum Wahlvcrbandc dcs großen Grundbesitzes
gchörigcn, in dcn Gcmcindc-Fcldmartcu bclcnmcn Gruudstückc außer Berechnung bleiben.

Diejenigen Gemeinde« und Gutsbczirte, aufweiche hiernach nicht ein Abgeordneter kommt,
werden mit andern solchen Gemeinden und Gutsbczirkcn behufs der Wahl mindestens eines Ab¬
geordneten zu Wahlbezirken vereinigt.

Ueber die Bildung der Wahlbezirke bleiben dem Krcis-Stntutc andcrwcite Bestimmungen
vorbehalten.

§- 17-
Ergeben sich bei den nach Maaßgabe der 88- 14 bis 16 vorzunehmenden Bercchnnugcu

Bruchthcilc, so werden dieselben nur insoweit berücksichtigt, als sie >/- erreichen oder übersteigen.
Ucberstcigcn stc V2, so werden sie für voll gerechnet; komme» sie V2 gleich, so bestimmt das Loos,
welchem der bei der Verthciluug bcthciligtcn Wahlvcrbandc und Wohlbczirte, bczichungsweisc,
welcher Stadt- oder Landgemeinde der Vrnchthcil für voll gerechnet werden soll.

ß. 18.
Die Vertheiln««, der Kreistags - Abgeordneten auf die eiuzclucn Wahlvcrbandc (§. 14.)

die Verthciluug der städtischen Abgeordneten auf die einzelnen Städtc (§. 15) und die Vcrthcilnug
der Laudgcmcindc-Abgcorductcu auf dic ciuzclucu Landgcmcindcn und dic zum Verbände dcrfclbeu
Nchorigcn fclbststäudigcu Outsbczirke (§. 16), sowie die Bildung der Städtc- uud Landgcmcind»
Wahlbezirke (§. 15), crfolgt auf dcu Vorschlag dcs Kreis-Ausschusscs durch dic Vczirts-Ncgicruug
und ist durch das Kreis- resp. Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Binnen einer präNusivischeu Frist von vier Wochen nach Ausgabe dcs bctrcffcnden Blattes
ist dagcgcn cinc Beschwerde au dcu Obcr-Präsidcntcu zulässig, welcher endgültig entscheidet.

Dic in dieser Weise festgestellte Verthciluug bleibt für einen Zeitraum vou zwölf
Iahrcu maaßgebend; nach dessen Ablanf ist sie durch dcu Kreis - Ausschuß einer Revision zu
nntcrwcrfcn.

tz. 1U-
Zur Wahl der von dem Wahlvcrbande des großen Grundbesitzes zn wühlenden Kreistnas-

Abgcordnctcn treten dic zu diesem Verbände gchörigcn Grundbesitzer in der Kreisstadt unter dem
Vorsitz dcs Landraths zusammen.
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Wenn die Zahl der Wähler oder die Zahl der zu wählenden Abgeordneten die Bildung
von Wahlbezirken zweckmäßig erscheinen laßt, so tonnen in dem Kreis-Statute darüber Festsetzun¬
gen getroffen werden,

Bei dem Wahlakte hat zeder stimmberechtigte Grundbesitzer fo viel Stimmen, als er zu
dem Wllhlocrbandc des großen ländlichen Grundbesitzes gehörige Güter besitzt; jedoch darf die
Zahl der hiernach in einer Pcrfon vereinigten Stimmen niemals den vierten Theil der zu der
Theilnahme an der Wahl berechtigenden Güter übersteigen.

8. 20.
Das Recht znr persönliche» Theilnahme an den Wahlen für die Kreis-Vertretung (F.

19) steht vorbehaltlich der nachfolgenden besonderen Bestimmungen dieses Gesetzes lH. 21) nur
denjenigen Grundbesitzern zu, welche:

a) Preußische Unterthanen und sclbststündig sind (§. 5 der Städte-Ordnung für die sechs östlichen
Proviuzcu der Preußischen Monarchie vom 30. Mai 1N3, Gesetz-Sammlung Seite 261),

l>) seit mindestens einem Jahre entweder dem Kreise angehören oder in demselben ein fclbst-
ständigcs Gut besitzen,

o) sich im Vollbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden.
Das Wahlrecht geht verloren, sobald eins der vorstehenden Erfordernisse bei dem bis

dahin Wahlberechtigten nicht mehr zutrifft; es ruht während der Dauer einer gerichtlichen Unter¬
suchung, wenn dieselbe wegen Verbrechen oder wegen solcher Vergehen, welche die Untcrsagung
der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nach sich ziehen müssen oder können, eingeleitet, oder
wenn die gerichtliche Haft verfügt ist.

Konkurs zieht dcu Verlust des Wahlrechts uach sich; doch tanu diese Wirkung, wenn die
Befriedigung der Gläubiger nachgewiesen ist, durch Beschluß des Kreistages wieder aufgehoben
werden.

8. 21.
Außer den nach §. 20, zur persönlichen Theilnahme an den Wahlen befähigten Personen

töuncn bei dem Wahlalte durch Vertreter sich bctheiligcn, sofern sie Preußische Unterthanen sind
und in dem Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sich bcfiudcn:

1. Ehefrauen durch ihre Ehemänner,
2. Acltcrn durch den Sohn, wenn sie demselben die Vcrwaltuug eines wahlberechtigten Gutes

dauernd übertragen haben.
3. minorenne Personen durch ihre» Vater oder Vormund,
4. uuvcrhcirathctc Besitzerinnen, juristische Personen nud außerhalb des Kreises wohnende Be¬

sitzer durch den Gutspächter, durch dcu mit Gcucral-Vollmacht versehenen Administrator
oder durch ein anderes Mitglied des Wahlvcrbandcs.

Ueber die Bedingungen, nntcr denen Administratoren znr Vertretung für befugt zn
erachten, bleiben dem Kreis-Statute nähere Festsetzungen vorbehalten,

5>. die gemeinschaftlichen Besitzer eines Gutes durch einen Miteigentümer.
Auch die Vertreter müssen die im z. 20 uutcr a. und o. bezeichneten Eigenschaften,

besitzen.
Korporationen sind überdies befugt, sich bei der Wahl nach Maßgabe ihrer Statuten

oder Verfassungen vertreten zn lassen. Nur die vormals rcichsnninittclbarcn Fürsten nnd Grafen
nabcn das Recht, sich durch ein Mitglied ihrer Familie oder einen sonst geeigneten Bevollmächtig¬
ten aus dem Wahlvcrbnnde des großen Grundbesitzes auf dem Kreistage vertreten zu lassen.

8- 22.
Die Wahl der dem Wahlucrbandc der Landgemeinden zugetheilten Abgeordneten wird

in Gemeinden, welche einen eigenen Vertreter zu wählen haben, in der Gemeinde-Versammlung,
und, wenn die Gemeinde eine gewühlte Vertretung hat, von dieser vollzogen.
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In den mit anderen Landgemeinden oder mit fclbststcmdigcn Gutsbezirtcn zu einem
Wahlbezirke vereinigten Gemeinden wühlt die Gemeinde-Versammlung, bczichnngswcisc die
gewählte Gemeinde-Vertretung, mindestens einen Wahlmann.

Gemeinden, deren Feldmark 1000 Morgen umfaßt, haben zwei Wahlmänner und größere
Gemeinden auf jede weitere 500 Morgen noch einen Wahlmann mehr zu wählen, vorbehaltlich
anderwciter Bestimmungen in dem Kreis-Statute.

Die Wahlmänner der Gemeinden des Wahlbezirks und die Besitzer der zu den letzten
gehörigen selbstständigen Güter treten unter Leitung des Landraths oder eines von demselben zu
ernennenden Wahl-Kommissars an dem von dem Landrathe zu bestimmendenWahlorte behufs der
Abgeordnctcnwahl zufammen.

Gemeinde-Mitglieder, deren Grundstücke zu dem Wahluerbande des großen Grundbesitzes
gehören (ß. 12. Nr. 1), dürfen an der Wahl der Kreistags - Abgeordneten und der Wahlmänner
für den Verband der Landgemeinden nicht Theil nehmen, es sei denn, daß sie gewählte Mitglieder
der Gemeinde-Vertretung find.

Die Bestimmungen der M. 20 und 21 finden auch auf die Besitzer selbstständiger, zum
Wllhlverbcmdc der Landgemeinden gehörigen Güter Anwendung.

K. 23.
Die Wahl der städtischen Krcistags-Abgeorduetcn erfolgt in denjenigen Städten, welche

mindestens einen Abgeordneten zu wählen haben, durch dcu Magistrat uud die Stadtverordneten-
Versammlung, welche zu diesem Behufe uutcr dem Vorsitz des Bürgermeisters zu einem Wahl-
Kollegio vereinigt werden.

In denjenigen Städten, welche mit anderen Städten des Kreises zu ciucm Wahlbezirke
vereinigt sind, haben der Magistrat und die Stadtverordneten in vereinigter Sitzung auf je 250
Einwohner einen Wahlmann zu wählen.

Die Wahlmänner des Wahlbezirks treten unter Leitung des Landraths an dem von dem¬
selben zu bestimmenden Wahlorte zur Wahl der Abgeordneten zusammen.

8- 24.
Die nach den vorstehenden Bestimmungen vorzunehmenden Wahlen erfolgen nach den

Vorschriften des Reglements vom 22. Juni 1842 (Gcfctz-Sammluug S. 213).
8. 25.

Wählbar zu Mitglieder« des Kreistages und bezichuugswcise zu Wahlmäiincrn find:
1. Seitens des Wahlvcrbandcs der Städte diejenigen Einwohner der in dein Kreise belegenen

Städte, welche sich in dem Besitze des Bürgerrechts befinden (§. 5 der Städte-Ordnung vom
30. Mai 1853); , . .

2. Seitens des Wahlverbandes des großen ländlichen Grundbesitzes und des Wahlucrbandes der
Landgemeinden: ^ ^ » , - -

") die Besitzer der znm Wahlverbande des großen ländlichen Grundbesitzes gehörige»
Güter (8. N): >. . ^ <..

>>) die Besitzer selbststäudiger Güter, welche zum Wahlverbaude der Landgemeinde gehören
G. 12 Nr. 2). Wen./ sich die ^d n. und d. erwähnten Güter m demVentze von Ehe¬
frauen befinden, so sind deren Ehemänner und, wenn die Verwaltung eines dieser Gliter
von den Aeltern einem Sohne dauernd nud für immer übertragen worden ist, so ist der
Sohn wählbar; ^ ^. , , ^, ^ ^, ^ „.

«) die zur Theilnahme an den: Stimmrechte oder an den Gemelndewahlen berechtigten Ein¬
wohner der Landgemeinden des Kreises;

<i) diejenigen, welche ein zum Wahluerbande des großen Grundbesitzes gehöriges Grundstuck
auf mindestens zwölf Jahre in Pacht oder Nießbrauch habe», oder dasselbe als durch
General-Vollmacht legitimirte Administratoren bewirthschafte»;
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o) die Besitzervon umfangreichen Fabrik« Etablissementsund von Berg- und Hüttenwerken
ans dem platten Lande, mich wenn dieselben nicht Besitzer eines selbstständigcn Gutes oder
stimmberechtigte Mitglieder einer Landgemeindesind.

Ueber die Bedingungen, unter denen die »u!> cl. erwähnte« Administratoren für wählbar
zu erachten, können in dem Kreis-Statute nähere Festsetzungen getroffenwerden.

Die Wählbarkeit setzt die Erfüllung der in dem 8- 20 für die Ausübung des Wahlrechtes
aufgestellten Bedingungen voraus,

tz. AI.
Die Kreistags-Abgcordnetcnwerden auf sechs Jahre gewählt.

Jede Wahl verliert ihre Wirkuug mit dein gänzlichenoder zeitweise» Aufhören einer der
Bedingungen der Wählbarkeit.

Alle drei Jahre scheidet die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Wahlverbandcs aus
und wird dnrch neue ersetzt. Die das erste Mal Ausscheidenden werden durch das Loos bestimmt,
welches der Laudrath auf dem Kreistage zn ziehen hat. Ist die Zahl der Krcistagö-Abgcordnetcn
nicht durch zwei theilbar, so scheidet das erste Mal die Hälfte der nächst größeren Zahl ans.

Die Ausscheidenden können wieder gewählt werden.
8- 27.

Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kreistages finden alle drei Jahre im
Monat November statt, sofern durch das Krcis-Statnt nicht eiu audercr Termin bestimmtwird.

Die Wahlen in dem Wahlvcrbande der Landgemeindenerfolgen vor den Wahlen in dem
Wahlvcrbande des großen Grundbesitzes. Ergänzungs- und Ersatzwahlen werden von denselben
Wahlverbänden, Gemeinden und Wahlbezirkenvorgenommen, von denen der Ausgeschiedene ge¬
wählt war. Der Ersatzmann bleibt uur bis zum Ende derjenigen sechs Jahre in Thätigkeit, für
welche der Ausgeschiedene gewählt war.

Wenn die nach tz. ? zulässige audcrwcite Feststclluug der Gesammtzahl der Kreistags-
Äbgeurdnetcnoder die Revision der Matrikel des großen Grundbesitzes (8. 10), sowie die nach
ß. 18 zu bewirkende Revision der Vertheilnng der Krcistags-Abgcordnetenauf die einzelnen Wahl¬
verbände, Gemeindenund WahlbezirkeVeränderungen in der bestehenden Vertheilnng der Kreis>
tags-Abgcordnetenbedingt, so hat die Bezirts-Negieruug ans Vorschlagdes Kreis-Ausschussesund
nach Anhörung des Kreistages darüber zu bestimmen,in welcher Weise dieselben bei den nächste»
Ergänzungs- oder Ersatzwahlenzu verwirklichen sind.

§. 28.
Die Wahl-Protokolle sind von dem Kreis - Ausschnssc zu prüfen und dem Kreistage vor¬

zulegen, welcher vorbehaltlichder Beschwerdean die Bezirks-Regierung über die Gültigkeit der
Wahl entscheidet.

Gegen die Entscheidung der Bczirtsrcgierung ist ein Rekurs nicht znlässig.
Die Namen der Gewählten sind dnrch das Kreis- oder Amtsblatt bekannt zu machen und

die Gewählten von dem Landrath in die nächste Sitzung des Kreistages einzuführen.
8- 29.

Die Kreistcigs-Abgeordnetenerhalten aus Krelsfonds weder Diäten noch Reisekosten.
L. Für die Provinzen Westphalen und Rheinland.

8- 30.
Die Kreis-Versammlung(der Kreistag) besteht:

1. aus den in das Herrenhaus berufeneu Besitzern solcher größeren Gutskomplexc, auf deucn
das Recht erblicherMitgliedschaftdes Herrenhauses radizirt ist mit der im 3- ? angegebenen
Maßgabe;

2. aus Vertretern der großen im Kreise belegcneuGüter und
3. aus Abgeordnetender in dem Kreise vorhandenen Aemter G. 4 der Landgemeinde-Ordnung
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für die Provinz Westphaleu vom 19. März 1856, Gesetz-SammlungSeite 265) beziehungs¬
weise Bürgermeistereien(8. 7 der Gemeinde - Ordnung für die Rhciuprovinz vom 23. Juli
1845, Gesetz-SammlungSeite 523) nnd der zu einem Sammt-Gemeiude-Verbandenicht gehö¬
rigen Städte.

ß.31.
Als große Güter (H. 30 Nr. 2) werden alle diejeuigcn in ciucm Amts- beziehungsweise

Bürgermeisterei- Verbände befiudlichen Güter cmgeseheu, welche als ein Ganzes bewirthschaftet
werden können nnd

n) entwederzur Zeit nach dein Rheinisch-Westfälischen Kataster, später nach den Ergeb-
»isscu der Grundsteuer- Veranlagung in Gcmäßheit des Gesetzes, betreffenddie ander-
weite Regelung der Grundsteuer (Gesetz - Sammlung Seite 253), einen jährlichenland-
wirthschaftlichen oder forstwirthschaftlichcn Reinertrag von 1000 Rthlru. gcwährcu, oder

d) zwar diesen Katastral-Rcincrtrag nicht gewähren, aber bisher zu einer Stimme auf dem
Kreistage berechtigt waren, diese letzteren jedoch nur so lange, als der bei Pnblitatiou
des gegenwärtigenGesetzes vorhandene Katastral - Reinertrag uicht durch freiwilligePar-
zellirnng vermindert wird.
Den zu!, ll und d erwähntenGütern werden diejenigen in Stadtbezirkenbelcgcucu Güter,

nnt dencu bisher die Krcisstandschaftverbunden war, gleichgestellt.
^ Die dem Staate gehörigenDomaincu- und Oberförstcrci-Bczirle,welche einen Katastral-

^eiuertrag von 1000 Rthlrn. gewähren, haben mit den zu a bezeichneten Gütern gleiche Rechte.
Erstreckt ein Oberförstern-Bezirk sich auf mehrere Kreise, so kommen ihm jene Rechte in jedem
dieser Kreise zn, sofern der darin belcgene Theil des Bezirks für sich einen Katastral-Rcincrtrag
von mindestens KM) Rthlrn. gewährt.

8- 32.
Für jeden Kreis ist eine Matrikel der iu dcmsclbcubelegcnengroßen Güter (§. 31)

m>ch Maßgabe der Vorschriften im ß. 10 dieses Gesetzes aufzustellenund alle zwölf Jahre einer
-ttcvchou zu unterwerfen.
s„„. Innerhalb des zwölfjährigenZeitraums ist eine Abänderung der Matrikel nur dann zn-
"Mg, wcuu iu Folge freiwilliger Parzelliruug der Katastral-Reinertrag eines darin anfgcnommcucn

"Utes unter 1000 Rthlr. (ß. 31 a) beziehungsweiseunter den bei Publikation dieses Gesetzes
vorhandenenKatastral-Reinertrag (ß. 31 d) vermindert wird.

In diesem Falle ist die Löschung nach Anhörung des betreffenden Grundbesitzersund des
Kreistages von dem Ober-Präsidenten zu verfügen, gegen dessen Entscheidungden Bethciligten
"mcrhalb einer präklnsivischen Frist von vier Wochen die Beschwerde an den Minister dcs Inneru
offen steht.

8- 33.
Die Zahl der Vertreter der im Kreise belegcnen großen Güter (8- 3l> zn 2) wird auf

°M dritte« Theil der Zahl dieser Güter oder, wcuu diese durch Drei nicht theilbar ist, der nächst
geringerendurch Drei thcilbarcnZahl, jedoch mit der Maßgabe festgesetzt, daß die Zahl der Ver¬
treter der großen Güter iu keinem Falle die Hälfte der Abgeordnetender Sammtgemeiudcnresp.
Aemterund Städte des Kreises (§. 30 zu 3 und §. 35) übersteigen darf.

ß. 34.
Zum Zwecke der Wahlen treten die Besitzerder großen Güter O. 31), sofcrn sie nach

^ 20 dieses Gesetzes zur persönlichen Theilnahme au deu Wahlen qualifizirt find, unter dem
Vorsitze des Landraths in dem Kreisortc zusammen.

Bei dem Wahlakte hat jeder stimmberechtigte Gutsbesitzerso viele Stimmen, als er in
dem Kreise belegene große Güter besitzt; jedoch darf die Zahl der hiernach in einer Person ver¬
ewigten Stimme» niemals den vierten Theil der zur Theilnahme an der Wahl berechtigenden
Güter übersteigen.
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In Beziehung auf die Zulässigkeiteiner Vertretung auf dem Kreistage, sowie bei Aus¬
übung des Stimmrechts finden die Bestimmungeudes §. 21 Anwendung.

§. 35.
Die Zahl der von den Aemtern resp. Bürgermeistereienund denStädtcn zu wählenden

Abgeordnet n wird in der Weise bestimmt, daß von jedem Amt (Bürgermeisterei) und von jeder
Stadt

bei 5000 oder weniger Einwohnern (mit Ansschluß der im aktiven Militärdienste
stehenden Personen) Ein Abgeordneter,

bei 5001 bis 10,000 Einwohnern Zwei Abgeordnete, und
bei mehr als 19,000 Einwohnern Drei Abgeordnete

zu wählen sind.
Dem Kreis-Statute bleiben abweichende Bestimmungenüber die Zahl der vorerwähnten

Abgeordnetenvorbehalten, jedoch darf dieselbe die Zahl 40 niemals übersteigen.
Die Zahl der von den einzelnen Aemtern beziehungsweise Bürgermeistereienund Städten

zu wählenden Abgeordneten darf wegen Zunahme oder Abnahme der Bevölkerung immer nur
nach Vlblauf von 12 Jahren verändert werden.

§. 3l>.
Diese AbgeordnetenG. 35) werden

a) in den Aemtern und Bürgermeistereien von der Amts- beziehungsweise Bürgermeisterei-
Verfammlnng unter Ausschlußderjenigen Mitglieder, welche der betreffendenVersamm¬
lung nur vermöge ihrer Eigenschaft als Besitzer großer Güter (§. 31) angehören,

1>) in den Städten, in deuen ein kollcgialischer Gemeinde-Vorstand besteht, von dem Ma¬
gistrate nnd der Stadtverordneten-Versammlung, welche zu diesem Behufe unter dem
Vorsitze des Bürgermeisters zu einem Wahl-Kollegiumvereinigt werden, und

«) in den Städten, in welchen ein tollegialischer Gemeinde-Vorstandnicht besteht, von der
Stadtverordneten-Versammlungunter Theilnahme des Bürgermeisters, der Beigeordneten
nnd der Schöffen

gewählt
§. 3?.

Wählbar zu Mitglieder» des Kreistages sind:
11 diejenigen,welche in einer Gemeindedes Kreises znr Ausübung des Gemeinde- beziehungs¬

weise des Bürgerrechts befähigt sind, und
2) die Besitzer der für sich bestehenden den Gemeindengleichgestellten Güter, sofern sie die iiü

§. 20 »ud 2, und o. für die Ausübung des Wahlrechtes aufgestellten Bedingungen erfülle«'
8. 38.

Die Feststellungder Zahl der von den Besitzernder großen Güter, vou den Aemter«
(Bürgermeistereien)und von den Städtcn zu wählenden Vertreter erfolgt nach den Vorschriften
des §. 18.

Die Bestimmungender sß. 24, 26, 27, 28 und 29 dieses Gesetzes finden auch auf di^
Provinzen Westphalen nnd Rheinland Anwendung.

Abschnitt 2.
Von den Versammlungen und den Geschäften der Kreis-Vertretungen.

8- 39.
Der Kreistag vertritt die Kreis-Korporationin allen den Kreis betreffendenKommunal'

Angelegenheiten.
Die Verwaltnng dieser Angelegenheiteninnerhalb der bestehenden Gesetzgebungmachl

den Gegenstandseiner Berathungen und Beschlüsse ans.
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Ueber andere Angelegenheitendarf der Kreistag nur dann berathen nnd beschließen,
wenn besondere Gesetze dies gestatten oder wenn er von der Aufsichtsbehörde hierzu ausdrücklich
aufgefordertwird.

Der Kreistag hat, Namens der Kreis-Korporation, verbindendeErklärungen abzugeben.
Er hat zu bestimmen, in welcherWeife Staats-Prästationcu, welche kreisweise aufzubringen sind

und deren Aufbringungsweisenicht schon durch das Gesetz vorgeschriebeu ist, repartirt werden sollen.
Er ist ermächtigt, fowohlzu gemeinnützigen Einrichtungen, als auch zu Anlagen, welche in dem
Interessedes Kreises beruhen, sowie zur Beseitigungeines Nothstandes, Ausgaben zu beschließen
und sämmtliche Kreis-Eingesessenen dadurch zu verpflichten.

Ausnahmsweife kann der Kreistag auch über folche Eiurichtuugen uud Aulageu, bei
welchen nur ein Theil des Kreises oder seiner Bevölkerunginteressirt ist nnd darüber beschließen,
ob und in wie weit die Kosten der Ausführung eines derartigen Beschlussesvon dem ganzen
Kreise oder den Interessenten aufzubringensind.

Sowohl die dem Kreise gesetzlich obliegenden Leistungen als diejenigenAusgaben, welche
den Kreis-Eingesessenen durch Beschluß des Kreistages auferlegt werden, können von dem Kreis¬
tage entweder unmittelbar auf die einzelnenKreis - Eingesessenen oder ans die Gemeindenuud
selbstständigcn Gntsbezirkevertheilt weiden. Geschieht das Letztere, so bleibt den Gemeinden die
Veschlußnahme über die Aufbringung des ihnen zugewiesenen Kontingentesüberlassen.

Bei der Bestimmungim §. 5 Nr. 3 des Gesetzes wegen derKriegsleistuugenvom N.Mai
1851 (Gesetz-SammlungSeite 5L2) behält es sein Bewenden.

8 40.
Der Landrath beruft die Kreistags - Abgeordneten durch besondere Einladungs¬

schreiben, unter Angabe der zu verhandelnden Gegenstände, zum Kreistage, führt da¬
selbst den Vorsitz, leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung in der Ver¬
sammlung. Mit Ausnahme dringender Fälle muß die Znsammenberufuug mindestens
14 Tage vorher erfolgen. Gegenstände, die nicht in der Einladung zum Kreistage auf¬
genommensind, können zwar zur Berathung gelangen, eine Veschlußnahmeüber dieselbe»darf
jedoch erst auf dem nächsten Kreistage erfolgen. Anträge auf Berathung einzelner Gegenstände
siud bei dem Landrathe anzubringen.

Der Landrath ist verpflichtet, jährlich wenigstens einen Kreistag anzusetzen, außerdem
aber ist er hierzu berechtigt, so oft als er es dem Bedürfnisseder Geschäfte für angemessen hält.
Die Zufammenberufnngdes Kreistages muh erfolgen, fobald es von einen: Viertel der Kreistags-
Abgeordnetenoder von dem Kreis-Ausschusse verlangt wird.

Von einem jeden anzusetzenden Kreistage hat der Landrath der Bezirks-Negierungunter
Einsendung einer Abschrift des Einladungsschreiben«Anzeigezn machen.

Wenn eine Beschwerde über die Geschäftsführungdes Landraths bezüglich der Kreis-
Kommunlll-Vcrwaltnngder Gegenstand ist, über welchenvon Mitgliedern des Kreistages oder
"°>n Kreis-Ausschusse eiu Kreistags-Beschlußfür uothweudig erachtet wird, fo hat die Bczirks-
Aegierung, wenn sie die Sache dazu angethan findet, eine außerordentlicheKreis-Versammlung
durch einen Kommissarinszusammenberusen und uuter dessen Vorsitz abhalten zu lassen.

8. 41.
Soll auf deni Kreistage über folche Gegenständebeschlossenwerden, welche Kreis

Ausgaben, die nicht schon in einer gesetzlichen Verpflichtungdes Kreises beruhen, nothwendig
"lachen,so ist ein ausführlicher Vorschlagzu dem Beschluß,welcher über

1. deu Zweck desselben,
2. die Art der Ausführung,
3. die Summe der zu verwendendenKosten und
4. die Aufbringuugsweise

8
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das Nöthige enthält, von dem Kreis-Ausschusse auszuarbeiten und jedem Kreistags-Abgcordneten
abschriftlichzuzustellen; die Zustellung muß, sofern es sich nicht um Maßregeln handelt, durch
welche einem Nothstande abgeholfen oder vorgebeugt werden soll, mindestens vier Wochen vor
Abhaltung des Kreistages erfolgen.

ß. 42.
Der Kreistag kann uur beschließen, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend

ist. Eine Ausnahme hiervon findet statt, wenn die Mitglieder des Kreistages zum zweiten Male
zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusammenberufen,dennoch nicht in genügender Anzahl
erschienensind. Bei der zweiten Znsammcnberufung muß auf diese Bestimmung ausdrücklich

hingewiesen werden.
8. 43.

Die Beschlüsse des Kreistages werden nach einfacherStimmenmehrheit gefaßt. Bei
Stimmengleichheitgiebt der Landrath den Ausschlag, sofern er stimmberechtigt ist, sonst das nach
Jahren älteste Mitglied des Kreistages, Der Lnudrath stimmt nnr mit, wenn er zugleich
Kreistags-Nbgeordueterist.

8- 44.
Ueber die Beschlüsse des Kreistages ist eine besondere Verhandlung aufzunehmen, in

welcher die Namen der dabei anwesend gewesenen Abgeordnetenaufgeführt werden müssen.Diese
Verhandlung wird von dem Vorsitzenden nnd von wenigstensdrei von der Versammlung vor dem
Beginn der Verhandlung hierzu zu bestimmendenund in der Verhandlung aufzuführenden Mit'
gliedern vollzogen,

Petitionen nnd Eingaben, welche Namens des Kreistages in Bezug auf die seiner
Veschluhnahmeunterliegenden Angelcgcuhciteu(8- 39) überreicht werden sollen, müssen auf dem
Kreistage felbst beratheu nnd vollzogen werden; daß dieß geschehen,ist immer in dergleichen
Eingaben ausdrücklich zu bemerken.

Der Inhalt der Kreistags-Vcschlüsseist, sofcru der Kreistag uicht iu einem einzelnen
Falle etwas Anderes beschließt,durch das Kreisblatt, oder, wo ein solches nicht besteht,anderweit
in einer von dem Kreistage näher zu bestimmendenWeise durch den Druck zur öffentlichen
Kenutuih zu bringen.

H. 45.
Die Genehmigungder Negierung ist erforderlichzn allen Beschlüssen des Kreistages:

1. durch welche die Maßstäbe für die Nevartition der Kreisbeiträge aufgestellt oder die
bisherigen abgeändert werden sollen,

2. durch welche über das Kapital-Vermögendes Kreises disvonirt wird, oder welche die
Veräußerung der dem Kreise gehörigen Grundstücke bezwecken.

8- 46,
Beschlüsse des Kreistages,

1. welche die Herstellung solcher Einrichtungenund Anlagen betreffen, bei denen nur ein
Theil des Kreises interessirt ist,

2. welche den Kreis über die Zeitdauer von drei Iahreu hinaus oder dergestalt mit
Au?gaben belasten, daß der Gesammtbetrag der vom Kreise jährlich aufzubringenden
Kreis-Abgaben 10 Prozent der direktenStaats-Steuern übersteigt,

3. durch welche eine BürgschaftNamens des Kreises übernommenwird,
bedürfen Unserer Bestätigung.

§. 47.
Zur Abwehr oder Milderung eines dringenden Nothstandesim Kreise kann die Kreis'

^ersammlnng mit Genehmigung der Vezirks-Negierung die Erhebung einer einmaligen Kreis-
Abgabe bis zu ü Prozent d^r direkten Staats-Steuern selbst dann beschließen,wenn außerdem
der Gesammtbetrag der vom Kreise aufzubringenden Kreis-Abgaben fchon 10 Prozent der
Staats-Steuern übersteigt.
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8- 48.
Zulagen für die aus Staatsfonds besoldetenKreis-Beamten und Zuschüsse zu den

Dienst-Unkosten des Landraths können von dem Kreistage nicht bewilligt werden.
tz. 49.

In Ansehung der Verfügung über diejenigen Fonds, welche in der Kur- und Neumarl
Brandenburg aus den Kontributions-Ueberschüssensich bilden, sowie über die ans denselbener¬
wachsenen Bestände, verbleibt es bei den Bestimmungendes dnrch die Ordre vom 16. Juli 1338
bestätigten Regulativs vom 20. Juni desselben Jahres mit der Maßgabe, daß die Dispositions-
Vefugnih über diese Fonds und deren Nevenüen künftighin den Kreistags-Abgeordnetenaus dem
Wahlverbande des großen Grundbesitzes und dem Wahluerbande der Landgemeindenzusteht.

Titel III.

Von der Verwaltung des Kreises.
§. 50. i

Der Landrath hat die Angelegenheitender Kreis-Korporation in Gemähheit der Be¬
schlüsse des Kreistages und der Gesetze unter Mitwirkung des Kreis-Ausschusses zu verwalten.

Ueber die Stellvertretung des Laudraths hat die Regierung Bestimmungzu treffen.
tz. 51.

Der Landrath wird von Uns ernannt.
§. 52.

Zur Unterstützuug des Landraths in der Verwaltung der Kreis-Kommunal-Angelegen-
heiten werden von dem Kreistage, aus der Zahl der wählbaren Kreisangehörigen (Z. 25), vier
Kreis-Deputirte gewählt. Abweichende Festsetznngen über die Zahl der Kreis-Devutirten bleibeu
dem Kreis-Statut vorbehalten.

Die Wahl der Kreis-Deputirten erfolgt auf sechs Jahre, alle drei Jahre scheint die
Hälfte aus und wird durch neue Wahlen ersetzt.

Die das erste Mal Ausscheidenden werden durch das Üoos bestimmt(«fr. 8. 26). Die
Ausgeschiedenen können wieder gewählt werden.

Du Gewählten werden in der nächsten Sitzuug des Kreistages von den, Landrath durch
Handschlag verpflichtet.

§. 53.
Der Landrath und die Kreis-Deputirten bilden den Kreis-Ausschuh, welcher tue chm

in diesem Gesetze übcrwiesenenVerrichtungenauszuüben, die Beschlüssedes Kreistages vorzuberei¬
ten und bei deren Ausführung den Landrath zu unterstützen, sowie sein Gutachten über alle An¬
gelegenheitenabzugeben hat, die ihm auf Grund der Gesetze oder von der Regierung oder von
dem Laudrathe vorgelegt werden.

i>. 54.
In allen Fällen, in welchen nach den Bestimmungendes Gesetzes vom 14. April 1856,

betreffend die Landgemeinde-Verfassungenin den sechs östlichen Provinzen der Preußischen Monarchie
(Gesetz-SammlungSeite 35<)j, die Anhörung des Kreistages vorgeschrieben ist, mit alleiniger Aus¬
nahme der Fälle des 8- l? jenes Gesetzes, sowie in den Fällen des Artikels 23 des Gesetzes vom
15. Mai 1856, betreffend die Gemeinde-Verfassungin der Rhein-,Prouinz (Gesetz-Sammluug
Seite 435), und des z 3 der Verordnung vom 1. März 1858 (Gesetz-SammlungSeite 103) ist
statt der Veruehmuug des Kreistages in Zukunft das Gutachten des Kreis-Ausschusses einzuholen.

ß. 55.
Der Landrath führt in deni Kreis-Ausschusse den Vorsitz.
Ist der Landrath verhindert, so geht der Vorsitz auf dessen Stellvertreter über. Ist



- 60 ^

dies der Kreis-Sekretair, so führt nicht dieser, sondern das hierzu vom Ausschüsse gewählte Mit¬glied den Vorsitz.

Zur Gültigkeit eines Beschlusses des Kreis-Ausschusses ist die Anwesenheitdes Landraths
oder seines Stellvertreters und mindestensder Hälfte der Kreis-Deputirten erforderlich.

Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheitentscheidetdie Stimme des Vorsitzenden.
tz. 5«.

Für die Verwaltung von Kreis-Instituten und von Vermogcnsstücken des Kreises, sowie
für die Besorgung einzelner Angelegenheiten, kann der Kreis-Tag, sofern er dieselben nicht dein
Kreis-Ausschüsse überträgt, besoudere Kommissionen bestellen, welche ihre Geschäfte unter allgemeinerLeitung des Landraths besorgen.

Der Letztereist befugt, jederzeit den Berathungen der Kommissionen beizuwohnenuuo
dabei mit vollem Stimmrecht den Vorsitz zu übernehmen.

Die Wahl der Kommissions-Mitgliedererfolgt, wenn die Dauer ihrer Wirksamkeit durch
Kreistags-Beschlußoder durch die Natur der ihnen übertragenenGeschäfte nicht auf einen kürzeren
Zeitraum beschränkt ist, auf drei Jahre, nach deren Ablauf sich die Gewählten einer Neuwahl zuunterwerfen haben,

s. 57.

Urkunden, durch welche der Kreis verpflichtet werden soll, ingleicheu Vollmachten,müssen
von dem Landrathe und zwei Mitgliedern des Kreis-Ausschussesunterschriebenund mit dem Siegeldes Landraths-Ämtes bedruckt sein,

ß. 58.

Den Kreis-Deputirten uud den Mitgliedern der Kommissionen können für Reisen zu
den Sitzuugeu uud für ihre som'lige Reisen iu Kreis-Kommunal-AngelegenheitenDiäten nnd Reise¬
kosten aus Kreisfunds bewilligt werden, deren Höhe der Kreistag festzusetzenhat,

§. 59.

Der Landrath ist verpflichtet,die Ausführung derjenigenBeschlüsse des Kreistages, des
Kreis-Ausschussesund der Kreis-Kommissionen,welche deren Befugnisseüberschreiten, die Gesetze
oder das Staats-Intcresse verletzen, von Amtswcgenoder auf Geheiß der Bezirts-Regierung vor¬

läufig zu untersagen. Es muß alsdann sofort die Entscheidung der Regierung nachsuchen und
davon, daß er dies gethan, binnen vier Wochen den Mitgliedern des Kreistages, des Kreis-Aus¬
schusses oder der betreffende»Kreis-KommissionMittheilung machen.

Die Vezirks-Regierunghat ihre Entscheidunguuter Anführuug der Gründe zu geben.

Titel IV,

Von dem Krcis-Haushalte.
8. 60.

Ueber alle Ausgaben und Einnahmen, welche sich im Voraus bestimmenlassen, entwirft
der Kreis-Ausschußeinen Haushalts-Etat, welcher von dem Kreistage festgestellt und demnächst in
derselbenWeise, wie die Kreistags-Beschlüsse, veröffentlichtwird. Bei Vorlage des Haushalts-
Etats hat der Kreis-Ausschußdem Kreistage über die Verwaltung und den Stand der Kreis-Kom-
uinnal-Angelegcnheiteneinen vollständigenBericht zu erstatten.

Eine Abschrift des Etats und des Verwaltungs-Berichtes wird nach erfolgter Festsetzung
des ersteren sofort der Regierung eingereicht. Ausgaben, welche außer dem Etat geleistet werden
sollen, bedürfen der Genehmigung des Kreistages.

§. 6l.

Die Iahresrechnung ist von dem Nendanteu der Kreis-Komuumaltassevor dem 1. Mai
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des folgendenJahres zu legen und dem Kreis-Ausschusse einzureichen. Dieser hat die Rechnung
zu revidiren und solche mit seinen Erinnerungen und Bemerkungendem Kreistage zur Prüfung,
Feststellung und Entlastung einzureichen.

Eine Abschrift des Feststcllungs-Aeschlusses ist sofort der Bezirks-Regierung vorzulegen.

Titel V.

Von der Ober-Aufsichtüber die Kreis-Verwaltung.
8. 62.

Die Aufsicht des Staats über die Kreis-Kommunal-Nugelegenhcitenwird, soweit nicht
durch die Vorschriftendieses Gesetzes ein Anderes ausdrücklich bestimmtist, von der Bczirks-Re-
g'erung, in den höhereu Instanzen von dem Ober - Präsidenten und dem Minister des Innern
ausgeübt.

Wenn der Kreistag es uuterläßt oder verweigert, die den, Kreise gesetzlich obliegenden
Leistungen auf den Haushalts - Etat zu bringen oder außerordentlichzn genehmigen, so läßt die
-Bezirks - Regierung unter Anführung der Gründe die Eiutraguug in deu Etat von Amts wegen
bewirken oder stellt beziehungsweisedie außerordentlicheAusgabe fest.

8- 64.
Auf den Autrag des Staats-Ministeriums kann eine Kreis-Versammlungdurch Königliche

Verordnung aufgelöstwerden. Es sind sodann Neuwahlen auzuorducn, welche binnen drei Mo¬
nate» vom Tage der Auflüsuugs-Vcrorduuugan erfolgenmüssen.

Titel VI.

UebergMgs-uud Ausführungs-Bestimmungen.
8. 6l>.

Unmittelbar nach der Publikation dieses Gesetzesist in jedem Kreise die Matrikel der in
^selben vorhandenen großen Grnndbcsitzungen(M. 10 und 32 durch den Laudrath aufzustellen

Und nach Anhörung des Kreistages der Bezirks-Regierung znr Festsetzung vorzulegen.
Anträge auf Berichtigung dieser durch das Kreisblatt oder, wo ein solches nicht besteht,

urch das Amtsblatt zu veröffentlichenden Matrikel find innerhalb einer prätlusiuischcn Frist von
»er Wochen nach Ausgabe des betreffendenBlattes bei dem Landrathe anzubringen, lieber die»

leiben entscheidetder Ober-Präsident nach Anhörung der Bezirts-Regieruug endgültig.
Sobald das Gesetz von: 2l. Mai 1861, betreffend die anderweiteRegelungder Grund-

Neuer (Ges.-Samml S. 253), ausgeführt sciu wird, ist diese Matrikel einer außerordentlichen
' "vlstou nach den Bestinunnngcnder A 10 und 32 zn unterwerfen (8- 27).

tz. 66.
^ Für die ersten nach Maßgabe dieses Gesetzes vorzunehmendenVertheilungen und
"whlcii der Kreistags-Abgeordnetensind die in den 88. 18, 2? und 38 dem Kreis-Ansschusse beige-
WM Befugnissevon dem Landrathe auszuüben.

Die Vertheilungen sind an dem im letzten Satz des vorstehenden Paragraphen bestimmten
Zeitpunktenach deu Vorschriftendes §. 18 einer außerordentlichen Revision zn unterwerfen (H. 27).

8. 67.
Mit dem . . tcn ....... 18 . . treten die bisherigen Gesetze und Ver-

" nungen über die Verfassung der Kreise außer Kraft.
de«< « > ^° bisherigen kreisständischen Kummissionen bleiben bis zur auderweiten Beschlußnahme

Reistages über ihren Fortbestand und ihre Zusammensetzung iu Wirksamkeit.
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Mit der Wahl der neuen Kreis - Deputirten (§. 52) erlöschen die Funktionen der
bisherigen.

§. 68.
Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichenBestimmungen werden von dem

Minister des Innern getroffen.

Beglaubigt: Der Minister des Innern, (gez.) Graf von Schwerin.

M»I,°«. ,»,»!>' Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von Preußen lt.,
i««Vi"! ^'^Naii« entbieten Unsern zum Provinzial-Landtage einberufenengetreuen Ständen der NheinprovinzUnsern
ten an lmtsrhmnschen landesväterlichenGruß und lassen ihnen anliegend den Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung

Waldungen, von Gebäuden in der Nähe der auf dem linken Nheinufer der Nheinprovinzbelegenen Waldungen
zur Aeußerung zugehen.

GegebenBerlin, den 17. November 1862.

gez. Wilhelm.
gegengez, v. Bismarck. n. Bodelschwingh, v. Noon. o. Itzenplitz.

G. z. Lippe v, Iagow.
Allerhöchstes Propositions-Decret.

Entwurf eines Gesetzes
über die Errichtung von Gebäuden in der Nähe der auf dem linken

Rheinufer der Rheinprovinz belegenenWaldungen.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen:c.,
verordnen für den auf dem linken Nheinufer belegenenTheil Unserer Nheinprovinz unter Zustim¬
mung der beiden Häuser des Landtages, wie folgt-.

Die Errichtung von Gebäuden in der Nähe der auf dem linken Nheinufer Unserer Nhein¬
provinz be'egcnen Waldungen unterliegt von Publikation des gegenwärtigenGesetzes ab nur folgenden
Beschränkungen:

§. 2.
In der Umgebungvon Waldungen, welche eine zusammenhängende,mindestens500 Morgen

enthaltende und dem Staate, Gemeinden oder öffentlichen Anstalten gehörige Waldfläche bilden,
darf die Errichtung neuer, die Erweiterung schon bestehender Gebäude und die Anlegung neuer
Feuerstellcnin letzteren, wenn das betreffendeGebäude 100 Nuthen oder weniger vom Waldrande
entfernt liegt, beziehungsweisezu liegen kommt, nur nach vorgängiger Genehmigung des Plenums
der Vezirts-Negierung erfolgen, welche zuvor darüber sowohl den Bauherrn als den Waldeigeuthümer
zu hören hat.
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tz. 3.
Zu Vauanlagcn, welche innerhalb geschlossenerOrtschaftenoder im öffentlichen Interesse

«der vom Waldcigcnthümerselbst zu seinen: eignen Bedarfe auszuführen sind, kann diese Genehmigung
(s- 2.) nicht versagt werden.

K 4.
Tie Negierung ist befugt, die Genehmigung(§. 2.) ausnahmsweise auch gegen den Wider¬

spruch des Waldeigeuthümerszu ertheilen, wenn durch den beabsichtigten Bau nach ihrem Ermessen
em überwiegendesLandescultur- oder Gewerbe Interesse befördert wird.

Gegen die Entscheidung der Regierung <M. 2 uud 4) steht beiden Theilen binnen einer,
"°n Zustellungder Entscheidungau sie laufenden Präclusiufrist von 6 Wochen der bei der Regieruug
anzubringendeRekurs an den Ober-Präsidenten der Nheinprouiuz offen, dessen Entscheidung eine
cndgiltige ist

§. 6,
Wer einen der Genehmigung der Regierung nach A 2 und 3 bedürfendenBau ohne die-

mbe unternimmt, hat dadurch eine Geldbuße von 5 bis 20 Thlr., im Unuermögensfalleeine eut-
MechendeGefängnißstrafe, verwirkt. In dem betreffendenStrafurtel ist zugleich die Befugnih der
' ^3'erung anszusprechen,auf Kosten des Bauherrn dcu Bau fortzuschaffen und den vorigenZustand
wieder herzustellen.

, ,^ Auf Waldungen, welche anderen, als den in §. 2 genannten Eigenthümer!:gehören, finden
9> . ^"nr iufoferu Anwendung,als für sie bisher die Verordnungder ehemaligen Oesterrcichisch-
^«yerischen Landesadministrations-Commissionvom 21. Januar 1815 gegolten hat.

8. 8.
Alle den §§. 1—7 entgegenstehenden Bestimmungen, insbesondere des Art. 18. Titel 17.

"Forsturdonnauz vom August 1LL9, des Staatsralhsgutachtenö vom 22. I3iun^!ro XIV. (13. No-
ember 1805) und der in §. 7. erwähnten Bermdnung vom 21, Januar 1815 werden hiermit

aufgehoben.

Motive.

Die französische Forstordnung vom August 1669 bestimmtsub 18 in Tit. 27:
^elsnäc>U8 », taute» per8ouns8 lle laire-oonstruire ü. 1'avonir auc-ung oliatoaux^ lei'iue«
^t M^i8un8 äan.8 l'ßudos, ^ux rive» ot a c1e>nie-Iieli6 cle nc>8 lorots, »uns e8s>6i'anc«
ä'llueune remi8« ni moclei'Ä.tillu 6e8 r»oiue8 cl'auienäe «t äo uanÜ8c:lltion clli lonä «t
"6« dätiment8.

,< , Diese Bestimmung gilt sonach mir von Staatsforstcn, von diesen aber, ohne Rücksicht auf
1"u Nmfang, selbst von der kleinsten Forstparzcllc.

, Der avis äu. «ou8«il el'etat vom 22. Leummre XIV. (13. November 1805) empfiehlt
" Mehrfachen Beziehungen eine mildere Handhabung der Ordounanz und fpricht sich namentlichin

^zug auf Gemeinde - Forsten und in Bezug auf solche Forsten , welche erst neuerdings Stantö-
»cnthnmgewordensind, dahin aus, daß die Ordonnanz nur, wenn dieselben mindestens250 He-
"w enthalten, auf sie angewendetwerde.
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Die Verordnung der Kaiserlich Königlich Oestcrreichischcn und Königlich Bayerischen gemein¬
schaftlichen Lnndcs>Administrations-Cominission vom 31. Januar 1815 verbietet: „ohne Genehmigung
„der Lnndesstcllc in dem Umfange der Waldungen oder in einer Entfernung von 10M Metres
„(ungefähr 2M Ruthen zu Ui Fuß rhcinländischeö Maaß) von deren Grenzen Gebäude zu errichten
„bei Strafe des Nicdcrrcißcns der Gebäude uud der Confiscation der dazu angewendeten oder ange¬
fahrenen Baumaterialien zum Besten der Staatskasse.

Diese Verordnung gilt sonach von Waldungen, gleichviel, ob sie dem Staate, oder Ge¬
meinden , oder wem sonst gehören und ohne Rücksicht auf den Umfang derselben, selbst von der
kleinsten Forsiparzcllc.

Diese Verordnungen gelten in verschiedenen Gegenden des auf dem linken Rhcinnfcr be-
lcgeucn Theiles der Rhcinprovinz, je nachdem dieselben, die früher unter französischer Herrschaft
standen, von Frankreich dircct an Preußen durch den zweite» Pariser Friede» nbgctrcteu, oder von
Frankreich mittelbar an Preuße» durch den ersten Pariser Friede» gelangt »nd i» der Zwischenzeit,
zn einem Theile vom 15. Juni 1814 — 2«. Mai 1815,, zum andern Theile vom 15. Inni 1814
— 1. Juli 181L von der fogcnannten Krcuznnchcr und rcspectivc Wormser Commissio» verwaltet
wmdcu sind.

Es gelten hiernach auf dem linken Rhcinnfcr in vcrhältnißmäßig tlcincm Raume ucbencin-
andcr über denselben Gegenstand verschiedene nnd sehr wesentlich von einander abweichende Gesetz¬
gebungen. Gemeinsam ist denselben nur die Härte, welche in den großen Entfcruuugcu liegt, innerhalb
deren die Bauten verboten sind nnd thcilwcisc die Strenge der Strafen, die ucuueutlich da, wo die
Confiscation des Grund nnd Bodens eintreten soll, oder wo die zn confiscircndcn Materialien eine»
hohen Werth erreichen, das richtige Verhältniß der Strafe znm Vergehe» weit überschreite» tonnen.
Der drückcnstc Ucbclstand bleibt indessen die Distauce von einer halben Licuc oder von 1000 Metres
besonders bei kleine» Forstthcilen. Bei strenger Handhabung des Gesetzes, die allerdings unter Prcußischcr
Herrschaft stets, so viel als irgend thnnlich, vcrmicdeu worden ist, würdc ciu ganz unvcrhültnißmäßig
großcr Thcil des Landes der Benutzung als Baustelle entzogen bleiben. Selbst bei einer möglichst
nachsichtigen Anwendung des Gesetzes bleibt der bürgerliche Verkehr, bei der Ausdehnung und 8cb-
haftigleit, die er in neuerer Zeit gcwouncu und bei dem Anfschwnnge, dc» die Industrie in allen
ihrcn Zwcigcn genommen hat, so empfindlich beschränkt, daß sowohl von Seite» der Privaten als
von dcn Behörden selbst die dringcndstc» Anträgc auf Rcgel»»g des bestehende» Z»sta»dcs gestellt
und immcr ncn wiederholt worden sind.

Diese hicnach als ein unabwcislichcs und eine schleunige Abhülfe erforderndes Bedürfniß
erscheinende Regelung soll das vorliegende Gesetz gewähren.

Zum tz. 1.
Dasselbe'schickt dcn nothwcndigcn allgcmciueu Grundsatz voran, daß Bauten in der Nähe

der in Ncdc stchcndcn Waldungen unbedingt frei gegeben werden, soweit nicht in dem Nachfolgenden
besonders und ausdrücklich Beschränkungen dafür uorgcfchricbcn worden. Er enthalt damit zugleich
das Prinzip der im §. 8 spczialisirtcn Aufhebung der bisher giltig gewesenen Bestimmungen.

Zum §. 2.
Wenn in dem öffentlichen Interesse, welches dcn Schutz uud die Erhaltung des Waldes

verlangt, der Eigenthümer des an dcn Wald grcnzcndcn Privatgrundbcsitzcs in scincr Disposition
übcr dcusclbcn beschränkt werden soll, so erscheint dies zunächst als ein Eingriff in das Privatcigc»-
thum, der um so bedenklicherist, als dagegen nicht, wie bei den anderen derartigen Beschränkungen,
eine Entschädigung gewährt wird. Diese Rücksichten gebieten eine besonders genaue Abwäguug des
forstwirthschaftlichcu Interesses gegen das Interesse der Freiheit des Privatcigenthums überhaupt
und führen zunächst dahin, daß nur größere Wnldbcsitznngcu eine» Anspruch auf dcu Schutz zu
machen haben, den ihnen der von Oebändcn freizulassende Umtrcis des Waldes — der sogenannte
Schutzstreifen — gewähren soll.
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Auf dieser Erwägung beruht die Bestimmung des §. 8, nach welcher nur Waldungen,
welche eine zusammenhängende Wcildflächc von mindestens 500 Morgen bilden, den Schutzstreifen
für sich in Anspruch nehmen tonnen.

Dieselben Rücksichten empfehlen eine Znrückführung des Schutzstreifens ans diejenige Breite,
welche mindestens nöthig ist, nm den Zweck desselben, möglichste Sichcrstcllung des Waldes gegen
FcuerSgcfahr und Diebstahl an Holz nn'd Waldproducten, sowie gegen sonstige Forst- und Jagd«
contraventioncn, sicher zu stellen. In dieser Beziehung ist eine Breite des Schutzstreifens von
100 Ruthen einer Scits als genügend, andererseits als das Mindeste betrachtet worden, was zum
Schutz der Forsten erforderlich ist/

Wenn Ne Berechtigung der Gesetzgebung, dem an den Wald grenzenden Privatcigcnthum
Beschränkungen aufzuerlegen^ lediglich aus' demjenigen Interesse des öffentlichen Wohls hcrznlcitm
'st, welches die Confervirnng bestehender Forsten verlangt, so ist damit die Nothwendigkeit gegeben,
jene Beschränkungen nur zu Gunsten solcher Forsten eintreten zu lassen, deren Erhaltung anderweit
dem öffentlichen Wohle garantirt ist, sei es, daß diese Garantie in der Natnr der bestehenden Ver¬
waltung der betreffenden Forsten beruht (wie dies bei der Verwaltung der Staatsforsten der Fall
'st) sei es, daß der Waldcigcnthnmcr durch besondere gesetzliche Bestimmungen in der Disposition
ul'cr sein Forsteigenthnm beschränkt uud namentlich behindert ist, seiner Scits den Wald, ohne
Rücksichtauf jenes öffentliche Interesse, in seinen, ferneren Bestände als Wald zu vernichten (wie
Ucs bei den Waldungen der Gemeinden und öffentlichen Anstalten der Fall ist, deren Verwaltung
durch das Gesetz vom 24. Dezember 1816 nntcr die Oberaufsicht des Staats gestellt ist).

Es ergibt sich hieraus, daß nur die Forsten des Staats/der Gemeinden und der öffcnt-
Uchen Anstalten das Privilegium des Schutzstreifens für sich in Anspruch nehmen können, letzteres
dagegen allen übrigen Waldungen, insbesondere den Privatwaldungc» nicht zu bewilligen ist.

Auf diesen Erwägungen beruhen die corrcspondircnden Bestimmungen des H. 2. Eine
'wsnahmc, die tz. 7 von ihnen macht, nach welchem auch ein geringer Bruchthcil solcher Waldungen,
«e weder dem Staate, noch Gemeinden, noch öffentlichen Anstalten gehören, an dem Privilegium
°cs Schutzstreifens Theil nimmt, beruht auf dem Umstände, daß ihnen, so weit sie im bisherigen
UcltungMercichc der Verordnung vom 21. Januar 1815 liege», durch diese jenes Privilegium
"cnits beigelegt ist und es als bedenklich bezeichnet werden muß, ihnen dasselbe ohne Weiteres
""derum zu entziehen. , ,

Wenn indessen hiernach auch die Eigenthümer von Privatforsten, obgleich nur theilweise,
"' die Reihe derjenige» Forstcigcnthümcr treten, welche an dem Privilegium Participiren, so ist drcs
n°ch nach einer besondern Seite hin von Wichtigkeit.

So lange nämlich nur der Staat, eine Gemeinde oder eine öffentliche Anstatt, welche beide
"tztcrc ihr Waldcigcnth»», nnter der Oberaufsicht des ersteren verwalten, zu den Pnvllcgntcn
Thüren, ist eben dadurch eine Garantie gegen einen Mißbrauch des Privilegiums, namentlich dagegen
gegeben:

"ner Seits, daß der Waldcigenthümcr einen Ban innerhalb des Schutzstreifeus der iu der
That der Eonservirnng der Forst nachtheilig ist und also gerade dasjenige offc.ttliche Interesse
verletzt, welches durch den Echni'streifen gewahrt werden soll, aus anderweitigen Nebenrncksuhteu
(etwa indem er sich die Erlaubniß abkaufen läßt) dennoch gestatten werde,

anderer Seits daß er einen Van untersagen werde, der tu keiner We>,e der Forst schädlich
sein könnte, i» überwiegendem Maße aber von fonstigc» Interessen gefordert wird.

So lange n»r der Staat, Gemeinden oder öffentliche Austalte» zu de» privilcgirten, Wald-
"Mtthümcrn gehören, würde es hiernach keinem Bedenken unterliegen, die Einwilligung des
W°ldeigenthümers in den Bau maßgebend sein zu lassen und der Eognition der Behörde nnr d.e-
"nigcn Fälle zu uuterbreiteu, iu dcuen der Wnldcigcnthnmer dem Bau widerspricht.

Mit jedem Eintritt eines andern Waldeigenthümers iu die Reihe der privilegnteu Forst-
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bcsitzcr ändert sich aber das Verhältniß. Es tritt damit die naheliegende Möglichkeit dcr bcrcgtcn
Mißbrauche des Privilegiums ein und es ist damit, um ihnen zu begegnen, die Nothwendigkeit ge¬
geben, alle Vaufüllc der Cognition dcr Behörde zu unterbreiten, wie dies durch §. 2 geschehen ist.

Endlich kommt bei diesem §. 2. noch in Frage, ob der Bau von Gebäuden überhaupt
oder nur der Bau von Wohugcbäudeu den Beschränkungen des Gesetzes zu unkcrwcrfcusei. Da
indessen dcr Zweck dcr letztere» der ist, den Wald gcge» Entstehung und Forlpflanzung dcr Fcucrs-
gcfahr, gcgcu Dicbstahl au Holz :c. zu schützen, so würdc er verfehlt werden, wenn man das Gesetz
nur auf Wohugebäudcbcschräukcu wolltc. Scheunen, Ställe ?c. sind kaum minder als Wohngcbäudc
gcciguctdie Ucbcrtragung ciucS iu dcr Nahe des Waldes entstandenenBrandes auf denselben zu
befördern und den Holzdieben,Forstcontravcnicntcn n. s. w. zu Schlupfwinkeln, Verstecken n, s. w,
zu dicucu.

ZUM l;. 3,
Daß, wenn geschlosseneOrtschaftenin den Schutzstreifen hineinreichen, innerhalb der¬

selben Neubauten ohne Weiteres zulässig sein müsseu, erscheint eben so selbstverständlich, als daß
auch Bauten, die ini öffentlicheil Interesse ausgeführt werden (z. V. Chansseehäuser, Ei senbahnwär-
terhäuscr u. s. w,), vom Gesetz auszunehmcn sind. Dasselbe gilt von Bauten, die der Waldcigen-
thümer selbst ausführen läßt. Es ist dies indessen ans seinen wirklichen Bedarf zu beschranken, da
er sonst inamentlich wenn es sich nur um einen Priuatwald handelt) in Umgehung des Gesetzes
Bauten ausführen und, nachdem dies geschehen ist, sie einem Dritten überlassen tonnte.

Schon hiermit ist die Nothwendigkeitgegeben, auch Bauten, deren Bewilligung an sich
nicht versagt werden kann, dennoch von der Genehmigung der BeHürdeabhängig zu machen. Zwar
scheint es einen innern Widerspruch zu enthalten, wenn auf der eiuen Seite der Bcmluslige,den
Eouseus der Behörde cinzuhuleu, auf dcr andern Seite die Behörde, den Consens zu ertheilen ver¬
pflichtet wird. Dies ist jedoch nur scheinbar, da es sich auch in dergleichenFällen um die Frage
handelt, ob die Bedingungen vorliegen, unter denen der Bau bewilligt werden muß. Wollte man
die Eognition hierüber den Behörden entziehen,so könnte der Bauherr in dem guten Glauben, oder
unter dem Vorwande, daß jene Bedingungen vorliegen, einen kostspieligen Bau ausführen, der hin¬
terher, wenn sich finden sollte, daß sie dennoch in der That nicht vorliegen, wieder abgebrochen
werden müßte.

Namentlich bei dem schwankenden Begriffe einer „geschlossenen Ortschaft" können Fälle
vorkommen, in denen es höchst zweifelhaftist, ob der Bau iunerhalb einer solchen Ortschaft oder
außerhalb derselben liegt. Ein Versuch, diesen Begriff zu vräcisireu, hat aufgegebenwerden müssen,
weil dabei Alles wesentlich von den localen Verhältnisseneines jeden Falles abhängt, nach denen
das Weitere dem Ermessen der Behörde überlassenbleiben muß.

Endlich erleichtert es die Feststellung des Thatbestandes der strafbaren Handlung, wcnn
diese überall lediglichdarin gesetzt wird, daß einerseits der Bau 100 Ruthen oder weniger von der
Waldgrenze entfernt liegt, und daß er andererseits ohne Gcnchmignngder Behörde ausgeführt ist.

Zum tz. 4.
Wenn nach dem zn 8- 3 BemerktenBauten, die unmittelbar dem öffentlichen Interesse

dienen, und schon als solche unter öffentlicherAutorität ausgeführt werden, dem Forstinteressevor¬
gehen und daher von diesem gestattet werden müssen, so gibt es doch noch eine Ncihe von
andern V.iuten, die zunächst zwar nur von einem Prioatinteresse gefordert werden und unmittelbar
uur einem solchen dienen, mittelbar aber auch das öffentliche Interesse insofern fördern, als dieses
wiederum dnrch dergleichen Prioatunternehmungen gefördert wird. In diese Reihe sind namentlich
diejenigenPriuatunternehmungen zu stellen, welche zur Förderung der Landescultur und der Indu¬
strie gereichen. Bei ihnen stehen sich diese letztern Interessen und die der Forstwirthschaftgegenüber
und es liegt in der Natnr der Sache, daß das eine dem andern weichen muß, je nachdemdas eine
«der das andere in dem jedes Mal vorliegendenconereten Falle für das überwiegende zu erachte» ist.
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Allgemeine Regeln lassen sich hierüber nicht geben. Es hängt vielmehr Alles von der
individuellenBeschaffenheit des jeweilig vorliegendenconcreten Falles ab, dessen Beurtheilung sonach
m das Ermessen der BeHorden gelegt werden muß. Der Gesetzgebung erübrigt es nur, diesem Er¬
messen die rechtliche Möglichkeit/sich'geltendzu machen,offen zu lassen. Dies ist durch §. 4 gesche¬
hen, der die Regierungen ermächtigt und nicht, wie in den Fällen des §. 3 nöthig war, ver¬
pflichtet, Ausnahmen von den in ^. 2 gegebenenVauverbote zu gestatten.

llä ß. 5.
Die Massigkeit einer hohem Instanz wird einer besondern Nechtfertignngnicht bedürfen.

Daß sie au das Ober-Präsibinm und nicht etwa an die Centralbehörde verlegt wird, erscheint als
angemessen, weil es sich wesentlich um die Beurtheilung localer Verhältnissehandelt, die jenem näher
als dieser stehen. Daß übrigens die in Folge des vorliegendenGesetzes ertheilte Banerlaubniß die
Nachsuchn««,sonstigerEonsense nicht erübrigt, so weit solche in andern Beziehungen (z. V. in Bezug
auf Bau-Polizei überhaupt u, f. w.) erforderlich siud, braucht als selbstuerstänolich nur hier ange»
"erkt zu werden.

Zum tz «.
Die Strafbestimmung dieses 8. bedarf einer besonderenRechtfertigungnicht. Der Schluß¬

latz des §, 6 berücksichtigt die Möglichkeit, daß eine Banerlaubniß nachträglichnoch ertheilt werdcn
kann, sei es nun, daß sie anfänglich nachzufucheu versäumt, oder daß sie zwar nachgesucht aber ver¬
weigert worden ist. In diesem Sinne sollen die Negierungen uur für ermächtigt erklärt werden,
°>e CassaUon des Baues zu veranlasse!:. Es wird auf diese Weise vermieden, eine jndicatmäßige
Nothwendigkeit dieser Cassationherbeizuführen, die, wenn eine derartige Nothwendigkeit aus¬
gesprochen würde, auch da erfolgen müßte, wo veränderte Umstände sie als entbehrlich oder sogar
zweckwidrigdarstellen würden.

Zum §. 7.
Die Motivirung desselben ist bei §. 2 gegeben.

Zum §. 8
ist nichts Besondereszu bemerken.
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Verzeichn iß
der

Mn sechzehnten Provinsial-Landtag in Düsseldorfanwesend gewesenenAbgeordneten.

Landtac,s°Marschall:
Herr Freiherr von Waldbott-Aassenheim-

Bornheim, Königl. Kammerherr und Nitter-
hauptmann.

I. Alls dem Fürstenstande:
Fürst und Altgraf zu Sa lm-Reifferscheidt-

Dyck zu Dyck, Durchlaucht.

II. Aus dem Stande der Ritterschaft:
Herr Freiherr von Vourscheidt aus Haus

Rath bei Düren.
Herr Freiherr von Dalwigk aus Boisdorf,

Kreis Düren.
Herr Freiherr A. von Fttrstcnberg aus

Loersfeld,Kreis Bcrgheim.
Herr Freiherr Naitz von Frentz-Garath,

Königl. Kammcrhcrr und Landrath aus Düssel¬
dorf, Bice-Landtags-Marschall.

Herr Freiherr von Geyr-Schweppenburg
aus Wicsenthal.

Herr Graf Arthur von (Vollste in aus
Schloß Breil, Kreis Geilenkirchen.

Herr Freiherr v. d. Heyden-Nynsch aus
Haus Winkel bei Xanten.

Herr Graf FranzEgon vonHoensbroech,
Crbmarschall und Königl. Prcusi. Kammerherr
aus Haus Haag, Kreis Geldern,

Herr Graf von Hompcsch aus Schloß Nuhrich,
Kreis Erkelenz.

Herr Iosten, Rittergutsbesitzeraus Neuß.
Herr Freiherr von Leykam aus Schloß Clsum,

Kreis Heinsberg.
Herr Freiherr Clemens von L o e aus Wissen:,

Kreis Sieg.
Herr Freiherr Rudolph von Louisenthal

aus Dagstuhl, Kreis Merzig.
Herr Freiherr von Mylius aus Linzenich,

Kreis Iülich.
Herr Graf vonNesfelrode, Königl. Kammer-

Herr und Landrath aus Schloß Ohreshoven,
Kreis Wipperfürth.

Herr Freiherr von Nagel aus Gartrop, Kreis
Duisburg.

Herr Freiherr vonNyvenheim, Landgerichts-
Nath aus Düsseldorf.

Herr Simons, Landrath aus Haus Vogelfang,
LandkreisCöln.

Herr Graf Casus zu Stolberg aus Gim-
born, Kreis Gummcrsbach.

Herr Freiherr vonSolemachcr-Ant Weiler,
Landgcrichts-Nathaus Coblenz.

Herr Graf August von Spee, Königlicher
Kammerherr aus Schloß Heltorf, Kreis
Düsseldorf.

Herr von Schadow, Rittmeister und Ritter¬
gutsbesitzer aus Bonn.

Herr Graf von Varo aus Haus Cacn, Kreis
Geldern.

HerrGrafMax Felix von Wolff-Metter-
nich aus Gymnich, Kreis Cuskirchcn.

II!. Aus dem Stande der Städte.

Herr PeterBecker, Bürgermeisteraus Cuven.
Herr vom Vaur, Kaufmann aus Lüttring-

hausen, Kreis Lennep.
Herr Berg er, Bürgermeister aus Höhschcid,

Kreis Solingen.
Herr Theodor Voeninger, Kaufmann aus

Duisburg,
Herr Bremig, Adv.-Anw.aus Coblenz.
Herr Contzen, Bürgermeisteraus Aachen.
Herr von Eynern, Kaufmann aus Barmen.
Herr Frings, Kaufmannund Stadtverordneter

aus Neuß.
Herr v. d. Heydt, Commerzienrath aus Elber-

fcld.
Herr Horst, Rentner und Stad verordneteraus

Cöln.

Herr Hunzinger, Kaufmann aus Crefeld.
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He« Küchen, Kaufmann und Stadtverordneter
aus Trier.

Herr I,P. Limbourg, PostHalter und Stadt¬
verordneter aus Bittburg.

Herr Lexis, I)r. meä. und Bürgermeister aus
Eschweiler,Kreis Aachen.

H«r G. Linden, Kaufmann und Gutsbesitzer
aus Natingen, Kreis Düsseldorf.

Herr Lambertö, Kaufmann aus Burtschcid.
Herr Münster. Hauptmann a. D. aus Wesel.
Herr Dr, No egge rath. Geh. Vcrgrath und
^ Professor aus Bonn.
Herr Nuß bäum, Kaufmann aus Linz, Kreis

Neuwied.

Herr Dr. Niegel, Apotheker aus St. Wendel.
Herr W. I. Noth, Gutsbesitzer aus Sinzig,

Kreis Ahrweiler.
Herr vr. Neinartz, Stadtverordneter aus
^ Düsseldorf.

Herr Schnürte, Bürgermeister aus Deutz.
Herr Stupp, Geheimer Negierungs-Nath und
^ Oberbürgermeister aus Cöln.

^err Wachter, Kaufmann aus Boppard.

^> Aus dem Stande dcrLa»dssememde>l.
Herr Adams, Gutsbesitzer aus Mertlock,, Kreis

Nayen.

Herr Ähren, Gutsbesitzer aus Neichenstcin,
Kreis Montjoic.

Herr Bartcls, Oeconom aus Ginderich, Kreis
Moers.

H"t Fr eng er, Gutsbesitzer aus Fühlingen,
Kreis Cöln.

H°« Fonck. Gutsbesitzer aus Pfalzdorf, Kreis
Cleve.

Herr Gemünd, Gutsbesitzer aus Niederbreisig,
Kreis Ahrweiler.

Herr Johann Guittienne, Gutsbesitzer aus
Ihn, Kre;s Saarlouis.

Herr Nicol. Guittienne, Gutsbesitzer aus
Nicdaltorf, Kreis Saarlouis.

Herr Immich, Gutsbesitzer aus Cnkirch, Kreis
Saarlouis.

Herr Kell ermann, Gutsbesitzer aus Saarn,
Kreis Duisburg.

Herr Kimnach, Gutsbesitzer aus Weiler, Kreis
Kreuznach.

Herr Klost ermann, Gutsbesitzer aus Warth,
Kreis Sieg.

Herr Leuen, Bürgermeister aus Venrath.
Herr Paulssen, Bürgermeister und Gutsbesitzer

aus Lasseld, Kreis Heinsberg.
Herr Pilgram, Bürgermeister aus Kelz, Kreis

Düren.
Herr Reusch, Gutsbesitzer, Bürgermeister und

Posthaltcr aus Lebach, Kreis Saarlouis.
Herr Richard, Gutsbesitzer aus Niedersgegen,

Kreis Bitburg.
Herr Nollar,' Gutsbesitzer aus Sponheim,

Kreis Kreuznach.
Herr Rolshoven aus Steinbrechc, Kreis Mül-

heim a. Rhein.
Herr Schult, Bürgermeister aus Glessen, Kreis

Bergheim.
Herr Schunck, Gutsbesitzer aus Gcrconsweilcr,

Kreis Iülich,
Herr v. d. Straeten, Bürgermeister aus Hardt,

Kreis Gladbach.
Herr Dr. Würz er, Bürgermeister aus Nicder-

hanlmerstcin, Kreis Neuwicd.
Herr Freiherr von Zandt, Gutsbesitzer und

Bürgermeister aus Münchweiler, Kreis Merzig.
Herr Zores, Gutsbesitzer aus Fand, Kreis

Geldern.
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MMn und Bitten,
welche an des Königs Majestät gerichtet worden sind.

4. Die AllerhöchstenPropositionen betreffend.

^ 8 » m 4 Allerdurchlauchtigster, Großmächtigstcr König!
»nd 5des Gesches um» N llcr g n äd ig stcr K ö u i g und Hc r r!

wicknd! EinsckMm!!, Eine KöniglicheMajestät haben geruht, mit dem Allerhöchsten Propositiousdctrct vom
^ ^"^l^">' ^' ^"ober d. I. von dcu trcugchorsamstcuStänden in Bezug auf die nach §. 8. Nro. 4 u. 5
' "'^°' '' des Ocbäudcstcucr-Gcsetzcsvom 21. Mai 1861 zu bewirtendeEinschätzung ein Gutachten einzu¬

fordern. In dieser Vorlasse erkennen die trciigchorsaiusteuStände einen neuen Beweis Eurer
Majestät landcouätcrlichcrFüi sorge für diese Provinz, wofür sie Namens derselben ihren tiefge¬
fühlten Dank allcruntcrlhänigst darbringen. Sodann erstatten sie nach sorgfältiger Prüfung der

Alle, höchstenPropoM'on tmS befohleneGutachten, auf Grund der näheren Mittheilungen Aller¬
höchst Ihres Commifstnii, wie folgt-

Erstens: in Uebereinstimmungmit den Bczirksrcgicrungenzu Düsseldorf, Cöln, Aachen und
Coblcnz sind dic'lrcugehorsamstcn Stände nicht in der Lage, weitere provinzielle
Einschätzungsmcrtnilllcim Sinne des §. 8, Nro. 5 des Gesetzes anzugeben,haben
auch zu besondern Anträgen oder Wünschenfür die zu bewirtende Einschätzung keine
Veranlassung gefunden.

Zweitens: in dem Verzeichnisse der aufzustellendenNormalstädte haben die trcngchorsamstcn
Stünde verschiedene motivirtc Abänderungenvorzuschlagen,welche ihnen nach ihrer
Kenntniß der localcn Verhältnisse nothwendig erschienen sind: das auf Grund der¬
selben in der unterlhänigst beigefügtenAnlage aufgestellteVerzeichnis; glauben sie
mit Ueberzeugungzu Allerhöchster Berücksichtigung empfehlen zu dürfen.

Düsseldorf, den 3. Dezember1862.
In tiefster Ehrfurcht ersterben

Euer Majestät allerunterthänigst treugehorsamste
Der Landtags-Marschall und die Stände der Rheinprovinz,

Bericht des ersten Ausschusses
über das AllerhöchsteProvofitions-Dekret Nro. 5, resp. Erstattung des darauf Allerhöchst

erforderten Gutachtens.

Referent: von der Hcydt.

Das Allerhöchste Propositiousdctrct vom 27. Octobcr 1862 (Nro. 5), worüber der erste
AusschußBericht zu erstatten hat, lautet wie folgt: (S. oben S. 7.)

Dasselbe nimmt Bezug auf nähere Mittheilungen des Königlichen Eommissarii, welche
der letztere, Wirkt. Geheimer Rath, Obcr-Piäsidcut v. Pommcr<Eschc, Excellenz,mittelst Rc»



- 71 -

script ü. ä. 16. Nov. (Nro. 2) in einem umfassenden Erlasse der Minister der Finanzen nnd des
Innern gegeben hat.

Zufolge des Allcrh. Proposilions- Dekrets und des erwähnte« Miuisterial-Erlasses hat
der Provinzinl-Landtag über zwei Momente, welche bei Ausführung des Gelmudestcuer - Gesetzes
v°m 21. Mai 18U1 iu Betracht kommen, sein Gutachten abzugeben:

Erstens soll er sich darüber erklären, ob cr außer den in ß, 7 und dem §. 8, Nro.
1-3 des Gcbäudcstcuer-Gesetzesweitere provinzielleEiuschützuugsmcltmalc im Sinne des §. 8,
Nro. 5 des Gesetzes anzugeben,beziehungsweise für die zu bewirtendeEinschätzung noch besondere
Anträge oder Wünschevorzutragen habe.

Zweitens: ob cr die iu dem eingereichten Verzeichnisse aufgeführten Städte zur Auf¬
stellung als Nurmalstädte im Sinne des tz. 8, Nro. 4 des Gesetzes geeigneterachtet. Eventuell
soll der Provinzial-Landtag, unter Begründung feiner abweichenden Vorschlage, andere, feiner An¬
sicht nach für den vorliegende«Zweck mehr geeignete Städte namhaft machen.

Der Ausschußhat es zunächst als seine Aufgabe ertnuut, sich fowohl mit dem Gcbäudc-
ftcucr-Gcfctz, so wie mit dem eingehenden Ministcrial-Erlassc bekanntzu machen, um fodaun über
die beiden zur Begutachtung des Provinzial-Laudtagcs vorgelegten Fragen ein sachkundigesUrtheil
5« gewinnen.

In Betreff der ersten Frage ist der Ausschuß ciustimmig der von deu königlichen
^irtsicgicruugcii zu Düsseldorf, Cölu, Eobleuz und Anchm mtlmckclttl!Allsicht bchtttttc», dllß
^ nämlich nach den bcstchcndcu Verhältnissen in unserer Provinz nicht ausführbar sei, spezielle
Eiufchätzuugsmcrtmalcim Sinne des Art. 8, Nro. 5 des Gebäudcsteucrgcfetzcs anzugeben. Eben¬
sowenighat cr Anlaß zu besonderen Anträgen oder Wünschen für die zu bcwirtcudcEinschätzung
Pfunden.

In Vcantwortuug der zweiten Frage hat der Ausschuß uach sorgfältigerPrüfung des
^»gereichtenVerzeichnissessich mit der Wahl der aufgestelltenNormalstädtc nicht überall cinucr-
Uaudcucrllürcn louucu, und cr hat wahrzunehmengeglaubt, daß das iu den meisten Füllen vor-
Waltcudc Prinzip — die ländlichen Einschätzungendurch die Wahl dcr Normalstadt nicht zu
«bcrlürdcu — nicht überall entsprechende Geltung gesunde» hat. Dcr Ausschuß hat sich dcshalb
v"pflichtct gehalten, vou dem den Ständen in dem Allcrh. Propositious - Dclret, so wie in dem
MinistcrilllErlaß eingeräumten Rechte ausgiebigenGebrauch zu mache» und beehrt sich dcr hohe»
Versammlung, in dem beiliegenden Verzeichnissedas Resultat sciucr motivirtcu Abänderungs¬
vorschläge zu unterbreiten und um dcrcu Zustimmuug zn crsuchcn.

Demgemäß hat dcr Ausschußzur Erledigung dcr Allclhüchstcn Propofition (Nro. ü) fol¬
genden Antrag zu stcllcn:

Die hllhc StändcucrsammIung wolle das Allerhöchst erforderte Gutachten dahin abgeben,
daß sie sich übereinstimmendmit dcn Nezirtsrcgicrungeu zu Düsseldorf,Cöln, Aachen
und Eoblcnz außer Stande fchc, fpczicllc Eiuschätzuugsmnkmalcim Siunc des Art.
8, Nro. 5 des Gcbäudcstcuer-Gesetzes auzugcbcuund ebensowenig zu besondern
Anträgen oder Wünschen für die zu bewirtendeEinschätzung Anlaß gcfundcnhabe;

daß sie sodann ans Grund der Allerhöchsten Ermächtigung in dcm Verzeichnisse
dcr Normalstädtc diejenigen— in dcr Anlage bezeichnete« und motivirtcn— Abän¬
derungen vorschlage,welche ihr nach ihrer Kenntniß dcr localcn Verhältnisse als
nothwendig erschienen sind.

Düsseldorf, den 27. November 1862.
Dcr Vorsitzende:Fr Hr. v. Lcykam.

von der Hcydt, Referent. Hunzinger. P.Küchen, v. Schadow.
Dr. E. Lexis. Fhr. v. Louisenthai. Rolshovcn. Frenger.
van dcr Straetcn. Kellcrmann. FonÄ.
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Anlage zum Berichte des ersten Ausschusses
über das AllerhöchstePropositions-Dckrct Nro. 5, resp. Erstattung des darauf Allerhöchst

erforderten Gutachtens.

Verzeichnis
derjenigen Städte, welche der Rheinische Provinzial-Landtag zur Aufstellung als Normalstädte

im Sinne des §. 8, Nro. 4 des Gebäudesteuer-Gesetzes vorschlägt.

I Regierungsbezirk Coblenz.

1. Kreis Adcnau.

Die Stadt Ahrweilcr ist all? eine wohlhabendezu bezeichnen und hat einen ungleich
hö'hcrn Micthsatz, als der ärmere Kreis Adcnau: deshalb wird dafür der Krcisoit Adenau, oder
subsidiarisch die Stadt Einzig vorgeschlagen, deren Verhältnissedenen des Kreises mehr adäquat sind.

2. Kreis Ahrweilcr.
Auch für diesen Kreis kann die günstiger situirtc Stadt Ahrweilcr, welche durch das Vcid

Ncucncihr Aufschwung nimmt, nicht als richtige Norm angesehenwerden: die Stadt Sinziss
wird dafür als mchr geeignetvorgeschlagen.

3. Kreis Altenkirchcn.
Die Stadt Siegen scheint für dicscn Kreis als Normalstadt tcineswcgs geeignet,da die

Micthucrhältnisic in derselben ungleich höher stchcn. Dcr Landtag empfiehltdafür dcn dem Kreise
selbst augchöngen Ort Altenkirchcn, odcr subsidiarisch Braunfcls.

Gegen 4 bis 6 nichts zu erinnern.

7. «reis St, Goar.

Anstatt Voppard, wo viele Rentiers wohnen uud wo in Folge dessen, sowie begünstigt
durch die Wasserheilanstalt, die Miethen höher stchcn, schlägt dcr Landtag dic Kreisstadt St,
Goar vor.

Gegen 8 nichts zu erinnern.
9. Anstatt Neuwied, welches unstreitig günstiger situirt ist, als dcr gleichnamigeKreis,

wird vorgeschlagen:Linz,
10. Mit der Vorlage cinvcistaudcu.
11. Anstatt Wctzlar, dessen Verhältnissegünstiger sind, wird vorgeschlagen:Vrauufclo.
12. Einverstanden.

II NegierungsbtzirKDüsseldorf.

1. und 2. cinverstemdc».
3. Es wird vorgeschlagen,Eleve hier zu eliminircn, weil die Verhältnisse dieser Stadt

ungleich günstigere sind, als dic des umliegendenLandes und anstatt „Eleve oder Goeh" zu setze»-
Goch.

4. Einverstanden.
l">. Anstatt Dinölatcn odcr Ruhrort, welche letztere Stadt durch ihre Lage uorwic'

gcud begünstigt ist, wird mit Weglassungvon Nnhrort vorgeschlagen:Dinslaten.
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«; Da bilden durch feine aufblühenden Manufakturen höhere Micthpreise hat. so wird
vorgeschlagen, anstatt„bilden oder Natingeu" bloß die letztere Stadt, NaNngen anfznuehmen.

7, Essen ist iu einer weit günstigeren Lage, als der gleichnamige Kreis uud hat höhere
Miethprcisc, deshalb wird dafür Werden vorgeschlagen.

8. bis 10. Ein«erstanden. ^« . <, „
11. Im Kreise Mcttmann würde Langcnbcrg. das durch seine Manufacturen bessere

Verhältnisse auszuweisen hat. nicht als Norm geeignet sein; es wird dafür die Kreisstadt Mctt-
mann vorgeschlagen.

12. Einverstanden. ^ ,^, , ,

13. Für den Kreis Ncnß ist die Kreisstadt nach ihren Verhältnissen als nicht geeignet
anzuscbcn, anstatt derselben wird Wcvclinghove n vorgeschlagen.

14. Weil Emmerich höhere Miethprcisc hat. wird vorgeschlagen. dasselbe wcgznlassen
M'd statt „Emmerich odcr Nccs" zu setzen: Nccs.

III. Ntgitrunggl'tzirK Köln.

l Für den Krcis Vergheim wird statt „Enstirchen". dessen Verhältnisse zumal ,nit
Rücksicht auf die projcltirtc Eisenbahn günstigcr sind, die Stadt Zülpich vorgeschlagen

2. Für den Kreis Bonn mntz die Wahl der Kreisstadt als ganz ungeeignet bezeich et
werden, da bekanntlich in Bonn wegen des enormen Fremdenverkehrs sehr hohe Mlcthprelsc vcstc.
hm. Als mchr geeignet wird „Rhcinba ch" vorgeschlagen.

.'>.. Der Landkreis ilöln würde durch die Wahl von Dentz als Norm a ladt °f stnba
bcnachthciligt sein, da in Dcutz die Miethen fast eben so hoch stehen, als in Köln selbst, ss wno
dafür Nhcinbach vorgcfchlagcn. ^ ^,, „ . ...

4. Auch für de» Krcis Eustirchen scheint a.ls den «ä 1 angegebenen Gründen d>^
Stadt Eustirchen uicht so geeignet, als Zülpich. welches anstatt derselben vorgeschlagen wird.

5. Nichts zu cnnncrn. ^. ^ ,, .., .
l>. Der Kreis Mülhein, dürfte iu der Stadt Mülhcim die richtige Normalstadt nicht so

!N>t finden, als in der dafür vorgcfchlagcncn Stadt: Bcrgisch Glndbach.
7. nichts zu erinnern. ^, <., ^ .,., s.
«. Für den Siegtreis erscheint die Kreisstadt durch ihre relativ günstigere Lage nicht ,°

Mignct. als Zülpich, welche Stadt dafür vorgeschlagen wird.
9. und 10. nichts zn erinnern.

IV. Ntgitnmgsl'lzirK Trier.

1. Für den «reis Trier erscheint dic Kreisstadt nicht g^
"isft günstigcrc sind; es wud dafür die Stadt „Bittbnrg oder Belneastel rorge, ) g

2. und 7. Einverstanden. . , Zz^rawertsbetrieb nnd
«. Die Stadt Saarbrücken hat omch ihre Garnison, dmch Bn8^^

«ls Knotenpnntt eines Eisenbahnnetzes sehr hohc Mictl,prc>e. tann dahn mcht ^onnalstadt
für den Kreis gelten. Es wird dafür Ottwcilcr vorgeschlagen.

9. Einverstanden. Garnifonstadt. die die höchsten Micthpreise
10. Die Stadt Eaarlom «" a d "^ Ua,m ' vorgeschlagen.

l'"t, kann nlfu nicht als Nornmlstadt für den K>eis gcucn. ^»
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V. NtgitrungslltzirK Aachen.

1. Für den Landkreis Aachen kann Eschwciler mit seiner großen Fabrikbevölkcrung,
welche hohe Miclhsprcisc hcrvorrnft, nicht als Normalstadt gutgeheißenwerden; als mehr geeignet
wird vorgeschlagen:Liunich.

2. Anstatt Dürcn, welches Höhcrc Miethprcise hat, als der gleichnamige Kreis, wird
Schleiden vorgeschlagen.

3. bis 8. Nichts zu erinnern.
9. Für den Kreis Monljoie muß in Bezug auf die Kreisstadt geltend gemacht werden,

daß dieselbe durch ihre Fabriken und durch ihre sonstigen localcn Verhältnisse höhere Micthsprcise
hat; als mehr geeignet wird dafür vorgeschlagen:St. Nith.

10. nichts zu erinnern.

Entwurf eine« Gesetzes
zur Verbessermissdes
Cuntr»tteu» uud Hy-
pllthckuweseusim Bc»
zirte des Iustizseuats
von El>reulirclcs!em.
lAllerh. Propüs. Nr,

6. 2.)

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Nllergnädigster König und Herr!

Eure Majestät haben in landesväterlichcrHuld den zum diesjährigen Prouinziallandtaqe
einberufenen Ständen der Nheinprovinz den Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Kontrakten-
und Hypotheken-Wesens,im Bezirke des Justiz-Senats zu Ehrenbreitstein,zur Begutachtung vorlegen
zu lassen geruht.

Die getreuen Stünde, indem sie sich dieser Aufgabe pflichtgemäßunterzogen, haben es
anerkannt, daß durch den Gesetzentwurfeinem dringendenBedürfnissein dem dortigen Landestheile
abgeholfenwerden wird, nnd lediglich nur in Rücksicht auf einzelneBestimmungen, aus den im
unlerthänigst beigefügten Bericht, enthaltenen Gründen, einige Modifikationenvorzuschlaaensicherlaubt. o " u ! ^

Dieselben bitten daher Euer Majestät gauz unterthänigst, Allergnädigst befehlen zu
wollen, daß der Entwurf nnt den vorgeschlagenen Modifikationenzum Gesetze erhobeu werde

In tiefster Ehrfurcht ersterben «.
Düsseldorf, den 25. November 1862.

Bericht des III. Ausschusses
über den Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Contracten-

und Hypothekenwesens im Bezirke des Justiz-Senats zu
Ehrenbreitstein.

Referent: Freiherr von Solcmachcr-Antweiler.

Bereits auf dem 15. Provinzial-Landtage ist es als ein dringendes Bedürfniß anerkannt
worden, in Betreff des bisher im Bezirke des Iustiz-Seuats zu Ehreubreitsteinbestehenden Contracten-
uud Hypotheken-Wesensabäuderude Bestimmungen eintreten zu lassen, und wurde demgemäß eine
darauf gerichtete, mit zahlreichen Unterschriftenversehene Petition 6. cl. Altentirchcn22. Augnst 1861
der Königlichen Stantsrcgicrung zur Berücksichtigungempfohlen. Zur Begründung des damaligen
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Beschlusses wurde im Wesentlichen hervorgehoben,daß durch die mannigfachen,hänfig sehr von cin<
ander abweichenden, dort gegenwärtig noch in den fraglichen Materien geltendenpartikularrcchtlicheu
Gesetze,Verordnungen, Gewohnheitenund Obscrvanzc», wie solche aus den verschiedenartigenehe¬
maligen Landcsthcilcnhcrstammen,nothwendiger Weise eine Unsicherheitin der Rechtsprechung und
M Verkehreentstehen müsse. Die Königliche Regierung hat die Uusicht des Landtags, welche außer-
"l>n in audcrwcitcn zahlreichen Petitionen und in wiederholtenAnträgen der Justizbehörden ihren
Ausdruck gcfnudcu, getheilt, und demzufolge, ohne erst den ungcwiffcn, noch in der Ferne liegenden
Zeitpunkt abzuwarten, daß dem ganzen Staate eine einheitliche Gesetzgebung auf dem Gebiete des
^unl< ;,„d Hypoihcteuwcscnsgewährt werden könne, schon jetzt den Entwurf eines Gesetzes, sowohl
zur Verbesserungdes Contrnctcn- als des Hypotheken-Wesens, zur Begutachtung vorgelegt.

Bei der Berathung sprach sich zunächst ein Mitglied des Ausschussesgegen den Gesetz¬
entwurf im Allgemeinen, und zwar ans dein Grunde ans, weil die gcfammtc Eivilrcchtspflcgc
nn Bereichedes Iustizscuats, ohne Unterschied,einer gründlichenReform bedürfe, und es nicht nn-
gciucsst,, erscheine, eine solche vorläufig auf das Gebiet des Eontrnctcn- uud Hypotheken-Wesenszu
"eschräntcu.

Auch die übrigcu Mitglieder des Ausschusses haben sich zwar mit der Ansicht von der
lvthwcndigkeit einer totalen Reform der dortigen Eivilrcchtspflcgceinverstandenerklärt, inzwischen

""" geglaubt, daß dicscrhalbciuc Verbesserung der heute schon zur Sprache gebrachten Materie
nicht weiter aufgehalten werden dürfe.
, . Beide Gesetzentwürfestehen, was im Allgemeinen hier bemerkt werden mag, in einem
uungcn Zusammenhange, uuv verhalten sich zu einander, wie das Mittel zum Zwecke. Durch die
-"orlagc, soweit sie das Eontracten.Wescn betrifft, foll das Mittel geschaffen werden, der Außenwelt
Ncgcnübcres vollständig erkennbarzu machen, wer der wahre Eigenthümer eines bestimmte»Im¬
mobile geworden, so wie ob, und mit welchen dinglichenLasten dasselbebeschwert sei. Dadurch

nd Jedermann in den Stand gesetzt, das erste Erfordcrniß einer Realsichcrhcitselbst zu beurtheilen,
'e Frage nämlich, ob das zur Hypothekoffcrirtc Immobile feinem zukünftigenSchuldner in der
M auch eigenthümlichgehört, und ob er mithiu darauf ein Darlehn mit derjenigen Sicherheit

'"'geben kann, welche dnrch den zweiten Theil des Gcfctzcntwnrfsbezwecktwird.
Damit nun aber äußerlich erkannt werden könne, wer an einen: Immobile das Eigenthum,

°n irgend ein dinglichesRecht erworben habe, soll über den Erwerb die Aufnahme eines Aktes vor
rgcnd einem inländisch cu Richter oder Notar erfolgen, «nd. insofern die Aufnahme nicht vor dem
uchter der bclcgcnenSache stattfindet, die Anmeldung des Aktes vor diesem »lichter erforderlich

''"- Unmittelbar mit der Aufnahme, resp. Anmeldung eiucs solchen Aktes, und durch dieselbe
UM, insofern die Eoutrahcuteu einen andern spätern Termin nicht vereinbart haben, — das Eigcn-
)"'", resp, das dingliche Recht auf den Erwcrbcr über. Es folgt hieraus zweierlei. Für's erste,
°ß die Eigcnthumsübcrtraguug nicht erst, wie nach römischem Rechte, von der Tradition, oder bei

^»fucrträgen, von der Zahlung oder Ereditiruug des Kaufpreises datirt. In dieser Beziehunghat
'war ein Mitglied des Ausschusses hervorgehoben,daß keine Nöthigung bestehe, von den dieöfälllgen
-""schriftcn des gemeinen Rechts abzuweichen, nnd demgemäßdie Streichung des §.:! des Entwurfs,
'"'am den ausgesprochenenSatz enthält, in Antrag gebracht. Allein auch hier ist jener Antrag in
" Minorität verblieben, indem alle übrigen Mitglieder des Au"

Motive S. 14 für die Beibehaltung des tz. 3 erklärt haben.
,. Aus dcu obige» Erörterungen folgt sodnuu sin's zweite, daß jeder audcrc, nicht in der vor-

°" Minorität verblieben, indem alle übrigen Mitglieder des Ausschussessich mit Bezugnahme auf
" Motive S. 14 für die Beibehaltung des tz. 3 erklärt haben. —

,. Aus den obige» Erörterungen folgt fodaun fül's zweite, daß jeder andere, nicht in der vor-
^'. "wähutcn Weise öffentlichverlantbarte Akt, z. V. ein sogcuauntcr. nicht weiter beglaubigter
puvatatt, Dritten gegenüber, zum Erwerb des Eigcuthums nicht führcu tauu. Eiu folchcr
"'»freier Akt äußert vielmehr, insofern er im Ucbrigcu mir der gemeinrechtlichen Form entspricht,

"°'lllich bloß nutcr den Eontrahcntcn seine Wirkung. Der daraus erworbene persönliche An-
'p"'ch, sowie insbesonderedas Recht, die Ergänzung derjenigen Förmlichkeit zu fordern, welche zum
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Erwerbe des Eigenthums oder dcs dinglichenRechts, Dritten gegenüber erforderlich ist, kann im
Wege der gewöhnlichen Klage verfolgt werden.

Das sind im Wesentlichendie Grundsätze,welche in die
tz. 1 bis 4 incl.

des Entwurfs niedergelegtsind, und welche insgesammt den Beifall dcs Ausschusses iu überwiegender
Majorität gcfundcuhaben. —

Die folgendenParagraphen 5—19 beschäftigensich mit der Reform des Hypotheken«
wcscns.

Der Entwurf hat sich im Wesentliche« an das für die Hohcnzollcrnschcn Lande erlassene
Gesetz vom ^4. April 1854 augcschlcsscn,und nur dort, wo provinzielleEigenthümlichkeitenes ge¬
bieten, einzelne Modisicatioueu eintreten lassen.

Derselbe hält zunächst fest an dem Prinzip der Publicität, indem er verfügt, daß kein
Hypothckcnrccht,— mag es sich gründen auf Vertrag, oder Gesetz, oder richterliche» Spruch, —
anders, als durch Eintragung in das für Jedermann zugängliche Hypothctcnbucherworben wer¬
den lönnc. Hierdurch sind die legalen, fogcnannten stillschweigcudcu Hypothckcu, welche bisher auch
ohne Eintragung bestehen, von selber ausgeschlossen, und wird diesen, so wie auch den aus Urtheilen
und Mandaten entspringendenForderungen, bloß die Vcdeutung eines Titels zur Hypothekbeige¬
legt, vermöge dessen der Gläubiger befugt ist, darauf hin die Eintragung seiner Forderung zu
provocire,,. Die Ausschließungder nicht eingetragenenlegalen Hypothekenerscheint als eine wesent¬
liche Vc,bcfse,u„g in den bisherigen Zuständen. Derjenige, welcherGeld auf ein Grundstückdar¬
leihen will, auf welchem bis jetzt eine Hypothek noch nicht eingetragen ist, cilcnigt nunmehr die un¬
umstößliche Gewißheit, daß er der erste Hypothctcngläubigcrwird, uud daß er nicht der Gefahr
ausgesetzt ist, durch eine sogenanntestillschweigendeHypothekum seine Forderung gebracht zu werden.

Im RheinischenRechte, welches die legalen Hypothekenmit allen Wirkungen heute noch
sanctionirt, besteht jene Gefahr für den Gläubiger, — welchertrotz aller Vorsicht nicht immer im
Stande ist. sich von ihrer Existenz Gewißheit zu verschaffen,— unausgesetztfort. Deshalb ist auch
dort das Bedürfniß abändernderBestimmungenlangst schon empfundenund von namhaften Juristen
ausgeführt und befürwortet worden. —

Der Entwurf adoptirt sodann aber auch den Grundsatz der Spezialität. In dieser
Hinsicht spricht er es aus, daß alle Hypotheken ohne Unterschied den Character der Generalität
niemals mehr haben, sondern ihre dingliche Wirkung nur auf die speciell zum Unterpfand bestell¬
ten Grundstückeäußern sollen. In der Proposition, daß die Eintragung bloß auf einzelne
genannte Immobilien zu erfolgen hat, liegt das geeignete Mittel, alles übrige Vermögen des Schuld¬
ners seiner unbedingten Disposition zu belassen und dasselbe auf diese Weise dem in jeder Hinsicht
zu begünstigenden freien Verkehr zu bewahren. Auch hier zeigt sich der Vorzug vor dem Rheinische«
Gesetzbuch«, welches den aus dem Gesetzeoder richterlichenUrtheilen entspringenden Hypotheken
unbedingt die Generalität zuerkennt und denselbendadurch das gesammteIiumobilarvermögen des
Schuldners insoweit zum Opfer bringt. — Die vorstehend ausgeführten Grundsätze haben in den

tz. tz. 5 bis 8 incl.

des Entwmfs ihren Ausdruckgefunden. Sie haben dem Ausschußweder materiell, noch auch, w^
ihre Fassung betrifft, zu einer Bemerkung Veranlassung gegeben. Nur ein Mitglied brachte die
Streichung des zweiten alinea im §. 8 in Vorschlag, weil die dort enthaltene Bestimmungnicht
im Hypothekengesetz, sondern vielmehr in einer VorinundschaftsordnungPlatz zu siudeu habe. Der
Ausschuß hat sich inzwischenin seiner Majorität gleichwohlfür die Beibehaltung des erwähnten
»linen, entschieden, indem dabei von der Betrachtung ausgegangen wurde, daß — wenn das -Uwes
1 des §. die Wirkungender legalen Hypotheken,nameutlich also auch die der Minderjährigen siM
— es consequentsei, auch darüber hier schon Vorschriftenzu ertheilen, wie und iu welchem UM'



77 -

fange die betreffendeBeHürde die legale Hypothekihrer Pflegebefohlenenin Ausübung zu bringen
und das Interesse der Letzteren zu wahren hat. —

enthält die folgerechte Durchführung des im §. 6 ausgedrücklen Satzes, ^^.^^°s HrMhcknrecht
«st durch die Wirkliche Eintragung begründet wird, indem es
«uch das Datum der Eintragung die Rangordnung firiren muß »"^«en ^
welche, wie beispielsweise die auf die Erhaltung des verpfändeten
'° sehr den Charakter eines Privilegiums annehmen, daß sie nach Recht und ^ll^ auch ohne
Eintragung, und selbst vor den eingetragenen Forderungen zur Perceptron gelang n mussm-D,,ses
sind die in den §§. 47 bis 50 der Couenrs-Ordnnng vom 8. Mai 1855 genannten Nealverpflrch-
tungen. Deßhalb erfcheintes nothwendig, wie im

geschehen, zur Vermeidung aller Zweifel auszusprechen, daß diefeNealverpflichtungen, «°n d-m °°r
hm erörterten Nestimmungendes gegenwärtigen Gesetzes überall mcht berührt werden. - Auch der

wodurch bezwecktwird, und bezwecktwerden mußte, daß die Absicht des Gläubigers, in die Löschung
Wer Hypo hek zu willigen, glaubhaft eonstatirt werde, hat °ls Conseqnenz aus dem . 7 n w^
^ keiner Erinuenmg Anlaß geben tönmn. Damit aber dieser Zweck vollen lg u w.r
es dem Abschuß erforderlicherfchieuen, die in dem gegenwärt.gen Paragraphen «" ^ °n ^lan^
bigung nur von solchen Personen ausgehen zu lassen, welche vermögeihrer ^ " chm Qm ^
W Besitze eines An tssiegels befinden und dadurch in der Lage s"d,/^rmatw,«
tonnen, die allein auf Autheutieität Ansprnch zu machen haben. Z"'^en "
dl°ß die Vürgenneister und Schultheißeu, nicht aber auch tue ubrrgen un ^. 1 ^a u Per n
MMlen, Dieferhalb hat der Ausschuß vorgeschlagen, dem §. 11 folgere F sW/' «^'

„Löschungen dürfen in den Hyvothetenbüchernauf Grund eurer wden U ^ ^^hen
deren Uuterschrift nach Maßgabe des ß. 2 Nro. 1 oder dnrch euren Vnrgermersteroder
Schultheißen beglaubigt ist." —

Die . ,
A 12 brs 17 rncl.

enthalten bloß transitorifche Bestimmungen. Sie sind, wie dre Motrve «"^ug n durch den Just
senat angeregt worden. Nach dessen Berichten sollen nämlich die "leren Hypot et '^ncher^ vr^ ^m
1- Januar 1853, zu welcher Zeit dre verbesserte Gerichtsverfassungerutrat
geführtund darw die ertragenen Forderungen, sowie die «erpfäudeteuImmo^lrm ^höchst
'"genau bezeichnet worden fem. Um den hierdnrchher°oMtre.uen Uew.tand zu^^
d« Entwurf die öffentliche Aufforderung sämmtlicherHpp"he «r-G wger °hm .
Ausnahme der seit dem 1. Iaunar 1853 eingetragenenSpezmlhyP het) ur ^menoma )

vermeintlichen Ansprüche,binnen einer präelusivischen3^ ^n B^chl^ «Ma^ ^ ^^ ^^
^ , Auch dem Ausschuß ist jeue Aufforderung mrt dem da^^

"gnetste Mittel erschienen, den Zweck, d. h. eine ^7 7 a inzwischen vorgeschlagen,
°uch aus der Periode vor dem Jahre 1853, zu errerchen D ^ ^ Gelegenheit
« Frist von « Monaten auf eiu Jahr «uszudclmeu um m ^t^chen m ^^ ^^. ^^ ^ ^
"geben, ihre Ansprüchegehörig zu soudern eiue

gegangen wurde, daß nach 8- 14 die Fnst überhaupt urcyt erne ^^
uurkliche präclusivische sein soll. - Ausführung des §. 12. Wenn ermittelt

Die §z. 13-17 verbreiten dirseo oder jcnes Immobile habe,
?"'den f°ll, ob Ienmnd cincn wirtlichen H^p°")' « 'A spmch «' ' ' ^^^
s° Ersteht es sich von felbst, daß auch der Besitz" des bctnfsenoen ^u
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3 s Ä' .r ^"c ""' ^°^' Vernehmung würde die Angabe des vermeintlichenGläubigers
bloß den Werth c.ner einseitige»Behauptung haben, und zu uichts führen. D.r bei d r Vmnln nnm
osteu- uud stempelfrei (z. 17.) zu beobachteude prozessualische Gaug s°wi7d e mMchs n E n
ragungen welche je nach den vorhergegangenenErmittelungen entwedersofort dei i v^ Ir Mß

Protestativlsch zu erfolgen haben, nnd endlich die durch die Eintraouuaen ^sckms^
«lles dicses fiudet iu sachgemäßer Weise durch die 5§. 13 bis 17 sti^Erüd!^

Lediglich „ur iu Rücksicht auf das im ersten almoa des §. 13 gebrauchte Wort Gruud^
steuertataster" ist der Ausschußder Ausicht gewesen, dasselbednrch das
ersetzen, weil das Gericht vorzugsweise uur aus letzterem, »ich! aber aus dem 57 z >' crm
Zweckena^elegtm Kataster, sich die Gewißheit verschaffen lau», wer der

"!no^^"'He^ ^"""" "'" "' °"^'""'""' ^^ des augebl^m G^.bi3

, „ Schließlicherübrigt es dem Ausschusse nur uoch auf den im tz. 17 eiugeschliebenenDruck¬

fehler m.fmertsamzn machen, indem statt des dort allegirten §. 15 vielmehr 8 ? g3e^rdm
s- 18 nnd 19

bezwecken, die in den bisherigen Partitularrcchtcn mehr oder minder n„5^«^ >-<-.. «,
mundnug der Interessenten dnrch die eigentlichen Gericht ie so cnauuf?.,k 'ästige Bevor-
entfernen. Und das wohl mit Recht. Denn wenn derje, c, wH ?
Verpfändung disponiren will, nach Maßgabe des §. 9 z ar ,^ "?
sich von den sogenanntenVoluutär-Gerichte« (Schaffen, Fel^te ^ch Hn) "sc u^et
thum, Besitz, Dlspositions-Vcfugniß sowie über die auf deu ^ nmobili n l« t^ ^ <l r ^ .'
Lasten uud über den Werth der Immobilien, - Attest «stellet ""5
der dortige« Verfassung, die Schossen «. für die R chtigk it m d Wa ^ "^
persönlich zu garantire» haben, so ist hierdurch legislat^ 'hrer Be,chem.gungen
zu seiner Sicherheit vernünftiger W is° for er» kann olm «! /. .!^? r ü' '7^^" ^""'"
auch noch die Gerichte, welche die Eintragnngm ^

u?3^r^"'"^ " "ehcMgeu, welche den gegeuWär^e^

Sonach hat der Ausschußauch beide A in unveränderter Fassuug angenommen.- Die
, , , . W. 20 bis 22 incl.
bedürfen kaum einer Erörterung. Es ist selbstverständlich, deu Termin mit mpl^.,. ^
Gesetz in Kraft treten soll, über den gewöhnlichen Ze pnnkt ^
rücken, um sowohl den Gerichten, als dem Publikum einen b^ ^ ^""^"'
sich mit den tief in das Rechtestem
Vorschriftenbekannt zu machen. " "^rfach abändernden bisherigen

Der §. 21 alinsa 1 und 2 ist zwar, wie dies m»?, >,,<> m>«««^ »

8. 20 im Grunde überflüssig,da er aber durch den Iu^Sma ^3 7s1b?^
in den betreffenden Landestheilen vorzugsweise ,im Stande ist den Me^ ^3 I"^ehorde
vorgeschlagen worden, so hat der Ausschnß gegen^ seine ^eHu^ ^^^^^

Was schließlich das von keinen weiteren Motiven begleitete Alinea 3 d .« ".1 7-? .
folgt dessen Bestimmung ans der dinglichenNatur des Hypotheken-Rechts. "" '"

Nach allen dem hat der Ausschußbeschlossen:
„der hohen Stäuoeversammlung die Annahme des vorgelegtenGesetz-Entwurfes mit deu
Modificationcuzu empfehlen, daß '

1. der §. 11 die nachfolgende Fassung erhalte:
„Löschungen dürfen in den Hypolhcten-Vüchcrnauf Grund einer jeden Urkundeaescbeben

?"°'"' °"'' ^ °'«bmch.in.» «r«::..3::
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2. die im §. 12 vroponirtc Prätlusiv-ssrist von 6 Monaten auf ein Jahr ausgedehnt werde.
3. daß in dem ersten allnon. das §. 13 vorgeschlageneWort: „Grundsteuer-Kataster" durch das

Wort: „Hyvothctcn-Vilch"ersetzt, und
4. statt des im §. I? angezogenen „§. 15", vielmehr „§. 13" gelesen werde.

Düsseldorf, den 21. November 18L2.

(gez.) Frhr. v. Solemacher-Antweiler, Vorsitzender, Stupp,
Gemünd, Frhr. v. Zaudt, Nöggeralh, Nußbaum.

5,. 3.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Euer KöniglichenMajestät zum XVI. Landtage versammelte trengehorsamste Stände
der Nheinprovinz haben den ihnen zur Begutachtung überwiesenenGesetzentwurf, betreffenddie
Einführung der Conkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855 und des Gesetzes vom 9. Mai desselben
Wahres über die Befugniß der Gläubiger zur Anfechtungder Rechtshandlungen zahlungsunfähiger
Schuldner außerhalb des Concurses im Bezirke des Instizsenatec« zn Ehrenbreitstein einer genauen
Prüfung pflichtgemäßunterzogen; dieselben haben es anerkannt daß dadurch einem dringenden
Bedürfnisseabgeholfen werde und stellen demnach die uuterthänigste Bitte: daß es Euer Majestät
Allergnädigstgefallen wolle, den Entwurf zum Gesetze zu erheben.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.
Düsseldorf, 29. November 1863.

Entwurf mies Gesetzt
über die Einführung
der Cmicnrs Ordnung
vom 8.Mail855,u«d
des Gesetze«vom !).
Mai dess, I. im Be»
zirkc des Iustizscnats
von Ehrenbreitstein,
(Allerh. Propos. Nr.

^,. 4.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Euer Majestät haben in lcmdesoäterlicherHuld den zum diesjährigen Provinzialland-
tage einberufenenSenden der Nheinprovinz,den Entwurf eiues Gesetzes, wegeu Aufhebungder
!«x^n25ta3!!main den Landestheilendes gemeinen Rechts, zur Begutachtungvorlegen zu lassen geruht.

Die getreue» Stände haben sich dieser Aufgabe pflichtgemäßunterzogen und es aner¬
kannt, daß durch den Gefetzentwurfeinem dringenden Bedürfnissein den erwähnten Landeslheilen
^geholfen werden wird.

Dieselben bitten daher Euer Majestät ganz untertänigst, Allergnädigst^ befehlen zu
wollen, daß der Entwurf zum Gesetze erhoben werde.

In tiefster Ehrfurcht erste» den tt.
Düsseldorf, den 27. November1862.

Entwurf ciuesGeschcs
wegen Aufhcouugder
I«x ^nliLtaziluin, in
den Laudcsthcile»des

gemeinen Rechts,
(Allerh. Propos. Nr.

6, c.)

5, 5.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Ew. Königliche Majestät haben geruht, mittelst Allerhöchsten Propositionsdecretes vom
October d. I. den zum sechzehnten Provinzial-Landtage versammeltenStänden den Entwurf

Entwurf einer Kreis.
urdnnng. (Allerh.

Prupof. Nr. 7.)
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einer Kreisordnung zur Begutachtung insbesonderehinsichtlich der Bestimmungenüber die Bildung
und Zusammensetzungder Kreis-Vertretung mit Rücksicht auf die besondern Verhältnisse der
Nheinprovinzzu überweisen.

Wie dankbar die getreuenStände die große Huld uud Fürsorge auch anerkennen,welche
Euer KöniglicheMajestät bewogen haben, die beim Beginne der diesjährigenSitzung des Allgemeinen
Landtages der Monarchie im Herrenhause eingebrachteKreis-Ordnung vor ihrem definitiven
Abschlüsse der rheinischen Provinzial-Vertretnng zur Prüfung zu unterbreiten, damit den provin¬
ziellen Vedürfuifseu und Eigenthümlichkeitengebührende Rechnung getragen werde, so glanben
dieselben doch, in dem gegenwärtigenAngenblickein die Berathung der einzelnen Gesetzesbestim¬
mungen nicht füglich eintreten zu dürfen, jedenfalls die ihnen gewordene Aufgabe nicht mit derjenigen
Umsicht und Gründlichkeitlösen zu tonnen, welche die Wichtigkeit des Gegenstandesverlangt uud
die auf dem Gebiete legislatorischerAenderungenniemals vermißt werden sollten.

Die treugehorsamsteuStände gehen nämlich von der Ansicht aus, daß, wie die Gemeinden
die Grundlage der Kreise bilden, eine Kreisverfassungsich nothwendig an die Gemeindeverfassnng
anschließen, daß mithin die Gemeinde-Ordnung der Kreisordnung znr Basis dienen müsse. Sie
glauben aber bei der Berathung und Begutachtung des Entwurfes zu einer neuen Kreis-Ordnung
diese Basis nicht in einer Gemeinde-Ordnungsuchen zu dürfen, deren Unzulänglichkeit und Mangel
einer gleich wünschenswerthcn wie berechtigten Selbstverwaltung von Euer Majestät Staatsregiernng
selbst durch die Vorlage des auf dem vorigen Landtage begutachtetenEntwurfs zu einer neuen
Landgemeinde-Ordnungthatsächlich anerkannt worden ist. Sie glanben mit dieser Auffassungder
Sachlage ganz im Einklänge mit derjenigen Ansicht zu stehen, welche in der ministeriellenDenk¬
schrift, betreffend die interimistischeKreis- und Provinzial-Vertretnng vom 20. Januar 1852,
Seite 5, bezüglich der Durchführung des Gesetzes vom 11. März 1850 in den Worten nieder-
gelegt worden ist:

„daß die Einsetzung der neu zu bildenden Kreisuertretung abhängig sei von der Ein¬
führung der Gemeinde-Ordnung, da die Mitglieder der Kreisuersnmmlung von den
Vertretungen der Gemeinden gewählt werdeil sollten."
Die treugehorsamen Stände haben auch in der gegenwärtig gültigen Kreisoronnng,

insbesonderein der Kreisuertretung nicht solche Mißstände ersehen können, die es nothwendig
erscheinen liehen, nngeachtetdes Maugels einer definitiv gültigen Gemeinde - Orduuug schon in
dem hentigen Stadium der Gesetzgebungzu dem Erlasse einer neuen Kreisordnung überzugehen
und legislatorischenVorschlägen das Wort zu reden, die, der unerläßlichen festen und gesicherten
Basis entbehrend,mehr oder minder experimentalerNatnr sein würden.

Nach diesen Erwägungen sind die treugehorsamenStände zu der Ansicht gelangt, daß
es nicht zweckmäßig sei, in die Berathung der einzelnen Gcsetzes-Paragraphen einzutreten, ohne
jedoch hierdurchaussprechenzn wollen, daß die heutige Kreis-Orduung allen Wünschenentspreche
und nicht der Verbesserungfähig sei. — Sie befürchtennicht, durch diese Vehaudlung der Vorlage
dem tiefgefühlten Danke für Euer Majestät gnädige Fürforge für die Interessen der Provinz irgend^
wie Abbruch zu thun oder gegen die Ehrerbietung zn verstoßen, mit welcher dieselben die Aller¬
höchsten Propositionen stets aufgenommenhaben und stets aufnehmen werden.

Indem dieselben den Bericht des Ausschnsses in der Anlage beischließen,ersterben sie
in unwandelbarer Treue:c.

Düsseldorf, den 27.Novbr. 1862.
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Bericht des zweiten Ausschussesdes sechszehnten
Provinzial.Landtages

über den Entwurf einer Kreisordnung.
Referent: Abgeordneter Contzen.

Durch Allerhöchstes Propositions-Dccrct vom 27. Octobcr d. I. wurde den zum fechszehn-
tcn Provinzial-Landtagc vcrsammcltcnStäudcu dcr Entwurf einer Krcis - Orduuug, welcher beim
Beginn dcr diesjährigen Sitzung des AllgemeinenLandtages dcr Monarchie im Hcrrcnhausceinge¬
bracht, aber nicht zur Beschlußfassunggelaugt ist, znr Begutachtung, insbesonderehinsichtlich dcr Be¬
stimmungenüber die Bildung und Zusammensetzungder Krcis-Vertrctnng mit Rücksicht auf die be¬
sondernVerhältnisse dcr Rhcinprovinz überwicscu.

Historischwird bemerkt, daß die Bedenken, welche gegen die Durchführung der Kreis-
Ordnung vom 11. März 1850 sich geltend machten, die Staats-Negieruug im Jahre 1651 veranlaßt
haben, zunächst den Provinzial-Ständen der sechs östlichen Provinzen ein I'romemni-ia vorzulegen,
welches die bei einer Umbildung jener Kreis-Ordnung zu beachtenden Gesichtspunktebezeichnete.
Die so vorbereitete Reorganisation kam indeß nicht zur Ausführung. Inmittelst wurde das Gesetz
vom 24. Mai 1853 erlassen, welches die Kreis-Ordnung vom 11. März 1850 förmlichanfhob, die
ältere kreisstäudifcheVerfassung vorläufig wieder herstellte und die Zusicherungertheilte, daß znr
Fortbildung der wiederhergestellten Kreis-Verfassungenbesondere provinzielleGesetze erlassen werden
sollten. Die hierauf und zwar in demselben Jahre der damaligen zweitenKammer vorgelegtensechs
eiuzclucu Gesetz - Einwürfe für die fcchö östliche» Provinzen wurden, nachdem sie in dcr Kommission
beratheu worden waren, von dcr Staats-Regicrung wicdcr zurückgezogen. Sodann wurde dem
Abgeordneten-Hausein der Sitzung vom Jahre 18<i0 der Entwnrf einer nenen Kreis-Ordnung vor¬
gelegt, ebenfalls nur für die fechs östlichen Provinzen bestimmt. Zur Veschlnßnahmeim Plenum
gelangte aber wegen des inzwischeneingetretenen Schlussesdcr Sitzung auch diese Vorlage nicht,
während eine Berathung derselben in dcr Commission des Abgeordnetenhausesallerdings stattge¬
funden hatte. Nunmehr wnrde beim Beginn der Session des Jahres 1862 ein unter Venutzuug
der in dem Berichte der Kommission des AbgeordnetenhausesniedergelegtenBemerkungen umgear¬
beiteter Entwurf einer Krcis-Ordnnng im Herrenhansc eingebracht,welcher sich uicht ans die sechs
östlichen Provinzen beschränken,sondern für den ganzen Umfang dcr Monarchie Gültigkeit haben
sollte. Auch dieser Entwurf, welcher eine eingehende Prüfung in dcr Eommission des Herrenhauses
erfahren hatte, gelangte nicht zur Bcschlnßnahmeim Plenum. Die in der Eommissionausgesprochenen
Bedenken und die von derselben gestellten Abänderungsvorschläge,haben nnn der Staatsrcgieruug
°ie nochmalige Anhörung der Provinzinl-Landtagc über die Grundzügc einer Umgestaltungder Kreis-
bertrctuug uud Kreisvcrwaltnng wünschenswcrtherscheinen lassen, — und dies ist die Aufgabe,mit
deren Lösung der Provinzinl-Lnudtag und zunächst der II. Ausschußdesselben sich befassen soll.

Es muß hier noch eingeschaltet werden, daß bereits im Jahre 1851 in Folge Allerhöchsten
Propositions-Dckrctcsvom 21. September desselben Jahres der Rheinische Provinzial-Landtag ein
Gutachten über die für nothwendig ancrtauuten Abändcrnngcndcr Kreis-, Bezirks- nnd Provinzial-
Drdnnngcn vom 11. März 1850 abgegeben nud darauf im Jahre 1852 dcr Minister des Inucru
im Allerhöchsten Auftrage dem Rheinischen Prouinzial-Landtage den Entwurf zn einer neuen Kreis-
und Provinzial - Ordnnng znr Prüfung nnd Begutachtuugüberwiesenhat, welchersowohl von der
heutigen Vorlage, als von der gegenwärtig gültigen Kreisordunng vom 13. Juli 1827 in nicht
Unwesentlichen Puncten abweicht.

11
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Was nun den heutigen Entwurf anbelangt, so unterscheidet sich derselbe von der Kreis-
orduung des Jahres 1827 vorzugsweise in seinen Bestimmungen über die Kreisvertretung und über
die Kreisverwaltnng, während seine Dispositionen über die Versammlungen, Geschäfte und Befug¬
nisse der Kleisstände mit denen der früheren Gesetzgebung so ziemlich zusammenfallen.

So erkennt der Entwurf das den Besitzern der in der Matrikel der Ritterschaft aufgenom¬
menen Güter gesetzlichzustehende Recht, an den kreisständischenVersammlungen mit Virilstimmen sich
zu betheiligen, nicht ferner an.

Er kennt nur noch „große Güter", worunter folche verstanden werden, welche entweder
einen jährlichen landwirthschaftlichen oder forstwirthschaftlichen Neinertrag von wenigstens 1000 THIr.
gewähren, oder, abweichend hiervon, bei einem geringern Katastral-Neinertrage zu einer Stimme auf
dem Kreistage bisher berechtigt waren. Diese „großen Güter" beider Kategorien sollen einen ge¬
meinsamen W.a hl verband in Zuluuft bilden und ihre Vertreter auf den Kreistagen wählen,
deren Zahl auf den dritten Theil der zur Wahl berechtigten Güter beschränkt bleiben und in keinem
Falle die Hälfte der Abgeordneten der Ocsammtgcmcindcn und Städte des Kreises übersteigen soll.

Die zweite Abweichung betrifft die Kreisverwaltnng, indem den bisherigen Organen des
Kreises — dem Landrathc und der Krcisvcrtrctnng — (Kreistag) noch ein Kreisausschuß zur Seite
gestellt wird, welcher den Laudrath in der Verwaltung dcrKrciscommnnalangclegcuhcitcu unterstützen,
die Beschlüsse des Kreistags vorbereiten und bei deren Ausführung hülfreichc Hand leisten soll.

Der Ausschuß glaubt, bevor er in die nähere Prüfung der Zwcckmäßigtcit dieser legislatorischen
Abänderungen, überhaupt in die Eiörteruug und Berathung der einzelnen Gesetzcsparagraphcn billiger-'
weise eintreten soll, sich zuvörderst über die Frage klar werden zu müssen, ob unter den heutigen
Verhältnissen und bei der gegenwärtigen Lage der Gesetzgebung der Erlaß einer ncncn Kreis-Ord¬
nung für nothwendig oder auch nur für zweckmäßig ancrtannt werden kann.

Bei Prüfung dieser Frage geht er von der Ansicht aus, daß, wie die Gemeinden die Grund¬
lage der Kreise bilden, eine Krcisvcrfassnug sich nothwendig au die Gcmcindeverfaffnug anlehnen, daß
mithin die Gcuicindeordnnng der Kreisordnnng zur Basis diene» muß. Es ist dies um so zweifel¬
loser, wenn man berücksichtigt,daß der größere und uorwicgcndcrc Theil der Kreisvcrtrctung sowohl
nach dcr Kreisordnnng vom Jahre 1827, als noch in höherem Grade uach dem vorliegenden Entwürfe
von den Vertretungen der Gemeinden gewühlt werden soll. Nun ist aber von allen Sachverständigen,
denen das commuualc ^cbcn nicht fremd geblieben, nnd von der Ctnntsregicrnng selbst durch die von
ihr vorgelegten, die Abänderung der gegenwärtigen Gemcindcordnung vom Jahre 1845i bezwecken¬
den neueren Gesetzentwürfe thatsächlich ancrtannt worden, daß unsere heutige Gcmcindcordnung den
auf die fo nothwendige Kräftigung eines gcsnudcu, den Ftuctuntionen und politischen Stürmen ent¬
gegenhaltenden Ocmcindclebcns gerichteten Anforderungen der Autonomie und Selbstverwaltung auch
nicht entfernt eutsprechcud ist, uud daß daher einc Krcisordnung nicht auf Fiiudamcntc gebaut wndcn
töune, die ihren bisherigen, zum Theil morsch gewordenen Bau scheu uicht mehr zu tragen vermögen-
Der Ausschuß nnd die znm 15,. Provinzial-^andtagc versammelt gewesenen Stände haben daher auch
die in der vorigen Session eingebrachte NcgicrungS-Vorlagc zu einer ucue« Laudgemcindc-Ordnnng
mit nugcthcilter Freude begrüßt und Abänderungen das Wort geredet, die, ohne Anfgebuug der gegen
Unverstand uud Mißbrauch genügend sichercndcn Garantien, dahin führen, den an die Spitze jeder
guten Gcmeiudc-Vcrfassnng zn stellenden Satz,

daß Gemeinden Corvorationen sind, denen die Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten zusteht,
(ok. §. 8. der Städte-Ordnung vom 15. Mai 1856)

zur Wahrheit zu bringen.

Von diesem Grundsätze ausgehend, hat denn auch der zweite Ausschuß einleitend zu dem
Referate über den vorgelegten Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Landgemeinde-Ordnung in der
Rheinprouinz, sich zu der Ansicht bekannt —und der Provinzial-Laudtag ist dieser Ansicht beigetreten:

„daß der Kern der Verwaltung in der Gemeinde — (und nicht in der Bürgermeisterei)
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— liege, indem in der Gemeindedurch den selbstgewähltenVorsteher, durch den gewählten
Genieinderath, durch ihren besondernHaushalt und durch ihre besondere Rechnungeine voll¬
ständig abgeschlosseneVerwaltung sich repräsentirt finde."

Nnr die Consequenz dieses Grundsatzeswar es, daß durchgehenddurch den ganzen Ent¬
wurf der neuen Gemeinde-Ordnung:

1) der Vorsteher der Gemeinde unter Mitwirkung des Gemeinderathes möglichst selbst¬
ständig gestellt und daß, um dieses zn erreichen, gleichzeitig aber auch den hiermit möglicher
Weise verbundenen Nachtheilenin ihren Folgen zu begegnen,die Wirksamkeit des Gemeinde-
Vorstehers vorzugsweiseauf reine Kommuual-Augelegenheiten,auf den ökonomischen Theil
der Verwaltung beschränkt, dagegen die Landes-Angelegenheitendem Geschäftskreise des
Bürgermeisters vorbehalten wurden.
Eine Consequenz war es aber anch

2) daß für die neue Gemeinde-Ordnung das Zusammenlegenmehrerer Einzelgemeinden
zu Bürgermeisterei-Verbänden, in deren Vertretung — demBürgermcisterei-Nath—
bei vielfach sich kreuzenden Interessen die Einzelgcmeindenur eine sehr problematischeVer¬
tretung ihrer speciellen Interessen erwarten darf, nicht gefördert, dagegen das Ausscheiden
aus dein Sammt-Gemeindc-Verbandwesentlich erleichtertnnd hierdurchauf die Heranbildung
einer größeren Zahl felbstständiger, außerhalb eines größeren Bürger¬
meisterei-Verbandes stehender Gemeinden hingewirkt wurde.

2b das eine oder das andere System zur Geltung, gelangen wird, ist dermalen ungewiß.
Es ist aber einleuchtend,daß, wenn die Vertretung der communalen Interessen in den

Gemeinderath, anstatt in die Bürgermeisterei-Versammlung gelegt wird, auch der
Nahlkörper zur Bildung der Kreisstände ein anderer werden muß. Nun schreibt
aber sowohl die gegenwärtigeKreisordnnng vom Jahre 1827, als der vorliegeude Entwurf vor, daß
nie Abgeordnetender Landgemeindenzu den Kreistagen durch die Bürg e rmei sterei-Versa mm-
lun g gewählt werden sollen. Würde der Ausschuß bei Berathung der Vorlage diese Bestimmuug beibehal¬
ten, dagegen das bei Begutachtung der GemeindeOrdnuugempfohlene System dereinst Gesetzeskrafterhal¬
ten, fo würde den Gemeinden, als folchen, auf dem Kreistage jede Vertretung fehlen, andererseits
aber eine Vertretung für die Bürgermeistereien als Norm aufgestellt wurden sein, die in der Ausfüh¬
rung sich mehr oder minder gegenstandslos erweisen würde. Aehnlich würde es sich verhalten,
wenn umgekehrt der Ausschuß, seinem bei Begutachtung der Gemeinde-Ordnuug festgehaltenen
Systeme getreu, behufs Bildung der Kreisstände die Gemeinde-Vertretung, anstatt der Bür¬
germeisterei-Vertretung zur Grundlage nähme, bei definitivemErlasse der Landgemeinde-Ord¬
nung aber die Bürgermeisterei-Vertretung die Basis bilden würde.

Der Ausschußbefindet sich daher in der Unmöglichkeit, in Beziehung auf einen der wesent¬
lichsten Punkte der Kreis-Ordnnng, nämlich die Zusammensetzungdes Kreistages, sachgemäße Vor¬
schläge abzugeben,so lauge über die Grundlage der Kreis Ordnung — die Gemeinde-Ordnung
— eine definitive Entscheidungnicht getroffensein wird. Zu diesem Ausspruche uud zu dieser Auf¬
fassung der vorliegenden Frage glaubt der Ausschußum so mehr sich bekennenzu dürfen, als in
der ministeriellen Denkschrift, betreffend die intcrimistifchenKreis- und Provinzial-Landtage vom
26. Januar 1852, Seite 5, ganz von demselben.Grundsätzeausgegangen wird, indem es darin wört¬
lich heißt:

„Es wird endlich einer weiteren Erwähnung nicht bedürfen, daß, wie die Einsetzung der nach
dem Gesetzevom 11. März 1850 neu zu bildenden Kreis-Vertretung abhängig
ist von der Einführung der Gemeinde-Ordnung, da die Mitglieder der Krcis-Ber-
sammlung von den Vertretungen der Gemeinden gewählt werden sollen (Artikel U l. o.), eben

8U so auch die Bildung der im Artikel 39 vorgesehenen Prouinzial-Versammlung, deren Mitglieder
.' nach Artikel 40 von den Kreis-Versammlungengewählt werden sollen, durch die Einsetzung der

letzteren bedingt wird." :c.
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Eine weitere Frage könnte sein, üb die gegenwärtig gültige Kreis-Ordnung, insbesondere
die Krcis-Pcrtrctnng, solche Mißständc mit sich führe, daß, ungeachtetdes Mangels einer definitiven
Gemeinde-Ordnung in dem heutigen Stadium der Gesetzgebung mit mehr oder minder zwingender
Nothwendigkeitzu dem Erlasse einer ncncu Kreis-Ordnung übergegangenwerden müsse? Der Aus¬
schuß tlluu diese Frage uur verneinen, indem die Verhältnisse und Zustünde der östlichen Provinzen
für die Rhcinprouin; nicht maßgebendsind, namentlich die Zahl der Besitzer der zu einer Virilstimmc
auf dcu Kreistagen berechtigtenGüter, — so weit dem Ausschüsse bekannt — die Zahl der Abge¬
ordneten der Städte und Landgemeindennicht überwiegt, in der Regel letzterer nicht gleichkommt,
ganz abgesehen davon, daß in der Nhcinprovinz, wo abgeschlossene, ans dem Gemeinde-Verbände
hcrausgctretcnc, selbstständige Gutsbczirtc nicht eristircn, für die in die Matrikel der Ritterschaft
aufgenommenen Güter reale, ökonomische Sondcr-Intcrcsscn schwerlich aufzufinden sein dürften, die nicht
gleichzeitigauch den ländlichenBesitzungen zn Gute lämcu. Der Ausschuß bedauert den Mangel
statistischer Nachrichten,um über das gegenwärtigeZahlen-Verhältniß der trcisständischcn Vertretung
weitere Aufschlüsse geben zu können. Darauf glaubt der Ausschnß aber noch nufmerlsam machen z»
müssen, daß, wenn die neue Gemeinde-Ordnung, wie sie aus den Berathungen des 15. Provinzial-
Landtagcs hervorgegangen,zum' Gesetz erhobenwerden sollte, das relative Zahlen-Verhältniß der in
die Nitterschnfts-Matritel aufgenommenenGüter, gegenüberden Abgeordnetenaus den Städte» uud
Landgemeinden,ein ganz anderes und zwar weit geringeres werden würde, indem die
größere Zahl der sclbstständigcn Gemeinden auf den Kreistagen eine ähnliche Vertretung
finden müßte, wie sie heute den größeren Verbänden, den Bürgermeistereien, zugestandenist.

Von einer Seite wurde auch noch darauf hingewiesen, daß es augemessen sein dürfte, vor
Erlaß einer neuen Kreis-Ordnung die in der Ausführung begriffene Grundsteuer-Negulirung
abzuwarten.

Nach allen diesen Erwägungen einigte sich der Ausschuß zu dem Ausspruche:
„daß es uicht zweckmäßig sei, unter den heutigenVerhältnissen und bei der gegenwärtigenLage
der Gesetzgebung in die Berathung des Entwurfes zu einer nenen Kreis - Ordnung einzutreten",

und ersucht demgemäßden hohen Prouinzial-Landtag, diesem Ausspruchesich anzuschließen,
Düsseldorf, den 24. November 1862.

Der zweite Ausschuß des Rheinischen Provmzial-Lcmdtags.

Fhr. von Gcyr, Vorsitzender. Coutzen, Referent. Graf Hoensbroech. A. Lcimberts.
Dr. Wurzer. Pilgram. von Eyncrn. Graf von Hompesch.

Entwurf eine« Gesetzes
über die Bauten an
Waldungen auf der
liutcu Nhcinseitc der

Provinz. (Mcrh.
Piapcs. Ullm 17. Nlw.

1862.)

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und, Herr!

Euer Majestät getreue Stünde der Nheiuproviuz erkennen mit allerunterchanigstenr
Danke in dem uns mittelst Allerhöchsten Kabincts-Ordre vom 17. Novbr. d. I, zur Aeußerung
vorgelegten Entwürfe eines Gesetzes über die Errichtnng von Gebunden in der Nähe der auf dem
liuken Nheinufer der Nheinprovinzbelegenen Waldungen die huldvolle Absicht, die bisher in dieser
Beziehung bestehendeGesetzgebungim Interesse des Eigenthums und der Industrie in ihren
Härten zu mildern.

Wir sind daher auch ganz damit einverstanden, daß der Art. 18 Tit. 27 der Forst-
ordnungvom August 1669, das Staatsrathsgutachten vom 22. Nrmrmii-6XIV. (13. Novbr. 1805)
und der §. 1 der Vcrorduung der ehemaligen Oeslerrcichisch-Baycrischen Landes-Administrations-
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Commission vom 2!. Januar 1815 auhcr Gesetzeskraft gesetzt werden. Es liegt jedoch nicht in
unsern Wünschen, daß dafür ein anderes substituirendes, wenn auch weniger beschränkendesGesetz
erlassen werden möge, die treugehorsamsten Stände glauben vielmehr Euer Majestät die aller-
unterthänigste Bitte vorlegen zu dürfen, „daß die französische Forstordnnng vom August 1669 und
„alle Gesetze, welche die Errichtung von Gebäuden in der Nähe von Waldungen im linksrheinischen
„Theile der Nheiuprovinz verbieten oder beschränken, einfach aufgehoben werden."

Gleichzeitig wurde das Bedürfniß eines Schutzes nicht nur für Staatswaldungeu, foudcru
für alle Waldungen der Provinz anerkannt, ohne daß die Staude für jetzt sich über die Art nud
Weise, wie dieser Schutz gewährt werden foll, für ein bestimmtes Petitum geeinigt haben,

Sollten Euer Majestät nicht geruhen auf den Hanpt-Antrag einzugehen, fo bitten die
trcugehorsamsten Stände allerunterthänigst, daß es Euer Majestät gefallen wolle, den deu Ständen
vorgelegten Entwurf, welcher mindestens die Härten der bestehcudcu Gefetzgebung mildert, der
weitern Berathung der Laudesvertretung zu übergeben.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:e.
Düsseldorf, 5. Decbr. 1862.

It. Adressen/ die ständischen Petitionen betreffend.

Allcrdurchlanchtigcr Großmächtigster König!
Allerguädigstcr König und Herr!

Die zum 1(!. Proviuzial-Landtage der Nheiuprovinz versammelten Staude der Nittcr-
schaft nahen sich Euer Küniglichcu Majestät, um nu dcu Stufen des Thrones Folgendes ganz
nntcrthänigst vortragen zu dürfen.

Auf dem 14. Provinzial-Landtage wurde von der trengehorsamcn Ritterschaft der
Antrag gestellt:

2. die Güter Honselner, Gcstclcu uud Gcisbcrg des Grafen von Hoensbrocch-Hnag,
d. das Gut Hohcnliud des Banquiers Stein zu Eoln,

erstere als altbcrechtigtc Rittergüter jetzt noch nachträglich anzuerkennen, nud mit letzterem in die
Matrikel der landtagsfähigcu Güter einzutragen. Auf dem 15. Proviuzial-Landtage wurde von
der gehorsamsten Ritterschaft ein ähnlicher Antrag für das Gut Sousfeld des Mcd. I)r. Luytcn
gestellt. Auf dicfc von uns gestellten und dem Herrn Landtags - Eommisfarius eingereichten An¬
träge, ist nns am 1<i. Novbr. d. I. durch den Herrn Landtags - Eommissarius nöffuct worden,

daß nach der Entscheidung des Herrn Ministers des Iuueru vom 22. Januar uud 27.
Februar 1802, den oben angeführten Gesuche» mit Rücksicht auf die eiugclcitctc Reorgani¬
sation der bevorstehenden Krcis-Berfnssung nicht habe näher getreten louneu.

Gleichzeitig wurde uns durch den Herrn Landtags - Comissarius eröffnet, daß Euer Königliche
Majestät durch Allerhöchsten Erlaß vom 2. Scptb. 18U1 die Ritterguts - Qualität des im Krcife
Eustirchcu gelegenen Gutes Altcnbcrger-Burg genannt Tillmcshuf, Eigenthum des Paul Gcucr,
M Gnaden anerkannt und dessen nachträgliche Aufnahme in die Ritterguts - Matrikel der Rhein-
Provinz zu befehlen geruht haben.

Abgesehen von der ungleiche» Behandlung der Anträge der trcngchorsameu Ritterschaft
Seitens des Herrn Munsters gegenüber dem Antrage des Paul Oeucr, erlaubt sich dieselbe
Euer Majestät allcruutcrthäuigst vorzutragen, daß die Reorganifntiou der Kreis - Verfassung vor
ihrer Beendigung noch manche Wechselfällc der Gesetzgebung zu durchlaufen haben werde uud daher
wohl uicht iu naher Aussicht stchc; ferner die in Rede stehenden Güter durch ihre» bcdcutcudcu
Neiucrtrag doch jedenfalls zn dem großcu Grundbesitz gezählt werden müssen, nud daß die Ritter¬
güter im Allgemeinen den großen Grundbesitz im wahren Siuuc des Wortes rcpräscutircn.

Anerkennung resp.
Aufnahme der Güter
Hmisclaer, Oestelni,
Gcisberg, Hohenlind,
ü^misbcclund Brnn-
derhof in die Rhci»
lüsche NiUcrciuts^Mll-

trikct.
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Aus diesen Gründen und gestützt auf die noch zu Recht bestehende Provinzinlständischc
Verfassung erlauben sich die zum 16. Provinzial - Landtage versammeltenStande der Ritterschaft
Euer Königlichen Majestät die ganz gehorsamste Bitte allcruntcrthänigst zu Füßen zn legen:
a. daß Euer Majestät gcruhcu wolle die Ritterguts - Qualität der Güter Housclacr, Gestclcu

und Gcisbcrg des Grafen von Hocnsbrocch-HaagAllerhöchst anzuerkennenund deren nach¬
trägliche Aufuahme in die Nittcrguts-Matritcl Allcrgnädigstzn befehlen

d. den Gütern Hohcnlind iin Kreise Eoln, Eigenthum des Banquiers Stein, sowie Sousfcld
im Kreise Nccs, Eigenthum des Mcd. Dr. Lnytcn die Eigenschaft von landtagsfähigeu
Gütern Allcrguädigst zn verleihen.

Auf dem diesjährigen Landtage ist der Graf Earl von Ncllcsscn zu Aachen mit einem Gesuche
um Verleihung der Rittcrguts-Qualität seines Gutes Brandcrhof gleichfallseingekommen. Dieses
Out bildet einen Theil des am 3. Mai 1860 landesherrlichbestätigten von Ncllesscn'schcn Fidci-
commisses uud genügt in allcu Bczichnngcn den Anfordcrnngcn der Allerhöchsten Verordnung
vom 13. Juli 1827 Art. VI. Nr. 8. Die trcugchorsamcn Stände der Ritterschaft richten nun
an Euer KöniglichenMajestät die fernere AllcruutcrthäuigstcBitte:

daß Euer Majestät geruhen wollen, die Aufnahme des Gutes Brandcrhof in die Matrikel
der landtagsfähigcn Güter Allergnädigstzn befehlen.

In tiefster Ehrfurcht ersterbenlc.
Düsseldorfden 2. December 1862.

Abänderung im letzten
^linsa des Z. 12 dcI
ReglementsderRhein.
PioviuM Femr.So-
cictät uom 1. Sept.

1852.

5l»». 8.

Allcrdurchllluchtigstcr, Großmächtigstcr König!
Allcrgnädigstcr König und Herr!

In dem Reglement vom 1. September 1852 für die Provinzial-Feuer-Societät der
Rhcinprovinz ist hinsichtlich des.Austritts aus der Societät in dem letzten Alinea im §, 12 fol¬
gende Bestimmung getroffen:

„für alle nach dem ersten Dezember für den Jahresschluß angemeldeten Austritte
„oder Ermäßignngeu bleibt aber die Verpflichtung, dm Beitrag uoch für das nächste
„Jahr vollaus zu entrichten."

Es hat sich jedoch ergeben, daß mau sich dieser Bestimmung dadurch zu cutzichcu vermag, daß
mau auch uach dem ersten Dezember die Versicherungenmit der ausdrücklichcu Bemerkung ab¬
meldet: mau trete sofort mit dem Tage dieser Abmeldung, und nicht erst „für den Jahres¬
schluß" aus, — und erscheint es deshalb geboten, die Worte „für dcu Jahresschluß" in
oben angeführten, Alinea in Wegfall zu bringen.

Demzufolgeerlauben sich die trcugchorsamstcuStände der Rhcinprovinz, Euer Königliche
Majestät allerunterthänigst zu bitten: dcu Wegfall der Worte: „für dcu Jahresschluß" aus
dem letzten Alinea von §. 12 des Reglements der Rheinischen Prouinzial-Fcucr-Socictät vom 1.
September 1852 — Allcrgnädigst befehlen zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben«.
Düsseldorf, den 2. Dczcmbcr 1862.

Cllsllbeth.Stiftungflir
Minden-Unterricht zu

Dllren.

Allcrdnrchlauchtigstcr, Großmächtigster König'.
Allcrgnädigstcr König und Herr!

Euer Majestät trcugchorsamstcStände der Rhcinprovinz glauben die Erfahrung gewon¬
nen zu haben, daß die zu Dürcn im Jahre 1842 unter dem hohen Protccton.tc Ihrcr Majestät



- 87 -

der itönigiu Elisabeth aus Privntmittclu errichtete Älindcn-Untcnichtsanstalt das ihr vorge-
zcichnete Ziel, die armen blinden Kinder in der Rhcinprovin; aufzunehmen, zn nnterrichtcn und
zur Gründung einer sclbstständigcn Existenz heranzubilden, nur dann vollständigerreichen werde,
wenn diese Anstalt zum Provinzial-Institut wird cihobcn,die zweckentsprechendeinnere Organisa¬
tion eingeführt und die nöthigen Geldmittel werden zugewiesen seiu.

Auf dcu Autrag des Vcrwaltungsrathcs der Anstalt haben demnach die trcugchorsaiustcn
Stände für die Jahre 1863 und 1864 einen jährlichen Zuschuß von 2000 Thlrn. uud zu dcu
durch das größere Bedürfniß gerechtfertigten baulichen Einrichtungen und Anschaffungendie
Emnmc von 5500 Thlrn. bewilligt uud sie haben dcu bereits früher von ihnen ernannten 4 stän¬
dischen Commissnrien dic Vollmacht ertheilt, diese Reorganisation der Äustalt auf's Baldigste
auszuführen nnd mit der Staatsbehörde dic nuumchr nöthige, dic ständische Berechtigungund
Einwirkung hierbei wahrende und feststellende Abänderung der bestehendenStatuten zu verabrede»,
um dieselbe der Allerhöchste!! Genehmigunguntcrthänigst zu uutcrbrcitcu.

In der freudigen Zuversicht, das hier uühcr entwickelte Streben, das traurige Loos
unserer armen blinden Mitbriider iu der Provinz zn erleichtern, werde in dem an Liebe und
Wohlwollen so reichen Herzen Euer Majestät vollen Autlaug finden,

crsterbcn in tiefster Ehrfurcht:c.

Düsseldorf, den 5. December 1862.

All ««.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
ANergnadigster König nnd Herr! Ständische Controlc

über dic Verwendung
Die ehemaligeAbtei Sieqburq war verpflichtet, auf ihre Kosten für die Unterhaltung des Belgischen Schul-

sonds, resp. Zuschuß
für das Progynina-
simn zu Sicgburg,

einer lateinifchenSchule in der Stadt Siegburg zu sorgen. Bei der Aufhebung der Abtei ging
diese Verpflichtunggleichzeitig mit dem Vermögen derselben auf den Staat über. Dies wurde
anerkannt mittelst Allerhöchster Ordre vom 28. Mai 1818, durch welche die Pension von 3 Geist¬
lichen der Abtei im Gefammibetrage von 1253 THIr. im Falle der Erledigung der Pensions-
ausprüchedurch den Tod der Berechtigten als eine beständigeRente zn Gnnsten der Schule auf
die Staatskasse übernommen wurde. Die KöniglicheStaatsregierung hat auch diese» Betrag
alljährlich an die Schule in Siegburg gezahlt.

Bei der Berathung des Staats!) aushaltungs-Etats pro 1850 in der II. Kammer wurde
ein Posten von 400 Thlr., welcheraus den Nevenuen des Bergischen Schnlfonds an das Gymnasium
zu Essen jährlich gezahlt wurde, aus dem Grunde monirt, weil der gedachte Fonds nur zn
Schulzwecken im Bereiche des ehemaligen HerzogthumsBerg verwendetwerden dürfe. Demnach
beschloß die II. Kammer, daß je»e 400 Thlr. fortau abzusetzen seien. Die Komgl. Etaats-
Negierung folgte diesem Beschlusse, und sind demnach auch ferner teme Zuschüsseaus dem
Vergischen Schnlfonds an das Gymnasium zn Essen gezahlt worden.

Dagegen hat die Königliche Staatsrcgierung den Betrag von 400 Thlr. aus der der
Stadt Siegbnrg schuldigen Reute uon 1253 Thlr. fortan an das Gymnasium zn Essen gezahlt
"nd für diesen Ausfall aus dem BelgischenSchulfonds der Schule zu Sregburg Ersatz gewährt.

Die zum 16. Provinzial-Laudtag versammeltenStande glauben in diesem Verfahren
eine unznlässige Beeinträchtigungdes Bergischen Schulfonds, rücksichtlicheine Verletzungder Rechts¬
ansprüche der allein berechtigtenGemeinde,:des HerzogthumsBerg zu erkeunen.
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Schon in früherenZeiten sind ähnliche bestimmungswidrigeVerwendungendes Bergischen
Schulfonds vorgekommen, welche den Provinzialständen auf dem 6. und ?. LandtageVeranlassung
gegeben haben, an des hochseligenKönigsMajestät die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, Allergnädigst
zu befehlenzu geruheu, daß ihnen zur Wahruehmung der Interessen der betheiligten Gemeinden
Einsicht der Rechnungen über die Verwaltung und Verwendung des gedachtenSchulfonds gewährt
werden möge.

In den Allerhöchsten beiden Lcmdtagsabschieden wurde dies Gesuch aus dem Grunde
abgelehnt, weil der Fonds der bei Aufhebung der geistlichen Lorporatiouen der Disposition des
Landesherr,: anheimgefalleu, von diesem zur Unterhaltung von Schulen von Anfang an ohne
Zuziehung der Stände verwendetworden. Hiernach würden die Stände einsehen, daß er nicht
zu denen gehöre, welche aus Beiträgen oder Mitteln der Provinz aufgebrachtwerden, nnd dessen
Verwaltung mithin nicht als eine provinzielleCommunal-Angelegeuheitbetrachtetwerden können.

Die getreuen Stände vermögen auch heute diese Auffassung als die richtige nicht
anzuerkennen. Sie halten sich vielmehr für verpflichtet,allen provinziellenAngelegenheiten wenn
folche auch nur einen Theil der Provinz betreffen, ihre Aufmerksamkeit zu widmen^ und jedenfalls
ihre Bitten um Abstellung eingetretener Uebelstände Eurer KöniglichenMajestät uuterthäniqst
vorzulegen. Die Sache selbst anlangend haben die getreuen Stände die Ueberzeugunggewonueu
daß der Schulfonds ein gesondertes Vermögen ist, welches dem betreffendenTheile der Provinz
zngehört, und an welchem die Staatskasse nicht den geringsten Antheil hat. Den Hauptbestandthcil
bildeu die Güter des ehemalige,:Jesuitenordens. Als der Pabst im Jahre 1773 den Orden
aufhob, hat er über die Güter derselbennichts verfügt. Daher glaubten mehrere Landesherrn
daß dieselbenals dona vacnntig. ihnen anerfallen feien. Mehrere Beschlüsse des NeiclMwfraM
aus den Jahren 1773 und 1774 haben indeß diese Ansprüche zurückgewiesen und entschieden daß
das Vermögen der Jesuiten den Unterrichtsanstalten verbleibe, indem es seiner ursprünglichen
Bestimmunggemäß denselbenangehöre. Dieses Vermögen bildet den ersten Bestand des Veraischen
Schulfonds Derselbe erhielt einen Znwachs durch die §8- 35 und 37 des Neichsdeputations-
Hauptschlusses vom 25. Februar 1803. Auf diese Weise ist der Bergische Schulfouds entstauden
mit dessen Verwaltnng schon der Kurfürst Max Joseph eiue besondere Eommissiou beanftraate
Auch unter der spätern Fremdherrschaftblieb das Institut unangetastet, und ist bis heute abgc-
soudert von dem Staats-Vermügen verwaltet worden. Daß dieser Fonds nnr im Bereiche de"
ehemaligenHerzogtums Berg zur Verwendung kommen dürfe, wurde ebenfalls durch Allerhöchste
Ordre vom 18. Dezember 184tl ausgesprochen.

Wenn nun die Königliche Staatsregiernng einen Theil jenes Fonds zur Abtragung
emer der Staatskasse obliegenden Schuld verwendet, so wird dieser Tbcil doch offenbar seinem
wahren Eigenthümer entfremdet. Der Beschluß der II- Kammer vom' 21. Februar 1850 wird
in der oben angegebenenWeise nicht ausgeführt, fanden: gänzlich nmgangen und die
Stllllts-Negierung zahlt eine Schuld der Staatskasse mit dem Gelde des VergischenSchnlfondS.
Die getreue,:Staude glauben daher nur eine Pflicht zu erfüllen, wenn sie das'seit 1850 von der
Regierung eingeschlagene Verfahren rückgängig zu machen sich bemühe,:.

Die gegenwärtige Sache gibt nun aber auch deu Provinzialständen eine neue Veran¬
lassung die nnterthünigste Bitte zu wiederholen, daß ihnen die Beaufsichtigung der Verwaltung
des Bergischen Schulfonds gewährt werden möge. Abgesehen von den früher geltend gemachten
Gründen ist zu bemerken, daß die Landesvertretung nach der Verfassung eben so befngt als
verpflichtetist, die Verwaltnng des Schulfouds zu controliren Es ist nun nicht zu ermessen,
weshalb dieses Recht den Provinzialständen nicht gewährt werden soll, zumal letztere besser und
sicherer diese Eontrole zu üben in der Lage sind, als dies bei der allgemeinen Landes Vertretung
der Fall ist.
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Die treugehorsamstenStände erlauben sich daher Eure Königliche Majestät untertänigst
zu bitten, Allerhöchstdieseiben wollen zu befehlengeruhen,

1. daß das seit 1850 in Beziehung auf das Gymnasium zu Siegburg inne gehaltene
Verfahren wieder rückgäugiggemacht und der jährliche Zuschußvon 1253 Thlr. dem¬
selben wieder vollständigaus der Staatskasse ausgezahlt werde;

2. daß im Anschlußhieran in Zukunft dem Provinzial-Laudtag die Einsicht der jährlichen
Rechnungenüber die Verwaltung uud die Verwendungdes Vergisch en Schulfonds gewährt
werde, sodann

3. oaß der Königlichen Regierung aufzugebenfei, einer vom Landtage gewähltenCommission
die Etats nnd die Rechnungenso zeitig vorzulegen, damit dieselbe auf dem nächsten
Landtage Bericht darüber erstatten tonne.
In tiefster Ehrfurcht ersterbeu:c.

Düsseldorf, 4. Dezember 1862.

5r K«.

Allcrdnrchlanchtigstcr, Großmächtigstcr König!
Allcrguadigstcr König uud Herr!

Euer Königl. Majestät haben in landcsvätcrlichcrHuld den zum diesjährigenProvinzial-
Landtagc einberufenenStänden der Rhciuprovinz dcu Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des
Hypothetenwesensim Bezirke des Justiz-Senats zu Ehrenbreitsteiuzur Äcgutachtuug vorlegen zn
lassen geruht.

Die getreuen Stände, indem sie sich der an sie gestelltenAufgabe pflichtgemäßuutcrzo,
gen, das Bedürfniß einer Verbesserung anerkannt und demzufolgeEuer Majestät gebeten haben,
zu befehlen, daß der Entwurf zum Gesetze erhobenwerde, habm es sich bei diesem Anlasseucrgc-
Miwärtigt, daß in Rücksicht auf die Reform der Hypoihclcuvcrfassungim Bereiche des Avpclla-
tious-Gcrichtshofeszu Köln nicht minder ein Bedürfniß vorhanden sei. Sie haben sich erinnert,
baß bereits auf dem Landtage von 185,1 der nämlicheGegenstand zur Sprache getomnicu uud
damals ein darauf bezüglicher, von dem AppcllatiousgcrichtsrathcReichcnspcrgcr verfaßterEntwurf
u> Berathung gezogen und befürwortet worden war. -

Zwar ist es den treuen Ständen nicht minder bekannt geworden, daß seitdem das hohe
Justizministerium mit Erledigung der fraglichen Angelegenheitbeschäftigt ist. Inzwischenglauben
die treugchorsamstcu Stände die Gränzen der Vcfugniß nicht zu überschreiten,wenn sie nach Ablauf
von mehr als 11 Jahren, fcitdcm die Frage zuerst zur Sprache gekommen, gegenwärtigund ver¬
anlaßt durch eine neuerdings eingereichtePetition, darauf zurückzukommenund Euer Majestät
ganz untcrthäuigst zu bitten sich erlauben,

daß Allcrhüchstdicsclbcu Mcrgnädigst befehlen wollen, daß ein Gesetzentwurfzur
Reform der Hypotheken-Einrichtungim Bezirke des Appcllationsgcrichtshofcszu Köln
schon dem nächsten Provinzial-Landtagczur Begutachtung vorgelegt werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben»c. :c.
Düsseldorf, den 4. December 1862.

Reform der Hyp°>
thelenverfassnng nu
Nczirle des Appell«-
tioiis'Genchtshofs zu

Cöln.
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w,. ««.
Ucl,crwnsi!!!ss des Allerdu r chlauchti g ster. Großmächtigster König!

Rheinischen Mobil-
niachnngssondsan die
Prlwi»zialhü<söt»sse.

Allerguädigster König und Herr!

Euer Königliche Majestät haben geruht, in dem Allerhöchsten Lcmdtagsabschiedevom
15. November den treugehorsamsteu Ständen eine den sogenannten Rheinischen Mobilmachungs-
Fonds vom Jahre 1815 (Landwchr-Pferdegeldcrfonos) betreffende Petition zu nochmaliger Berathung
zu überweisen und zugleich gestattet, einen anderweitigen Antrag ans Ueberwcisuug des betreffenden
Fonds zur ceutralisirten provinzialständischcn Verwaltung zu stellen.

Dieser Allerhöchsten Intention dankbar entsprechend, nahen die trcugehorsamsteu Stände
abermals den Stufen des Thrones mit der allcruuterthänigsten Bitte, daß Euer Majestät geruhen
zu befehlen:

daß der genannte Laudwchr-Pferdegeldcrfonds der Rheinischen Provinzial - Hülfskasse
überwiesen werde, mit der Maßgabe, daß der genannte Fonds abgesondert verwaltet
und darüber dem jedesmaligen Provinzial-Landtagc Rechnung gelegt werde; daß sodann
das Allerhöchst vorbehaltene „besondere Reglement über die Art der Verwaltung, die
Mittel der Erhaltung des Fonds resp, über die Theilnahmercchte der einzelnen Kreise"
dem nächsten Provinzial-Landtage zur Begutachtung vorgelegt werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 25. November 1862.

5». »3.

Klmalvcrbindmig Allerdu rchlauchtigster, Großmächtigster König!
Zwilchen Rhein, Weser Allergnäd igst er König und Herr!

und Elde.

Schon seit einigen Jahren ist das Project einer Kanalvcrbiudung zwischen dem Rhein
und der Weser, so wie der Weser und der Elbe Gegenstand eingehender Erörterungen gewesen,
welche die hohe, wirthschaftlichc Bedeutung des Kanals für die beiden westlichen Provinzen
Preußens, so wie für die Provinzen Sachsen und Brandenburg immer mehr herausgestellt haben.

Die Königliche Staatsregieruug hat auch bereits dem Projekte ihre Aufmerksamkeit zu¬
gewendet; die zum 16. Proviuzial-Landtage versammelten Stände gestatten sich jedoch an Eure
Majestät die alleruntcrthänigstc Bitte zu richten:

Eure Majestät wollen iu Gnaden geruhen, der Staatsregierung zu befehlen, dem Un¬
ternehmen diejenige Berücksichtigung zuzuwenden, die es der Ausführung immer näher
bringen möchte und die es bei der großen Wichtigkeit desselben in ausgedehntem Maße
verdient.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 5. Dezember 1862.

Aufnahme «°» (5°„. Alle rdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
nuinnl und Prämien. Allergnädigster König und Herr!
strafen auf den «st^
rheinischen Bezirks» Die treugehorsamsten Stände des 16. Provinzial-Landtages haben in ihrer heutigen

sttaßeufonds. Sitzung die ihnen durch das Ober-Präsidium überwieseneu Anträge über Aufnahme von Com-
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muual- und Prämien-Straßen auf die verschiedenen ostrheinischen Bczirtsstraßen-Fonds, einer
sorgfältigen Prüfung unterworfen, nämlich über

^. im Regierungsbezirk Coblenz:
1. die welche von der Coblenz-Mindener

Staatsstraße resp, der Deutz-Gießener Eisenbahn bei Wissen ausgeht, das erzreiche aber sonst
arme Wisse-Thal durchzieht, den Kreis Waldbroehl berührt, und in die Derschlag-Nothemühler
Bczirtsstraße bei Wildbergerhütte mündet.

2. Die Altentirchcn - Flammersfeldcr Straße, welche vou Altenkirchcn ausgeht und bei
Schürdt in die Weycrbusch-Flammcrsfclder Bezirksstraße ciumiindct, und so deu Weg um mehr
als ein Drittel abkürzt.

li. im Regierungsbezirk Cöln:
1. Eine 268 Ruthcu lange Strecke der aus deu, Regierungsbezirk Coblenz kommenden

Liuz-Rottbitzer Nezirksstraßc, welche erstere im Regierungsbezirk Cöln gelegen und den Anschluß
an die Honnef-Asbach-Flammersfeldcr Bczirksstraße vermittelt.

2. Die Troisdorf-Mondorfer Communal-Chaussee, welche von der Cöln - Frankfurter
Staatsstraße bei Troisdorf, resp, dem Bahnhöfe der Deutz-Gießener Eisenbahn ausgeht und diese
mit dem Rhein bei Mondorf in Verbindung setzt, uud für die Gemeinden der Bürgermeistereien
Siegburg, Sieglar und Lohmar die Communication nach beiden Seiten vermittelt.

l^. im Regierungsbezirk Düsseldorf:
1. Die Wcrdcn-K'ettwiger Straße, welche von den Gemeinden auf dem linken Rnhrufer

deshalb angelegt ist, weil die auf dem rechten Ufer liegende Staatsstraße häufig an vielen Stellen
der Inundation ausgesetzt ist, und um des schwierigen und bedeutend längeren Umwegs über Vclbert
überhoben zu sein, wenn man die Städte Düsseldorf, Duisburg, Kaiserswerth uud Natingeu von
Werden aus erreichen will, und auch um des Uebersetzens über die Ruhr bei Kettwig überhoben
zu sein.

2. Die im Bau begriffene Nees-Empeler-Straße, welche eiuc Fortsetzung der Issel-
burg-Empeler Straße bildet, und fu erst die Verbindung der Münster-Emmericher Bezirksstraße
mit dem Rhein bei Nees und den jenseits desselben gelegenen Districtcn bildet.

Die trcngehorsamsten Stände des 16. Rheinischen Proviuzial-Landtages fühlen sich ver¬
pflichtet, Ew. Majestät die alleruntcrthäuigste Bitte vorzulegen:

Die Nufuahme der vorgenannten Straßen ans den betreffenden ostrheinischen Bezirks«
straßenfonds Allergnädigst befehlen zu Wolleu.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Düffeldorf, den 2. Dezember 1862.

55,. «5.

Allerdurchlauchtigstcr Großmächtigster Konig! Ausnahmeder L°m.
Allergnädigst er König uud Herr! nmmilstrcchevon'' '" , Sonsbcck über Wm-

Euer Königlichen Majestät trcugehorsamstc Stände des 16. rheinischen Landtages haben nckndonck nach Ke>
den bei ihnen vorgebrachten Antrag der Gemeinden Sonsbcck uud Winucleudont, im Kreise ""«r,mtter^die Be°
Geldern und Mocrs, um Aufnahme der Connnunalstraßc von Sonsbcck über Winnckendout nach
Kcvclaer in die Reihe der Bezirtöstraßen des wcstrhcinischcu Theils des Regierungsbezirks Düssel¬
dorf einer sorgfältigen Prüfung unterworfen.

zirtsstraßen.
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Dieser Straßenzug ist 2880 Nuthcu lang beginnt westlich von der Stadt Sousbeck an
der Xautcu-OcldcrucrVczirlsslraßc und niündet an dem Bahnhöfe bei Kevclacr und ans der Cre»
feld-ClcvcrVczirtsstraßc.

Die Erefcld - Elcvcr Eisenbahn wird voraussichtlichin den nächsten Tagen dem öffent»
lichen Verkehr übergeben,nnd derselbe ein äußerst lebhafter werden.

Die Straße gewährt einer Bevölkerung von vielen Tausenden der jetzt höchst besteuerten
Bewohner des «reifes Gelder» das Mittel, ihre Bodcucrzeuguifscnach dem Rhcinc, an der Maas
und an den Bahnhof Kevclacr auf dcu Markt bringen zu können: fo wie ihre Bedürfnisse an
Steinkohlen, Kalt, Mergel u. s. w. zu beziehe».

Der gegenwärtigeZustand der Straße entspricht nicht mehr der sehr entwickelten Fre¬
quenz nnd haben die Gemeindenbeschlossen, den bczirlöstraßcnmüßiacuAusbau iu kurzer ^eit zu
unternehmen, wenn sich denselben die Aussichteröffnet, daß diese Straße auf den Vczirtsstraßcn-
ssonds übernommen werden würde.

Die treugehorsamstenStände des 16ten rheinischen Landtags, die Wichtigkeitdieser
Straßenverbindung,anerkennend,wagen Ew. Majestät die alleruutcrthänigsteBitte vorzulegen:

Die Aufnahme der Straße von Sousbeck, über Winnekendonk nach Keuelaer nach
deren bezirksstraßenmäßigemAusbau in die Neihe d^r V^zirksstraßenAllergnädigstbefehlenzu
wollen und den betreffendenGemeinden, welche durch den bisherigen Ban in hohem Gradein
Anspruch genommensind, die beantragte Vauprämie von 3000 Thlr. pro Meile huldreichstzn
gewähren.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, 5. December 1862.

Uebernahme derIchc»
dorf-Quadrat!) ° Mü
berathe,,' Straße auf

den Bezirksstmsien-
fonds.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Die Gemeinderäthevon Hemmersbachsind bei dem 16. Prov.-Lcmdtageauf Grund der
unterthänigst hier beigefügten Verhandlungvom 14. Novbr. d.I. eingekommen, damit eine Prämie
von 3 Thlrn. pro Nuthe, Expropriation und Barriere-Errichtung an Allerhöchster Stelle befürwortet
werde, weil es den armen GemeindenIchendorf-Qnadralh, Hemmersbachund Möderath bei ihrer
drückenden Lage und den hohen Communal-Abgaben,die 130—140"/«betragen ganz unmöglich
ist, ohne namhafte Staatsnnterstützung den kunstmäßigenAusbau des nur als Communal-Weg
I. Klasse geballten Weges zu vollführen.

In der Erwägung, daß fragliche Verbindung eine sehr frequente ist, indem in der Mitte
des Straßcnzuges sich die Elsenbahn-StatiouHorrem befindetund dorthin der ganze Verkehr aus der
bevölkerten Umgebung, felbst von Vergheim aus mündet und mit dem 1, Januar k. I. sogar eine
Postverbinduugeingerichtetwerden wird, haben die zum 16. 'Provinzial-Landtage versammelten
treugehorsamstenStände dem Gesuche zugestimmtund nalM sich Euer Majestät mit der aller-
unterthäuigsten Bitte, es wollen dieselben Allerhöchst geruhen, Allergnädigstzu befehlen,daß „den
Gemeinden Ichendorf-Quadmth, Hemmersbachund Mocderath die nothwendige Prämie von 3 Thlr.,
sowie die Expropriation und Barrieren-Gerechtigkeitbewilligt werde."

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.,
Düsseldorf, 5. December 1862.
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Verhandelt Hemmersbach den 14. November 1862.
In der heutigen Sitzung des Gemeinderaths der Svecial-GemeindeHemmersbachwurden

auf vorherige Einladung mittelst Currende unter dem Vorsitze des Herrn Bürgermeisters Nietzard
nachstehende Gegenständein Erwägung gezogen, berathen und beschlossen:

1) Den Ichendorf-Liblarer CommunalwegI. Klasse betreffend. Nachdem die' Gemeinde
Hemmersbach den eben bezeichnetenWeg durch ihre Gemeinde iu den Jahren 18"/^ als
CommunalwegI. Classe in einer Klonenbreite von 20 Fuß, einer ebenen Grabcnbreite von 3'/2
Fuß, einer Kiesstärkevon 9 Zoll auf eine Breite von 12 Fuß und 4 Fnß Banketten zn beiden
Seiten ausgebaut, hat sich bis jetzt das Bedürfniß herausgestellt, daß dieser Weg in seiner Lage
dem öffentlichen Verkehre nicht mehr genügt, obgleich von Seiten der Gemeindederselbe bis jetzt
stets unterhalten worden ist. Dieser Weg hat in der GemeindeIcheudorf-Quadrath eine Lange
von 13? Nnthen in der GemeindeHemmersbach1192 und in derGemeinde Mödemth eine Länge
von 8H2 Ruthen. Er verbindet die Cöln-Iülicher Staatsstraße zu Ichendorf mit der Cüln-
Dürencr Bezirtsstraße zu Mödemth und dieNeuß-LechenicherBezirksstraßedurch den Communalweg
I. Klasse von Horrem nach Sindorf im letzteren Orte,und läuft mit derNeuß-Lechenicher Bezirts¬
straße fast parallel!. Derselbe gewährt einer Veuölkerung vou viele» Tausenden das Mittel,
die Vodenerzeugnisse nach Umständenam Rhein zn verwerthen, theils durch die Rheinische Eisen¬
bahn zu Horrem und den Bedarf an Steinkohlen, Kalk, Steinen, Holz lc. durch die Eisenbahn
zu Horrem herbeizuschaffen, iu Horrem und Umgegendfelbst Dachziegeln,Drainirrühren, Brauu-
kohlen, Torf und Kalk zu holen; ferner an dein Crftflusse aus dem benachbartenLandkreise Cöln
und entfernten Gemeinden des Kreises Bergheim Heu abzufahren. Alles bewegt sich nach der
Eisenbahn-Station Horrcni, der Verkehr ist dadurch ein äußerst lebhafter. Durch die starke
Frequenz entspricht der jetzige Zustand nicht mehr den Anfordernngenuud ist die Gemeinde bereit,
diesen Communalweg zum bezirksstraßenmähigenUmbau zu bewerkstelligen,wenn ihr aus dem
Vezirksstraßenfondspro laufende Nnthe ein Zuschuß von 3 Thlr. bewilligt werden könne nnb ihr
die Garantie der demnächstigen Uebernahme als Bezirtsstraße zu Theil werde. Da der Weg, um
ihn als Bezirksstraßeauszubauen, eine Erbreiterung von 4 Fuß, eiue neue Kiesstärke von 9 Zoll
und eine Baumpflauzung erfordert, werdeu sich die Kostenapproximativwie folgt herausstellen:

il, Grundentschädiauug:
2161 Ruthen x 4 Fnß ^ 720 /, Ruthen i>, 1'/, Thlr. - Thlr. 120ü Sg,16 Pf. 8

d. Stcinbllhn:
2161 SchachtruthenKies zu fördern und anzufahreu ». 2'/- Thlr. — Thlr. 5905 „ ^- ,, —

2161 SchachtruthenKies einzubauennnd zu vlaniren », 4 Sgr. — Thlr. 288 „ 4 „ —
2161 laufende Ruthen Gräben und die Bankette zu reguliren H 6 Sgr. — Thlr. 432 „ 6 „ —

<', Baumpflauzung:
2161 Stück Ahorn, Ebereschen, Linden oder Kirschenpflanzen zu pflanzen

incl. Bcfchaffungderselben,Bedornung und Arbeitslohn -l 5 Sgr. — Thlr. 360 „5 „ —.
Summa Thlr. 8186 „ 1 „ 8

Die genannten 3GemeindenQuadrath-Ichendorf, Hemmersbach und Möderath gehören,
wie bekannt, zu den ärmsten der Nheinprooinzund sind, da sie andere Wege zu uuterhalten und
für andere BedürfnisseSorge tragen müssen, wirklich nicht in der Lage, diesen Weg ferner zu
unterhalten. Die GemeindeHemmersbachbesitzt kein Communal-Vermügen,muß ihre Bedürfnisse
nur durch Umlage erzielen, hat von dem Ausbau des quast. Weges noch eine Schuld von 1120 Thlr.
zu 4°/° und eine andere von 400 Thlr. zu 5°/« zu verzinsen,und ist genöthigt, ein neues Pfarrhaus
zu baueu. Die Communalsteuern in der Gemeinde Hemmersbachbetragen 130°« und ist auch
nicht abzusehen,wenn dieselbensich vermindern werden. Was die GemeindeMöderath betrifft, so
hat dieselbe ebenfalls, mit Ausnahme einer kleinen schlechten Haide, kein Communal-Vermögen,

Anlage zur Petition,
betr. die Ichendors-
Müderather Straße.



Aufnahme der Düren-
WollcrsheimcrStraße
in die Ncihe der Bc-
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zahlt anCommunalstenern 140V«, besitzt eine Schuldenlast von 1400 Thlr., bezieht eineir Staats¬
zuschuß von 120 Thlr. jährlich zum Gehalt der Lehrerinn und einen solchen von 80 Thlr. zum
Gehalt des Lehrers. Alle drei Gemeinden bestehen, mit Ausnahme einiger wenigen mittelmäßigen
Ackersleutenur aus geringen und ganz armen Tagelöhnern, von welchen Letzteren sogar viele
wegen Mangel an Arbeit in der Gemeinde selbst auswärts ihre Beschäftigung suchen müssen.
Außerdem, daß der quäst. Weg von täglichen und regelmäßigenOmnibusfahrten zwischen Bergheim
und der Station Horrem frequentirt wird, soll auch noch mit dem 1. Januar k. Is. ab eine
PostVerbindungzwischen Kerpen und Vergheim mit der Station Horrem eingerichtet werden.

Aus diesen Gründen und da der quiist. Communalwcg lediglich nur von fremdem
Fuhrwerk und für den allgemein öffentlichen Verkehr frequentirt wird und dient, glaubt der
Gemeinderath seine Bitte wohl nicht für unbegründet und unbillig zu halten und bittet hiermit
die höhere Behörde, gefälligst dahin wirken zu wollen, daß entweder aus Staatsfonds oder aus
dem quäst. Bezirksstraßenfondsder Gemeindeder beantragte Zuschuß bewilligt werde, ist dann
bereit, sofort diesen Weg als Bezirksstraßeauszubauen.

Vorgelesen,genehmigtund unterschrieben.

Der Gemeinderath:
(gez.) Hugo Graf Beissel von Gymnich. P. Schmitz. I. P. Schlickum.

Ios. Berg. G. Nipp. Johann Hahn. Th, Heck). Math. Durst, B. Nietzard.

Ms». RV.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Der sechszehnte Rheinische Provinzial-Landtag hat in seiner diesjährigen Diät die Auf¬
nahme der Düren-Wollersheimer Prämienstraße in die Reihe der Bezirksstraßen des Regierungs¬
bezirks Aachen zu befürworten beschlossen.

Diese Straße, welche eine Gesammtlängevon 5597 Ruthen hat, verbindet die Bürger-
meistereicn Düren, Stockheim, Drove, Niedeggen und Wollersheim, Kreises Düren, mit der
Kreisstadt Düren und der Düren-Gemünder Bezirks straße und hat dadurch, daß dieselbe diesem
gebirgigen Theile des Kreises den inneren und durchgehenden Verkehr vermittelt, eine besondere
Bedeutung für die ganze Gegend.

Die treugehorsamstenStände wagen es daher, Euer Königlichen Majestät die ehrfurchts¬
volle Bitte vorzulegen,

die Aufnahme dieser Straße in die Reihe der Vezirtsstraßen des Regierungsbezirks
Aachen Allergnädigstbefehlen zu Wolleu.
In tiefster Ehrfurcht ersterben lc.
Düsseldorf, den 5. Dezember 1862.

Aufnahme der Echter-
nacher-Nrück-Wallcn°
durfer Praimenstraße
unter die Bezirk«»

straßen.

5l». »8.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Euer KöniglichenMajestät treugehorsamste Staude des 16. rheinischen Prov.-LandtageS
haben den bei ihnen eingebrachten Antrag:
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um Aufnahme der Prämienstraße von Echternacher - Brücke über Wallendorf in die
Reihe der Bezirksstraßen

einer sorgfältigenPrüfung unterworfen.
Diese 4605 Ruthen lange Strecke bildet den wichtigstenCommnnicationsweg auf

Preußischer Seite längs des LuxemburgerGroßhcrzogthums uud ist die einzig ausgebaute directe
Verbindung der Städte Echternach und Diekirch und leistet dem landwirtschaftlichen,sowie sonstigen
öffentlichen VerkehreaußerordeutlicheDienste.

Auch hat sich die großherzogliche Negierung beim AnschlüsseLuxemburgsau den Zoll-
Verein den Ausbau dieser Strecke auf PreußischemGebiete ausbedungcu.

Durch die Aulage der Trier-LuxemburgerEisenbahn über Diekirch hat sich die Frequenz
dieser Straße der Art vermehrt, daß die betreffendenmittellosen Gemeindendie Unterhaltuugskosten
ferner nicht mehr zu bestreitenvermögen.

Die trcugehorscunsten Stände des 16. rheinischen Prov.-Landtages, die Wichtigkeit dieser
Straße erkennend, uuterbreiten Euer Köuiglichen Majestät daher die allerunterthänigstcBitte:

die Aufnahme der Prämienstraße von Echternacher - Brücke, nach deren bezirksstraßen-
mäßigem Ausbau, in die Reihe der Bezirksstraßendes RegierungsbezirksTrier Aller-
gnädigstbefehlenzu wollen.
In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 5. Dezember 1862.
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